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Wie erhält man in der BRD Strom und Gas zum 
halben Preis? Wie bekommt man mehr als zwei 
Milliarden DM geschenkt? Oder einen Hochsee- 
hafen? Oder mehr als einen Quadratkilometer 
bestes Bauland? 

Diese und andere Fragen beantworten die Auto- 
ren in diesem Buch. Sie wollten herausfinden, 
welche Subventionen die Großindustrie aus Öf- 
fentlichen Haushalten erhält. Dazu gründeten 
sie eine Scheinfirma, die Unternehmensbera- 
tung S/S&M, verhandelten mit Ministern und 
Bürgermeistern über die Ansiedlung eines 
Tochterbetriebes eines amerikanischen Che- 
miekonzerns (den es auch nicht gibt) und erhiel- 
ten Angebote in Milliardenhöhe... 
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Ich kenne Jörg Heimbrecht seit seiner Arbeit im Projekt- 
bereich Kriegsforschung des Verbandes Deutscher Stu- 
dentenschaften (VDS) 1969/70. Wir veranstalteten da- 
mals Umfragen, um herauszufinden, ob a) die Bundes- 
wehr entgegen alliierten Kontrollratsbeschlüssen chemi- 
sche bzw. biologische Kampfstoffe bezieht und lagert; 
b) deutsche Firmen und Wissenschaftler an der Erfor- 
schung, Herstellung und Lieferung chemischer bzw. bak- 
teriologischer Massenvernichtungsmittel direkt oder in- 
direkt beteiligt sind. Auch damals bedienten wir uns ei- 
ner unkonventionellen Befragungsmethode, um die Lü- 
genfassade offizieller Darstellungen zu durchdringen. 
Zu den Angerufenen gehörte auch der damalige Proku- 
rist der Hamburger Chemiefirma Stoltzenberg, der mir, 
dem „Mitarbeiter“ des Bundeswehrbeschaffungsamts, 
Einzelheiten über die Produktion und Lieferung von 
chemischen Kampfstoffen an die Bundeswehr mitteilte. 
Die Veröffentlichung der Umfrageergebnisse wurde sei- 
tens der bloßgestellten Personen und Institutionen, vor 
allem des Verteidigungsministeriums, mit heftigen De- 
mentis beantwortet - die sich dann neun Jahre später als 
Zwecklügen erwiesen. Am 6. September 1979 starb in 
Hamburg ein Kind, das mit Sprengstoff vom Gelände 
der inzwischen „stillgelegten“ Chemiefirma Stoltzenberg 
herumgebastelt hatte. Suchtrupps fanden dort anschlie- 
ßend chemische Vernichtungsmittel in solcher Menge, 
die ausgereicht hätte, nicht nur Hamburg auszulöschen. 

Was damals ablief, wird sich auch bei diesem neuen 
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Befragungsexperiment wiederholen: Alle, von Energieun- 
ternehmen über Wirtschaftsfördergesellschaften bis hin 
zu Ministerialräten und Ministern, werden es so nicht 
mehr wahrhaben wollen, was in diesem Buch niederge- 
legt und anhand des Schriftverkehrs nachgewiesen ist. 

Trotz unterschiedlicher politischer Entwicklung haben 
Jörg Heimbrecht und ich anläßlich dieses neuen Lehr- 
stücks wieder zu einer Gemeinsamkeit in der Arbeit und 
in der Methode gefunden. Am Anfang ging es lediglich 
darum, nachzuweisen, daß den Großbetrieben und Kon- 
zernen Strom, Gas und Wasser mit zum Teil erheblichen 
Preisnachlässen geliefert werden - auf Kosten der priva- 
ten Kleinverbraucher, die diese Praktiken mitbezahlen 
müssen. Erst im Verlauf der Untersuchung hat sich für 
den Autor die Möglichkeit eröffnet, in die Zentralen der 
Entscheidungsträger vorzudringen, die über die Vergabe 
von Steuergeldern in Milliardenhöhe befinden und Frei- 
briefe zur Vergiftung der Umwelt ausstellen. 

Voraussetzung für den „Erfolg“ dieses Lehrstücks war 
es, sich vorübergehend auf die Rituale und Spielregeln 
der Herrschenden einzulassen. Um sich Eintritt bei den 
ministerialen Höflingen der Konzerne zu verschaffen, 
waren Titel wichtig, die Protzerei mit einer aufgesetzten, 
phrasenhaften Fachterminologie. Die Sekretärin, die 
hochgestellte Anrufer am Telefon „hungern“ ließ, gehör- 
te genauso dazu wie die üblichen läppischen Statussym- 
bole (dezente dunkle Anzüge, ein 50 000-Marks-Merce- 
des zum „Vorfahren“ usw.). Dazu dann eine genügend 
große Portion Unverfrorenheit, um einen „Leitfaden“ 
zur Unternehmerpsychologie, vom BDI herausgegeben, 
in die Praxis umzusetzen. Darin heißt es: 

„Es wäre eine Illusion zu glauben, Politik könnte ohne 
Machtausübung auf der Grundlage eines Konsens mit al- 
len Beteiligten gemacht werden... Verhaltenssicherheit 
ist... überwiegend an die Etablierung einer geordneten 


Welt von vereinfachten Bildern, Vorstellungen und Ima- 
ges gebunden. Ihre Attraktivität bestimmt Zuneigung 
oder Abneigung.“ 

Für den Autor bedeutete das, von Anfang an den Ge- 
sprächspartnern aus den ministeriellen Chefetagen klar- 
zumachen, wer am längeren Hebel sitzt: nicht die 
„Volksvertreter“ und die auf ihre Verfassungs- und Ge- 
setzestreue vereidigten Beamten, sondern die - in diesem 
Fall - von einem imaginären Chemiekonzern beauftrag- 
ten Strohmänner. Der Herr-im-Hause-Standpunkt muß- 
te so deutlich vorgetragen werden, daß auf der Gegensei- 
te erst gar keine Zweifel aufkommen konnten. 

Das gelang perfekt. Die Methode, der sich Jörg Heim- 
brecht bediente, erinnert an den arbeitslosen Schuster 
Wilhem Voigt, der in einer Hauptmann-Uniform in das 
Rathaus von Köpenick marschierte und die Stadtkasse 
requirierte. Carl Zuckmayer gab seinem Schauspiel über 
dieses Schelmenstück den Untertitel „Ein deutsches Mär- 
chen“. 

Der automatische Kniefall vor Uniformen aller Art 
funktioniert immer noch. Und nicht nur die Pförtner in 
den Ministerien waren mit Mercedes und Samsonite- 
Köfferchen zu übertölpeln. Da es einen solchen Fall 
noch nicht gegeben hat, gab es auch keinen Sicherheits- 
mechanismus, der verhindern konnte, daß ein Kommu- 
nist mit Hilfe von ein paar Briefen und Telefonaten so- 
wie einer Visitenkarte bis in das Büro eines Wirtschafts- 
ministers gelangen konnte. 

Das wird zweifellos geändert werden, aber bis dahin 
bleibt Unsicherheit. Man darf davon ausgehen, daß jeder 
Großkonzern, der sich demnächst wieder mal über 
Strohmänner an einen Standort herantastet, wahrschein- 
lich in den Verdacht gerät, nicht „echt“ zu sein, zumin- 
dest in der ersten Zeit nach dieser Buchveröffentlichung. 

Der Autor hat es vermieden, seine Gesprächspartner 


als verabscheuungswürdige Schurken vorzuführen. Er 
zeigt sie als konsequent Handelnde. Allerdings ist ihr 
Spielraum so schmal und von vorhergehenden Entschei- 
dungen so eingeschränkt, daß sie bereits erpreßbare 
Handlanger des Großkapitals sind. Ein prägnantes Bei- 
spiel dafür gibt der „Beauftragte für Wirtschaftsförde- 
rung der Stadt Peine“, der als früherer Manager in der 
„freien Wirtschaft“ deren Praktiken kennt und durch- 
schaut hat. Er weiß, daß die Konzerne die Bedingungen 
für Industrieansiedlungen diktieren - und nicht die 
Kommunen bzw. Länder, die dafür Areale zur Verfü- 
gung stellen: 

„Die Schizophrenie liegt einfach darin, daß die Anbie- 
termärkte für neue Arbeitsplätze schrumpfen, und genau 
davon profitieren Sie ja. Sollte man auch ruhig ausnut- 
zen, ganz klar.“ 

Ebenso klar ist, daß er dem vorgeblichen „Unterneh- 
mensberater“, dem Autor dieses Buches, ein Angebot in 
Millionenhöhe ankündigt für den Fall, daß der „Auftrag- 
geber“ dauerhafte Arbeitsplätze in Peine schafft. Auch 
dieser Mann handelt „verantwortungsbewußt“, wenn er 
anbietet, die kleine „Flick-Gemeindekasse“ für private 
„Zuwendungen“ zu öffnen. Aber wer mit Hilfe von 
Schmiergeldern die Entscheidung für die Industriean- 
siedlung in seiner Kommune erkaufen will, ist nicht mehr 
souveräner Verhandlungspartner, sondern abhängig von 
der Industrie, ihr vollkommen ausgeliefert. Dahinter 
steckt nur jener typische Zynismus, der sich der Tragwei- 
te seines zweifelhaften Tuns durchaus bewußt ist. 

Dieser Einzelfall ist übertragbar auf den gesamten 
Staat, der schon längst gekauft, korrumpiert, erpreßt und 
erpreßbar gemacht worden ist - von den eigentlichen 
Staatssouveränen, den Großkonzernen. Es ist daher nur 
folgerichtig, wenn die Regierungen in Bund und Ländern 
nur solche Entscheidungen treffen, die den Interessen 
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der Großindustrie dienen. In dieser Hinsicht liest sich 
das Buch wie ein Lehrstück „Stamokap für Anfänger“. 
Was alle wußten, daß nämlich ohne staatliche Finanz- 
spritzen die sogenannte freie Marktwirtschaft nicht 
funktioniert, wird hier veranschaulicht. Diejenigen unter 
den Regierenden, die diese Verhältnisse zu Ende denken 
und auch noch öffentlich zur Sprache bringen, werden 
unweigerlich von den „realistischen Kräften“ in den Par- 
teien abgelöst, von denen, die sich den Ansprüchen des 
Großkapitals bedingungslos unterwerfen. Beispiel dafür 
ist die Karriere des ehemaligen Hamburger Regierungs- 
chefs Hans-Ulrich Klose, eines zunächst konservativen 
Sozialdemokraten, der seinen eigenen Sturz einleitete, 
als er die Rolle des Staates so beschrieb, wie sie ist: ein 
„Reparaturbetrieb des Kapitalismus“. Klose wußte, wo- 
von er redet. Die 1200 Arbeitsplätze beim Aluminium- 
werk VAW kosten den Hamburger Staat und seine Bür- 
ger jährlich 60 Millionen Mark. Das sind 50 000 Mark 
pro Mann pro Arbeitsplatz an Subventionen - mehr als 
die Summe der gezahlten Löhne. 

In vielen Gemeinden an der Tagesordnung ist deren 
Erpreßbarkeit über die Gewerbesteuern. Großkonzerne, 
denen gewinnbeeinträchtigende Auflagen über die Emis- 
sion schadstoffbelasteter Abgase gemacht werden sollen, 
reagieren mit Ankündigungen wie beispielsweise: 

„Wenn Wesel Schwierigkeiten macht, dann alter 
Standort Voerde. Dann bekommt Wesel die Emissionen, 
jedoch keine Steuern!“ (aus: Wallraff/Hagen: Was wollt 
ihr denn, ihr lebt ja noch. Chronik einer Industrieansied- 
lung. Reinbek 1973, S. 71 - Aktennotiz einer Konzernbe- 
auftragten zu einem Artikel über die STEAG-Ansiedlung 
im Weseler Raum und Proteste dagegen.) 

Das grüne Mäntelchen, das sich mittlerweile auch eta- 
blierte Parteien zu Wahlkampfzwecken umhängen, kann, 
wie dieses Buch deutlich macht, nicht verschleiern, daß 
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die Industrie keineswegs den Staat „überlistet“, wenn sie 
Flüsse und die Atmosphäre mit Giftstoffen überlastet. Im 
Gegenteil: Die Verschmutzung unserer Umwelt erfolgt 
in aller Regel im Rahmen bestehender Vorschriften, die 
nach den Vorgaben der Industrie ausgerichtet sind, wie 
die Beispiele Kohlekraftwerk Buschhaus oder Einfüh- 
rung von Katalysatoren zeigen. Diese Anpassung von 
Rechtsvorschriften an die Bedürfnisse der Industrie heißt 
„marktwirtschaftliche Lösung“. In Schleswig-Holstein 
hat man dieser „marktwirtschaftlichen Lösung“ der Um- 
weltprobleme noch eine besondere Note gegeben. Dort 
haben Industrieansiedler im Raum Brunsbüttel das Recht 
auf eine „Verschmutzungskapazität“ erhalten, die den 
Anfall von Abprodukten aus eigener Produktion über- 
steigt. Dieses Mehr an genehmigter Umweltvergiftung 
dürfen die Konzerne dann an neue Industrieansiedler 
verkaufen. Umständliche Genehmigungsverfahren ent- 
fallen, und Umweltschützer scheitern mit ihrem Wider- 
spruch an der „Rechtslage“. 

Die „Volksvertreter“ behaupten derweil, ein „Gleich- 
gewicht zwischen Ökonomie und Ökologie“ anzustre- 
ben, und das sieht in der Praxis so aus, daß es nicht um 
die Verringerung der aggressiven Schadstoffbelastung 
geht, sondern darum, wie Grüne, Umweltschützer, Bür- 
gerinitiativen usw. am besten hinters Licht geführt wer- 
den können. Anläßlich einer Ortsbesichtigung sagte bei- 
spielweise ein „Zuständiger“ aus der Hamburger Wirt- 
schaftsbehörde dem Autor 

„Sehen Sie da hinten. Da stand im letzten Jahr noch 
ein wunderschöner alter Wald. Den haben wir abgeholzt, 
bevor die Grünen etwas gemerkt haben.“ 

Trotz der Schwierigkeiten, die der Senat mit der GAL 
hat, versicherte er, daß „seit der Wenderede von Bürger- 
meister Dohnanyi vor dem Überseeclub... in der SPD 
die realistischen Kräfte am Werk“ seien. Realistisch wie 
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sein niedersächsischer Kollege, der bei einem Gesprächs- 
termin die Bemerkung macht: 

„Je größer die Chemiebude, um so größer sind zu- 
nächst einmal die Widerstände, die wir bisher immer in 
geeigneter Form bereinigt haben. Aber ich gebe zu, der 
Widerstand dagegen wächst immer stärker. Und man 
muß schon ’ne Menge tun, um die Jungs zufriedenzustel- 
len.“ 

Der letzte Satz verrät eine Mentalität, die nur darauf 
aus ist, diejenigen auszutricksen, die auf die Folgen der 
Umweltvergiftung hinweisen und dagegen ankämpfen. 
Die Großkonzerne werden auch noch aufgefordert, 
Schadstoffe ungeklärt und ungefiltert an die Umwelt ab- 
zugeben, damit nur der Zuschlag für die Industrieansied- 
lung erteilt wird. Die Folgen - Krebs, genetische Schä- 
den, Lungenkrankheiten - werden hingenommen, die 
Verantwortlichkeit wird verschleiert. Die Schuldigen 
sind nicht namhaft zu machen oder, wenn es mal gelingt, 
wie im Fall Stoltzenberg „zurechnungsunfähig“. Staats- 
anwälte, die anläßlich konkreter Fälle gegen Einzeltäter 
ermitteln müssen, laufen gegen Gummiwände. Oder sie 
verfolgen die Opfer, wie beim Tod des Kindes in Ham- 
burg. Da wurde gegen die Eltern ermittelt wegen Verlet- 
zung der Aufsichtspflicht. 

Die Recherchen des Autors machen einmal mehr deut- 
lich, was von der offiziellen Argumentation zu halten ist, 
wonach Wirtschaftswachstum Arbeitsplätze bringt und 
Umweltverschmutzung der Preis des Wachstums ist. Die 
Konzerne, die durch ihre Strohmänner nach geeigneten 
Standorten suchen lassen, benutzen Arbeitsplatzargu- 
mente lediglich, um Ministerien und Gemeinden zu kö- 
dern und möglichst hohe Subventionen herauszuschla- 
gen. Dem Autor wurden ein Hochseehafen, ein Flugha- 
fen für Jets, Grund und Boden zum Nulltarif, billige Ar- 
beitskräfte, die nicht zu Streiks neigen, kostenlose Aus- 
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bildung qualifizierter Arbeiter, eine fertige Infrastruktur 
frei Haus (Strom-, Gas-, Wasserzuleitungen, Straßen, 
Schienen usw.) versprochen, ohne daß nur eine einzige 
Gegenleistung garantiert war. Schon der Fall Reynolds 
hat bewiesen, daß dieses Verfahren üblich ist. Anfang der 
70er Jahre erbeutete dieser Aluminium-Multi Millionen- 
subventionen mit der vagen Zusage, 8000 Arbeitsplätze 
einzurichten. Daraus wurden dann ein paar hundert für 
ein paar Jahre. 

Was die Subventionspraktiken angeht, so bestehen 
hier eindeutige EG-Richtlinien mit beschränkendem 
Charakter, ebenfalls gesetzliche Vorschriften - die, wie 
einer der Gesprächspartner unumwunden zugibt, „dazu 
da sind, umgangen zu werden“. 

Der Autor, der ohne diese Tarnung und List nie hinter 
die Kulissen offizieller Verlautbarungen zur Wirtschafts- 
und Umweltpolitik hätte schauen können - das beweist 
eine parallel veranstaltete Umfrage -, ist durch seine Re- 
cherchen aber auch an Repräsentanten dieses Staates ge- 
raten, die Problembewußtsein, Skepsis und Verantwort- 
lichkeit zeigten. Solch ein positives Beispiel war die einzi- 
ge Frau unter den „leitenden Herren“, die Projektleiterin 
der „Gesellschaft für Wirtschaftsförderung in Nord- 
rhein-Westfalen mbH“, Frau Holtermann. Sie wies dar- 
auf hin, welche Folgen der Konkurrenzkampf der Ge- 
meinden um Arbeitsplätze hat. 

Sie berichtete von einem Betrieb, der fünf Unterneh- 
mensberatungsgesellschaften beauftragt habe: „Die ha- 
ben viel kaputtgemacht. Sind einfach von Kommune zu 
Kommune gegangen, sie haben 30 Standorte untersucht 
und haben die gegeneinander ausgespielt und die Zuwen- 
dungen hochgeschraubt.‘“ 

Mit Hilfe der vorgeblichen „Beraterfirma‘“ gelangte 
der Autor in einen gesellschaftlichen Bereich, der sich öf- 
fentlich-rechtlich nennt und in dem dennoch sehr private 
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Geschäfte gemacht werden, die der Kontrolle entzogen 
sind, obwohl es dort um unser Geld geht - Geld, das nö- 
tig wäre, um die bisherigen Umweltschäden beseitigen zu 
helfen. Geld auch, das zur Beseitigung sozialer Nöte und 
der Arbeitslosigkeit zur Verfügung stehen müßte. Statt- 
dessen werden Steuergelder in privat angeeignete Gewin- 
ne verwandelt. 

Nach meinen Erfahrungen kann ich mir vorstellen, mit 
welchen Verfolgungen Autor und Verlag zu rechnen ha- 
ben. Man wird wieder einmal mit geheuchelter Empö- 
rung über die „verwerflichen“ Recherchiermethoden her- 
fallen, um von den erschreckenden Tatbeständen abzu- 
lenken. Man wird versuchen - was in diesem Land lange 
Tradition hat -, über die Parteimitgliedschaft des Autors 
sein Anliegen und die von ihm zutage geförderten Fak- 
ten vergessen zu machen. Die Betroffenen werden einen 
Prozeßkrieg erwägen. In der Vergangenheit hat man in 
ähnlichen Fällen auch vor Meineiden für schnelle einst- 
weilige Verfügungen nicht zurückgeschreckt. 

Daß es zu solchen Reaktionen kommen wird, hat der 
Autor von Anfang an einkalkuliert und deshalb Wert 
darauf gelegt, daß ihm seine Gesprächspartner die münd- 
lich vorgebrachten Offerten in schriftlicher Form nach- 
lieferten. 

Die Leichtigkeit und Souveränität, mit der er seine 
Staats- und Betriebsinspektion durchgeführt hat, sollte 
auch andere ermutigen, mit ähnlichen Mitteln in solche 
der Öffentlichkeit vorenthaltenen Geheimwelten einzu- 
dringen. 


Günter Wallraff 


Eine Scheinfirma wird gegründet 


Die beiden Herren in den dunkelblauen Anzügen kamen 
von der Duisburger „Unternehmensberatung S/S&M“. 
Im Auftrage eines großen US-Konzerns suchten sie ei- 
nen Standort für die Ansiedlung eines geplanten Zweig- 
betriebes in Mitteleuropa. Sie brauchten nicht lange zu 
warten. 

Im Niedersächsischen Wirtschaftsministerrum wurden 
sie bereits von Ministerialrat Heinz Brinkmann erwartet. 
Brinkmann erwies sich als ausgesprochen kooperativ und 
entscheidungsfreudig. „Sagen Sie mir, wo sie Gelände 
haben wollen, zack, haben Sie’s. Wollen Sie es schriftlich: 
da ist Schreibpapier“, versprach er. Und weiter: „Sagen 
Sie: Ich möchte eine Zusage haben, daß ich Geld kriege, 
dann sage ich: Schreibkraft her, das mache ich.“ Nach 
anderthalb Stunden war man sich einig. Mit einer Zusage 
über direkte und indirekte staatliche Subventionen für 
ihren Auftraggeber in Höhe von 2,4 Milliarden DM ver- 
abschiedeten sich die beiden „Kapitalvertreter“. 

Die Zusage gibt es wirklich. Und das Gespräch im 
Wirtschaftsministerrum hat auch tatsächlich so _ stattge- 
funden. Nur wußte Ministerialrat Brinkmann damals 
noch nicht, daß weder die Duisburger „Unternehmensbe- 
ratung S/S&M“ noch ihr angeblicher Auftraggeber aus 
den USA existieren. Und daß die beiden seriösen Herren 
auch keinesfalls im Auftrage der Großindustrie tätig wa- 
ren. 

Aber fangen wir die Geschichte ganz von vorne an. 
Die Idee kam nicht auf einen Schlag. Sie entwickelte sich 
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so allmählich. In der Diskussion mit Freunden und Ge- 
nossen beim abendlichen Bier in München. Wir sprachen 
wieder mal über die ungeheuer schnell steigenden Ener- 
giepreise. Gerade hatte die Zeitung gemeldet, daß die 
Stadtwerke München den Gaspreis für mehrere Tausend 
Mieter von bislang DM 0,36 auf knapp das Doppelte er- 
höht hatten. 

Daß die das mit Siemens oder anderen Großbetrieben 
genauso machen würden, schien uns allen mehr als zwei- 
felhaft. Die Großen, das weiß doch jeder, bezahlen Son- 
dertarife und beziehen Strom und Gas viel billiger. Ob- 
wohl keiner von uns glaubte, daß wir auf diesem Wege 
Informationen über Tarife bei den Großverbrauchern er- 
halten würden, schrieben wir einen Brief an die Stadt 
München und baten sie, uns Preislisten für Großabneh- 
mer zu überlassen. 

Die Antwort der Stadtwerke fiel aus, wie wir erwartet 
hatten: 

„Ihre Fragestellung hinsichtlich ‚erheblicher Preis- 
nachlässe® zwischen den Preisen für Tarifkunden und 
den Großbetrieben Siemens und BMW ist unrichtig. Es 
gibt keine ‚Preisnachlässe‘.“ 

So einfach sollte das sein? Wir konnten dem Brief ein- 
fach nicht glauben und suchten nach anderen Möglich- 
keiten, an Strom- und Gaspreise für besonders große 
„Sonderkunden“ heranzukommen. 

Zuerst erwogen wir, unter dem Namen eines Indu- 
striebetriebes bei den Stadtwerken Preislisten anzufor- 
dern. Die Idee wurde aber schon nach kurzer Diskussion 
verworfen. Denn für Kleinbetriebe gibt es keine oder je- 
denfalls nicht sehr hohe Preisermäßigungen. Die Listen 
sind z. T. offen erhältlich. Namen sowie Anschriften von 
Großbetrieben aber stehen in allen möglichen Nach- 
schlagewerken, die den Stadtwerken bekannt sein muß- 
ten. Mit einer Deckadresse zu arbeiten, unter der wir an 
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die Post kommen konnten, war da nicht möglich. Außer- 
dem gab es juristische Probleme. Der Mißbrauch eines 
Firmennamens kann strafrechtliche Konsequenzen nach 
sich ziehen. 

Da kam uns die Idee mit der Unternehmensberatungs- 
agentur. Besonders in der Samstagsausgabe der FAZ su- 
chen Dutzende dieser Agenturen nach leitenden und an- 
deren Angestellten für verschiedene Großkonzerne. 
Warum sollte sich so eine Agentur nicht auch mal im 
Auftrage eines Multis nach Energiepreisen erkundigen? 

Als Firmensitz erkoren wir die Wohnung von Otmar 
aus. Er war sofort einverstanden. Otmar wohnt in einem 
kleinen Reihenbungalow in Duisburg. Der sieht zwar 
nicht aus wie ein Büro einer Unternehmensberatung. 
Aber was Besseres war auf die Schnelle nicht zu finden. 
Ein Firmenname wurde benötigt. Nach eingehender Zei- 
tungslektüre stellte sich heraus, daß sich Unternehmens- 
beratungsagenturen nicht selten nach den Nachnamen 
ihrer Inhaber benennen. Otmars Name mußte mit in den 
Firmennamen integriert werden. Wie sollte der Briefträ- 
ger sonst wissen, wo er seine Post einwerfen mußte? 
Meinen eigenen Namen wollte ich nicht mit ins Spiel 
bringen, denn die Gefahr war zu groß, daß sich einer un- 
serer späteren „Geschäftspartner“ aus anderem Zusam- 
menhang heraus an ihn erinnern könnte. Also hieß ich in 
unserer neuen „Firma“ Dr. Seefelder. 

Da wir einen US-Konzern zu vertreten gedachten, war 
es zweckmäßig, noch einen Amerikaner in unsere Ge- 
schäftsführung aufzunehmen. Wir hielten den Namen 
Muller für geeignet. Und da unsere Geschäftspartner be- 
stimmt mal „Dallas“ im Fernsehen gesehen hatten, be- 
kam unser „stiller Teilhaber“ die Vornamen-Kürzel des 
Bösewichts - nur leicht verfremdet in G. R. Aus den An- 
fangsbuchstaben der „Chefs“ entstand der Name unserer 
neuen „Firma“ S/S&M. 
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Mit Letraset wurde ein Briefkopf entworfen und auf 
feinstem Papier in einer Auflage von 120 Expl. gedruckt. 
Keiner von uns hätte damals geglaubt, daß wir sie bis 
zum letzten Blatt aufbrauchen würden. Hätte mir damals 
jemand prophezeit, daß wenige Monate später verschie- 
dene Landesregierungen unserer Agentur Milliardenge- 
schenke anbieten würden, ich hätte ihn für verrückt er- 
klärt. 

Mit ihrem Startkapital von 120 Blatt Papier begann die 
„Unternehmensberatung S/S&M“ ihren steilen Weg 
nach oben. Und das, obwohl zunächst fast alles schief 
lief. 


Gas, Strom und Wasser zum halben Preis 


Am 23. Februar 1984 wurde der erste Rundbrief auf „Fir- 
menpapier“ an etwa 25 Stadtwerke und Energieversor- 
gungsunternehmen in der ganzen Bundesrepublik ver- 
schickt: 

„Sehr geehrte Herren!“ - Damen gibt’s ja bekanntlich 
in den Chefsesseln nicht; hätten wir die miterwähnt, wä- 
ren wir schon aufgefallen - 

„Im Auftrag eines unserer Klienten, eines großen US- 
amerikanischen Konzerns der chemischen und pharma- 
zeutischen Industrie suchen wir einen geeigneten Stand- 
ort für einen geplanten Tochterbetrieb in Mitteleuropa. 

Bei der Vorauswahl spielen naturgemäß die Preise für 
Energie und Brauchwasser eine große Rolle. Nach Fer- 
tigstellung wird der geplante Betrieb folgende jährlichen 
Energie- und Wassermengen benötigen: 
ca. 50 000 000 m? Gas 
300 000 000 kWh Strom 
2 000 000 m? Wasser (Trinkwasserqualität ohne Kühl- 
wasser).“ 

Die Zahlen hatten wir uns buchstäblich aus den Fin- 
gern gesogen. Denn vom tatsächlichen Energie- und 
Wasserverbrauch eines Chemiebetriebes hatte keiner von 
uns auch nur die geringste Ahnung. 

Um nach Möglichkeit zu verhindern, daß sie sich dar- 
über allzu viele Gedanken machten oder sogar Nachfor- 
schungen nach unserer „Firma“ anstellten, setzten wir die 
angeschriebenen Stadtwerke und Energieversorger unter 
Zeitdruck: „Wir bitten Sie um entsprechende schriftliche 
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Unternehmensberarung SS&M Dr.K.5.Seefelder Am Krähenhorst 27 
0. Steinbicker 4100 Duisburg 29 
G.R.Muller Te1.0203/ 765278 


Duisburg, 20. 2. 1984 


a as Dr. FHäA 


Vereinigten Elektrizitäts-Werke 
- VEW- 3 
Postfach 


4600 Dortmund B er 


Sehr geehrte Herren! 

im Aufträge eines unserer Klienten, eines großen US-amerikanischen 
Konzerns der chemischen und pharmazeutischen industrie suchen wir 
einen geeigneten Standort für einen geplanten Tochterbetrieb in Mittel- 
europa. ' 

Bei der Vorauswahl spielen naturgemäß die Preise für Energie und 
Brauchwasser eine große Rolle, Nach Fertigstellung’ wird der geptan- 
te ‘Betrieb folgende jährliche Energie- und Wassermengen benötigen: 


ca. 50 Mio. m? Erdgas (bei Heizwert 32 060 kJ/m’) 
309 Mio. kWh Strom, über E10 kV-Leitung 
® 2 Mio. m’ Wasser (Trinkwasser qualitat ohne Kuhlwasser}. 


Wir. bitten Sie. um entsprechende schriftliche Preisangebote. die spä- 
testens am.5. März ds. Js. bei uns eingegangen sein soliten. Unser 
Klient ist besonders an langfristigen Verträgen interessiert, 


Hochachtungsvoll 


10. Steinbicker). 


Ein kurzer Brief mit großer Wirkung 
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Preisangebote, die spätestens am 5. März des Jahres bei 
uns eingegangen sein sollten.“ 

Erst als die Briefe schon längst abgeschickt waren, fiel 
uns eine Reihe von erheblichen Mängeln auf: 

Auf dem Briefpapier war keine Konto-Nr. abgedruckt, 
was bei Firmen ausgesprochen ungewöhnlich ist. Wir 
hatten versäumt, einen Stempel zu besorgen — wir haben 
bis heute keinen machen lassen. Die Absenderangabe 
mußte also jedes Mal mit Schreibmaschine auf den Brief- 
umschlag getippt werden. Das Schlimmste aber war, daß 
wir vergessen hatten, mit Otmar den Termin für die 
Postsendung abzusprechen. 

An dem Tag, an dem die Briefe abgeschickt wurden, 
fuhr er in Urlaub. Seine Wohnung war verschlossen, sein 
Telefon nicht besetzt. Für Rückfragen stand die „Firma 
S/S&M“ nicht zur Verfügung. 

Deshalb waren wir angenehm überrascht, als Otmar 
bei seiner Rückkehr aus dem Urlaub gleich stapelweise 
Post an die „Unternehmensberatung S/S&M“ vorfand. 
Die meisten Stadtwerke hatten noch Fragen, wollten wis- 
sen, wie gleichmäßig Strom und Gas abgenommen wer- 
den sollten, und so weiter. Einige vermerkten mißtrau- 
isch in ihrem Antwortschreiben: „Es war uns leider nicht 
möglich, Sie telefonisch zu erreichen.“ 

Nur wenige Stadtwerke wie die in Köln oder Mün- 
chen zogen es vor, überhaupt nicht zu antworten. Sie 
werden es nicht bereut haben. 

Der erste Brief, den wir Öffnen, stammt von der Ge- 
schäftsleitung der Stadtwerke Solingen und ist unter- 
schrieben vom technischen Direktor Theis. Direktor 
Theis hat keinerlei Fragen an uns. Er erkundigt sich 
nicht etwa, wieviele Arbeitsplätze mit dem neuen Betrieb 
geschaffen werden sollen, wie groß der geplante Flächen- 
bedarf ist und ob und in welchem Umfang mit einer Ver- 
giftung der Umwelt gerechnet werden muß. Das hätten 
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wir eigentlich erwartet, denn die Stadtwerke befinden 
sich ja im Eigentum der Stadt. All diese Fragen scheinen 
aber Herrn Theis nicht zu interessieren. Er macht uns 
ohne Umschweife oder Bedingungen konkrete Preisan- 
gebote. Für Gas, das die gleiche Qualität wie das für die 
Versorgung der Haushalte hat, will Herr Theis von unse- 
rem „Klienten“ umgerechnet etwa 4,0 Pfennig pro Kilo- 
wattstunde (Pf/kWh) haben, was einem Preis von etwa 
40 Pf pro Kubikmeter (Pf/m’) entspricht. Dieser Preis 
liegt weit unterhalb des Preises, den Solingen selbst von 
mittelgroßen Betrieben verlangt: 5,26 Pf/kWh bei einem 
Verbrauch von 50 Millionen m? pro Jahr.' Und wir mei- 
nen, er liegt unter den Selbstkosten der Stadtwerke. 

Im Jahresbericht der Stadtwerke Solingen sind Ein- 
kaufspreise und Transportkosten für Gas nicht ausgewie- 
sen. Aber unterstellen wir einmal, daß Solingen sein Erd- 
gas genauso preisgünstig bekommt wie die Stadt Mün- 
chen, die über die Selbstkostenpreise nähere Angaben in 
der Bilanz ihrer Stadtwerke von 1982 gemacht hat. 

Diese Annahme steht aus zwei Gründen auf tönernen 
Füssen. Denn zum einen ist München rund zehnmal grö- 
Ber als Solingen. Die Chance, daß die Bayern ihr Gas bil- 
liger einkaufen können, ist deshalb recht groß. Zum 
zweiten bezieht München im Gegensatz zu Solingen fast 
ausschließlich Erdgas aus der UdSSR, das nach Angaben 
des „Bayerischen Staatsanzeigers“ vom 6. 8. 82 wesent- 
lich billiger ist als etwa Gas aus den Niederlanden und 
deshalb, so der Staatsanzeiger, „als der preisregulierende 
Faktor schlechthin“ betrachtet werden muß. 

Aber unterstellen wir trotzdem mal, die Selbstkosten- 
preise der Stadtwerke wären vergleichbar. Dann müßten 
die Stadtwerke Solingen Erdgas für 33 Pf/m? einkaufen. 
Einschließlich der Transportkosten kämen sie auf einen 
Selbstkostenpreis von 46 Pf/m?. Das würde bedeuten, 
daß die Stadtwerke Solingen ohne jegliche näheren In- 
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formationen z. B. über die Zahl neugeschaffener Arbeits- 
plätze oder von „unserem“ Betrieb hervorgerufene Um- 
weltprobleme oder den Platzbedarf dazu bereit wäre, 
jährlich den Gaspreis mit bis zu 3 Millionen DM zu sub- 
ventionieren. Die Zeche hätten dann die Arbeiter und 
Angestellten, aber auch die Handwerker zu zahlen, die 
mit wesentlich höheren Haushalts- oder Gewerbetarifen 
belastet werden. Würde ich in Solingen wohnen, hätte 
ich nach dem im Mai diesen Jahres gültigen Tarif pro m? 
Gas einschließlich Zählerkosten DM 1,24 zu zahlen, das 
sind 210 % mehr als das Angebot von Direktor Theis an 
unsere „Unternehmensberatung“. 

Kommen wir zu den Strompreisen. Hier konnte uns 
die Stadt Solingen kein Angebot machen. Da war ihr un- 
ser „Betrieb“ zu groß. Sie verwies uns an das „Rheinisch- 
Westfälische Elektrizitätswerk“ (RWE), das Solingen mit 
Strom beliefert. 

Die RWE-Aktiengesellschaft, der größte Energiekon- 
zern der Bundesrepublik, der in unserem Land an der 
Stromabgabe mit 38,1 % beteiligt ist, gehört zum größten 
Teil den Gemeinden und den Ländern. Bei ihnen liegen 
61,3 % der stimmberechtigten Aktienanteile.” Aber dar- 
aus zu schlußfolgern, daß dieser Großkonzern in über- 
wiegend öffentlichem Eigentum sich die Aufgabe stellt, 
die Bevölkerung möglichst preisgünstig mit Strom zu 
versorgen, wäre falsch. Gerade erst am 1. Januar diesen 
Jahres hat die RWE den Strompreis um 3,9 % erhöht. Für 
die Tarifkunden natürlich. Für die Großkonzerne gibt’s 
auch bei der RWE Sondertarife, die ganz erheblich unter 
den Tarifen für die Kleinverbraucher liegen. In einem 
Brief vom 4. Mai 1984 bietet die RWE unserer ‚Unter- 
nehmensberatung’ einen Durchschnittsstrompreis vor 
Ausgleichsabgabe und Mehrwertsteuer von etwa 12,5 Pf 
pro kWh an. Einschließlich Zähler- und aller sonstigen 
Nebenkosten. Würde ich in Solingen wohnen, hätte ich 
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Strombezugskösten für den Betrieb Ihres Klienten 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


wir bestätigen Ihre Anfrage vom 24.4.1984, mit der Sie im Auftrage einss Kilanten 
die Fragen der Stromversorgung für einen Betrieb bei einem Standort in unserem 
unmittelbaren Versorgungsgebiet geklärt wissen wollen. 


Die Versorgung mit elektrischer Energie für Betriebe der von Ihnen genannten 
Größenordnung erfolgt zu dan Bedingungen unseres Stromtleferungs-Sondervertrages 
mit den Musterpreisregalungen’ Z, L. 55 und t. 120, Die Anwendung dar Muster- 
preisregelung L 120 führt bei den von Ihnen genannten Werten zum günstigsten 
Ergebnis. Auf der Basis der von Ihnen genannten Abnahmeverhältnisse und unter 
Berücksichtigung das derzeit 
Ausgteichsebgabe und Mehrwertsteuer etwa 12,5 Pf/kWh. 


Nähare Angaben, z. B. über den von Ihrem Klienten zu zahlenden Baukostenzuschuß 
für den Anschluß seines Betriebes an unsarer Versorgungsmetz können wir erst 
machen, wenn uns der ganaus Standort des geplanten Betriebes bekannt ist. Zu 
einem Gespräch über weitere Detalis; wie Leistungseinschränkung usw., stehen 
wir jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 


Rheinisch-Wastfälisches Elsktrizitätewerk 
Aktiengsseilschaft 


pe MyAr 


Werner ia Soaithoh 
Sidar Gesahechet, ESSEN Eingetragen bein Antagarih Ensen, Hanselersgisierdtummer HR 8103 


bei meinem Stromverbrauch incl. Zählerkosten 24,8 Pf 
pro kWh zu bezahlen, also fast doppelt soviel. 

Auch die Energie- und _Wasserversorgungs-AG 
EWAG in Nürnberg hat keine Fragen an uns und bietet 
für den von unserer „Unternehmungsberatungsagentur“ 
vertretenen Betrieb Sonderverträge für den Bezug von 
Strom und Erdgas an. Für Strom sollen wir einschließlich 
aller Nebenkosten ohne Mehrwertsteuer 15,49 Pf/kWh 
bezahlen. Da wir mit höherer Spannung beliefert werden 
wollen als die übrigen Kunden der Stadtwerke, wird uns 
ein „entsprechender Abschlag auf die Strompreise“ in 
Aussicht gestellt. Auch beim angebotenen Wasserpreis 
von DM 1,50 pro m’ „ist ein weiteres Entgegenkommen 
möglich“, so der Brief der EWAG vom 5. März 1984. 

Auch die Stadtwerke Düsseldorf und die Main-Gas- 
werke bieten uns schriftlich und ohne irgendwelche Fra- 
gen zu stellen erheblich niedrigere Preise an als den pri- 
vaten Haushalten. (Nähere Einzelheiten siehe Tabelle 
Seite 54) 

Die meisten Briefe, die Otmar nach seinem Urlaub von 
den angeschriebenen Stadtwerken und Energieversor- 
gungsunternehmen vorfand, enthielten noch keine kon- 
kreten Preise, sondern Fragen an uns. So schrieben etwa 
die Stadtwerke Mainz: „Grundsätzlich haben wir großes 
Interesse an der fraglichen Ansiedlung. Die Energie- und 
Wasserdarbietung bietet uns keine Schwierigkeiten. Zu 
den von Ihnen angefragten schriftlichen Preisangeboten 
können wir derzeit jedoch leider nicht Stellung nehmen, 
da die wesentlichsten Komponenten Ihrer Anfrage feh- 
len. Wie Sie sicher wissen, ist eine seriöse Kalkulation 
nur dann möglich, wenn neben den Jahresmengen auch 
die Höchstleistungen angegeben werden.“ — Was wir 
natürlich nicht wußten, denn in die Energiepreisgestal- 
tung für Großunternehmen hatte bis dahin ja keiner von 
uns auch nur den geringsten Einblick. 
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Der folgende Satz zeigte tiefes Mißtrauen: 

„Der Rechtsunterzeichner hat sich deshalb gestern 
und heute bemüht, mit Ihnen fernmündlich Kontakt auf- 
zunehmen. Leider meldete sich unter der angegebenen 
Ruf-Nr. kein Mitarbeiter Ihres Hauses.“ 

Wer hätte sich, auch melden sollen? Otmar war ja 
schließlich in Urlaub gewesen. Aber das konnten wir dem 
stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrats der 
Stadtwerke Mainz, dem CDU-Mitglied des Landtages 
Karl Thorwirt, der den Brief an unsere Unternehmensbe- 
ratung unterschrieben hat, ja schlecht erzählen. 

Bei soviel Mißtrauen würde ein weiterer Brief wohl 
kaum ausreichen. Uns erschien da ein Telefongespräch 
erfolgversprechender. 

Da der Chef eines so bedeutenden Betriebes wie der 
„Unternehmensberatung S/S&M“ natürlich nicht dazu 
in der Lage ist, selbst zu telefonieren, mußte eine Sekre- 
tärin her. Brigitte, damals noch arbeitslos, springt da ger- 
ne ein. Sie spielt ihre Rolle perfekt. Ohne sie hätte unsere 
„Firma“ ihre Aktivitäten schon nach wenigen Tagen ein- 
stellen müssen. Wegen fehlenden Vertrauens unserer Ge- 
schäftspartner. Brigitte wird in den nächsten sechs Mo- 
naten - so lange wird unsere Firma existieren - jeden 
Vormittag Telefonate entgegennehmen und Gespräche 
mitstenographieren. Nebenbei bereitet sie sich auf ihren 
Fortbildungskurs vor, den sie nachmittags belegt hat. 

Da Otmar und ich fast nie im „Büro“ sind, wenn uns 
jemand sprechen will, läßt sie sich Dutzende von Ausre- 
den einfallen: „Herr Steinbicker ist gerade nach London 
geflogen. Er ist vor Ende der Woche nicht zurück.“ 
„Herr Dr. Seefelder ist in einer wichtigen Besprechung. 
Ich kann ihn da unmöglich rausholen.“ 

Wenn sich jemand nicht abwimmeln läßt, ruft sie mich 
an und ich mache mich, wenn es meine Zeit erlaubt, so 
schnell wie möglich auf den Weg. Wenn ein Anrufer 
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mißtrauisch ist, läßt sie ihn erstmal eine halbe Minute am 
Telefon „hungern“, bevor sie mir den Hörer weiterreicht. 
Oder sie sagt: „Herr Dr. Seefelder telefoniert gerade. 
Können Sie in 10 Minuten nochmal anrufen?“ Wenn sie 
das zwei- oder dreimal wiederholt hat, hat jeder Anrufer 
den Eindruck, daß Herr Dr. Seefelder eine wichtige Per- 
sönlichkeit sein muß. Daß Brigitte arbeitslos geworden 
ist, liegt mit Sicherheit nicht an ihrer mangelnden Eig- 
nung für diesen Beruf. Sie hat alle Voraussetzungen für 
eine gute Chef-Sekretärin. 

Sicherheitshalber überkleben wir auch Otmars Na- 
mensschilder am Eingang seiner Wohnung. „Unterneh- 
mensberatung S/S&M“ steht jetzt an Türklingel und 
Briefkasten. Otmars Freunde und Bekannte sind verunsi- 
chert. Er hat ihnen erzählt, daß er jetzt Staubsauger ver- 
kauft. 

Vor unserem ersten Anruf erfinde ich noch - zusam- 
men mit einem Elektroingenieur bei einem abendlichen 
Glas Wein - den zeitlichen Verlauf des Energiever- 
brauchs „unseres“ Betriebes. Wir entscheiden uns dafür, 
daß Strom, Gas und Wasser über einen Zeitraum von et- 
wa 7 000 Std. im Jahr mit zeitlichen Schwankungen von 
etwa 30 % abgenommen werden sollen. Unterlagen dar- 
über in der Fachliteratur haben wir keine gefunden. Wir 
gehen aber davon aus, daß unsere Gesprächspartner ver- 
mutlich auch keine Ahnung davon haben werden. Und 
wir sollen recht behalten. 

Herr Thorwirth, unser erster Gesprächspartner, ist 
trotz Brigittes Fähigkeiten auch am Telefon noch miß- 
trauisch. Er hatte zu oft vergeblich versucht, uns telefo- 
nisch zu erreichen. Als ich ihm gleich zu Beginn des Ge- 
spräches sage, daß unser Telefon jetzt wieder in Ord- 
nung sei, kontert er: „Ihr Telefon war überhaupt nicht 
kaputt. Wir haben uns bei der Störungsstelle der Post er- 
kundigt. Und die sagte uns, daß kein Defekt vorlag.“ 
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Ich komme ganz schön ins Schwitzen, finde aber dann 
doch eine Ausrede: „Die Postleitung war ja auch in Ord- 
nung. Aber wir hatten einen Defekt in unserer internen 
Telefonanlage.“ 

Nun ist Thorwirth beruhigt. Er sorgt dafür, daß Herr 
Fest, der zuständige Prokurist der Stadtwerke, mich in- 
nerhalb von wenigen Minuten zurückruft und mit mir 
die noch offenen Fragen klärt. 

Am 16. März schickt er uns Preisangebote zu: Die 
Stadtwerke Mainz wollen für Erdgas je nach Abnahme 
4,25 bis 4,65 Pf/kWh haben. Trinkwasser soll 2,30 DM/ 
m? kosten und für die Kilowattstunde Strom wollen sie 
unserem „Kunden“ 11,4 Pf/kWh berechnen. Der Preis 
liegt damit um gut einen Pfennig unterhalb des Angebots 
der RWE. Dabei ist doch kaum anzunehmen, daß es den 
Stadtwerken Mainz, die einen Teil ihres Stroms in eige- 
nen Kraftwerken erzeugen und den Rest u. a. bei der 
RWE einkaufen, gelungen ist, den Strom billiger zu pro- 
duzieren als der größte Stromerzeuger in Europa. 

Unser nächster Gesprächspartner ist Herr Thomas 
von der Hauptverwaltung der „Vereinigten Elektrizitäts- 
werke Westfalen“ VEW in Dortmund. Auch die VEW 
gehört zu den großen Energiekonzernen in der Bundes- 
republik. Auch hier besitzen die Städte und Gemeinden 
eine Mehrheit des stimmberechtigten Aktienkapitals und 
stellen Vertreter im Aufsichtsrat. So ist zum Beispiel der 
Oberbürgermeister der Stadt Dortmund Günther Samt- 
lebe (SPD) Aufsichtsratsvorsitzender. Die Mandatsträ- 
ger in den Städten und Gemeinden haben damit die 
Möglichkeit, wenn sie nur wollen, die Tarifgestaltung 
zugunsten der „kleinen Leute“ zu beeinflussen, die sie ja 
auch gewählt haben. Auch hier wird diese Möglichkeit 
offensichtlich nicht genutzt, wie wir noch sehen werden. 

Vielleicht hängt das damit zusammen, daß unsere ge- 
wählten „Volksvertreter“ laut Gesetz nicht etwa ihren 
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Wählern, sondern „ihrem Gewissen“ verantwortlich sind. 
Und das sitzt bei vielen von ihnen, wie z. B. die Flick- 
Spendenaffäre gezeigt hat, zwischen den größeren Geld- 
scheinen in der Gesäßtasche. Ohne eine gut funktionie- 
rende demokratische Kontrolle durch die „kleinen Leu- 
te“, die Arbeiter und Angestellten, dürfte sich da wohl 
nicht viel ändern. 

Herr Thomas von der VEW-Hauptverwaltung in Dort- 
mund hat noch Fragen an uns, die ausschließlich techni- 
scher Natur sind. Er hat unseren Brief „zufällig“ auf dem 
Schreibtisch liegen, als wir anrufen. Auch er ist skeptisch: 

„Das müßte ja ein wahnsinnig großer Betrieb sein.“ 
Darüber haben wir uns noch keine Gedanken gemacht. 
Aber Thomas, der sich tagtäglich mit Energiepreisen für 
Großabnehmer beschäftigt, muß das ja besser wissen als 
wir. Also stimme ich ihm zu: „Ja, das wird eine ganz 
schön großer Betrieb.“ 

Thomas will die offenen Fragen unbedingt in einem 
persönlichen Gespräch klären: „Würde es sich nicht loh- 
nen, wenn wir einmal bei Ihnen vorbeischauen würden?“ 

Mir läuft es heiß und kalt den Rücken herunter. Um 
Himmelswillen, wenn der in die Wohnung kommt, ist al- 
les zu Ende. Also flunkere ich ihm vor, daß wir von mehr 
als 120 Städten in Mitteleuropa Preisangebote einholen 
und erst in einer späteren Phase an persönlichen Gesprä- 
chen und konkreteren Verhandlungen interessiert seien. 

„Wenn Sie ein konkurrenzfähiges Angebot machen, 
dann werden wir selbstverständlich zu Ihnen kommen 
und gemeinsam mit unserem amerikanischen Partner in 
Detailverhandlungen treten.“ 

Thomas ist einverstanden. Obwohl ich nicht alle Fra- 
gen zu technischen Details beantworten kann, schwindet 
sein Mißtrauen. Offensichtlich haben andere, „echte“ 
Unternehmensberater auch nicht viel mehr Ahnung von 
der Materie als ich. 
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Am 20. März kommt ein von ihm unterschriebener 
Brief der VEW an mit konkreten „Preisangaben, die wir 
vertraulich zu behandeln bitten“. 

Wir fordern Euch, liebe Leser, auf: Haltet Euch unbe- 
dingt an diesen Wunsch! Sagt es nicht weiter! Der 
Durchschnittsstrompreis, den uns die VEW anbietet, 
liegt bei 10,69 Pf/kWh. Für Gas will die VEW von unse- 
rem „amerikanischen“ Klienten 4,5 Pf/kWh haben. 

Mit der Zeit werde ich in meiner Rolle als Dr. Seefel- 
der immer sicherer: Die Telefonate werden zur Routine. 
Meine Gesprächspartner, in der Regel leitende Angestell- 
te, reagieren alle fast gleich. Sind sie mißtrauisch oder 
wollen sie Einzelheiten über den vorgeblich geplanten 
Betrieb wissen, die ich nicht beantworten kann, unterbre- 
che ich sie, falle ihnen ins Wort, erkläre, daß es unsere, 
nicht ihre Entscheidung sei, welche Informationen sie er- 
halten, und stelle sie vor die Alternative: „Entweder Sie 
schicken uns bis Anfang nächster Woche ein Angebot oder 
unser Auftraggeber kommt auf keinen Fall zu Ihnen.“ 

Das wirkt fast immer. Auf der Stufenleiter ihrer Kar- 
riere haben sie gelernt, nach oben zu kriechen und nach 
unten zu treten. Wer sie so behandelt wie Dr. Seefelder, 
muß in der Hierarchie über ihnen stehen. Seine Wünsche 
werden ohne Widerspruch erfüllt. 

Als wir in einem zweiten Rundschreiben an die glei- 
chen Adressaten auch noch erklären: „Der Defekt in un- 
serer internen Telefonvermittlungsanlage ist inzwischen 
behoben. Für eventuelle telefonische Rückfragen stehen 
wir wieder zur Verfügung“, ist das Mißtrauen vollends 
beseitigt. 

Neue Preisangebote treffen nun fast täglich ein. Man 
hat sich offensichtlich daran gewöhnt, von der Großin- 
dustrie gegeneinander ausgespielt zu werden. Denn eine 
Stadt versucht die andere im Preis zu unterbieten. Fragen 
werden fast keine mehr gestellt. 
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WEN iger Pte Pat, 4608 Denken 1 


Versinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
Aktengesellschelt 


Unternehmensberatung 
S/5EM 

Dr. Serfeider 

0. Steinbicker 

GR, Muller 

Au Krähenhorst 27 


4100 Duisburg 29 


Hauptverwaltung 


Dortmund 1, den 19.03.1984 


Are Loichen 7 Datum ‚ 5 


Fr/li 23.02.1984 HKS - #1 


Rheinigndcommn 24 
Bar Howard bis Burchnnahl 
Müller” AB 4274 


£nergieversorgung für den Tochterbetfieb Ihres Klienten 


Strom- und Gaspreisangebot 


Sehr geeiwie lierten, 
\ / 


im Nachgang Zu unserem auf dasselbe Projekt bezugenen Schreiben 
vom 27.02.1984 und unter Bezugnahme auf des Telefonat vom 13.03.1984 
machen wir Ihnen folgende Preisangaben, Uie wir vertraulich 


zu behandeln bittens 


1. Siremversorgung 


i i Pre 
Beim heutigen 
viduellen Vertrages folgende Str 


Leiatungspreiß für 
der Gesamtleistung) 


Leistungsprei® für 6 


Wirkarbeitsprei® 


Demit ergibt «ich ein Burchsehnit 


a Da 


die nieht disponsbie G 


ie unterbrechbare Lieferung 


i 


isstand bınten wir iM Kanmen oaue- 
ampreise ans 


tundlieferung 50 % 
250,00 DW/kb 


125,00 DW/KW. 
8,0 Pr/Ruh 


tastrompreia von 10,69 Pr/kuh: 
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2. Gasversorgung | 
ber Preis für untstbrechbers Kesaeigasliesferungsn beträgt 
beim heutigen Preisstand 


; 4,3 Pf/kuh H, 


und ist an den Preis für schweres Heirdl, Schnefelgehelt 
Max. 1 Gen. %, gebunden, 


M .l 
Z siteren Gesprächen 8 snen wir nen geine zur Vek ügung. 
u weit äch ten in 


Mit freundlichen Grüßen 


Vereinigte Elektrizitätswerke Weatfelen 
Aktiengesellschaft 


pe Tr 


wu" 


Herr Lange von den Stadtwerken Aachen ist eine Aus- 
nahme. Er schreibt uns: „In Anbetracht der Größenord- 
nung des Projektes halten wir es für zweckmäßig, mit Ih- 
nen ein persönliches Gespräch zu führen, in dem die von 
Ihnen angesprochenen Fragen erörtert werden können. 
Wir möchten Sie daher bitten, mit uns einen Termin ab- 
zustimmen.“ 

Ich kann ihn auch telefonisch nicht umstimmen. Er 
will nähere Informationen haben, bevor er uns Preise 
nennt, z. B. wieviel Platz wir für den Betrieb unseres 
Auftraggebers benötigen und was der Betrieb produzie- 
ren soll. Lange hat offenbar noch nicht vergessen, daß er 
von der Aachener Bevölkerung und nicht von der Groß- 
industrie bezahlt wird. 

Ich bleibe am Telefon hart und stelle ihn vor die Alter- 
native: entweder schnell ein schriftliches Angebot oder 
„unser“ Betrieb kommt auf keinen Fall nach Aachen. Da 
muß Herr Lange wohl seinen Vorgesetzten drüber infor- 
miert haben. Ergebnis: Vier Tage später bietet er sich an, 
das eilige Preisangebot persönlich bei uns im Büro vor- 
beizubringen (worauf wir aus verständlichen Gründen 
dankend verzichten). Den Brief, in dem die Preise ste- 
hen, darf er - im Gegensatz zu den ersten beiden Schrei- 
ben der Stadtwerke Aachen an uns - nicht mehr selbst 
unterschreiben. Ob ihm sein Chef übel genommen hat, 
daß er unseren Wünschen nicht sofort und ohne Wider- 
spruch entsprochen hat? 

Die Stadtwerke Aachen teilen uns schriftlich mit, daß 
sie für die Kilowattstunde Strom 10,7 Pfennige haben 
wollen, maximal. Denn der Preis gilt für eine niedrige 
Spannung. Für die von uns gewünschte Hochspannung 
ist „der Strompreis Verhandlungssache“ - und liegt noch 
niedriger. Für Gas wollen sie „in der Größenordnung 
von 4,5 bis 5,0 Pf/kWh“ haben, was einem Kubikmeter- 
preis von ca. 45 Pfennigen entspricht. Auch dieser Preis 
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ist offenbar noch herunterzuhandeln. In einem weiteren, 
am 26. Juni abgeschickten Brief bitten sie uns, ihre „An- 
gaben vertraulich zu behandeln und nicht zu veröffentli- 
chen“. Was man ja aus ihrer Sicht bei den Preisangebo- 
ten verstehen kann. 

Gutes Trinkwasser ist knapp in der Bundesrepublik. 
Unsere Flüsse und Seen sind heute häufig stark mit 
hochgiftigen und schwer abbaubaren Schadstoffen bela- 
stet, die überwiegend aus den Abwasserkanälen der gro- 
Ben Industriebetriebe stammen. Diese Gifte können auch 
mit den besten, heute bekannten Trinkwasseraufberei- 
tungsanlagen nicht vollständig wieder entfernt werden. 
Grundwasser ist dagegen — nicht überall, aber doch an 
vielen Stellen unseres Landes — noch von guter Qualität. 

Umweltbürgerinitiativen, aber auch die Grünen, die 
DKP und sogar der „Rat von Sachverständigen für Um- 
weltfragen“ der Bundesregierung fordern deshalb seit 
langem, daß Grundwasser nur noch für die Versorgung 
der Bevölkerung mit Trinkwasser und für Arznei- und 
Lebensmittelbetriebe verwendet werden darf. Die 
Grundwasserneubildung würde dafür ohne weiteres aus- 
reichen. 

In der Praxis aber sieht es anders aus: Im Kölner 
Raum z. B. werden fünf Sechstel des geförderten Grund- 
wassers von der Industrie abgepumpt. Zum Teil von den 
Betrieben, die mit ihren Abwässern Flüsse wie den Rhein 
so verschmutzen, daß er für die Trinkwasserversorgung 
nur noch schwer nutzbar zu machen ist. Würden sie das 
von ihnen selbst verschmutzte Oberflächenwasser ver- 
wenden, müßten sie mit hohen Aufbereitungskosten und 
mit Rostschäden in ihren Wasserrohren rechnen. Das 
wäre für sie also weniger profitabel. Das verbleibende 
Grundwasser reicht für die Versorgung der Bevölkerung 
nicht aus. Die Kölner z. B. müssen deshalb überwiegend 
aufbereitetes Rheinwasser trinken. 
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Fragt man die zuständigen Behörden, wie etwa den 
Kölner Regierungspräsidenten, erhält man die Auskunft, 
daß „die Betriebe noch alte Wasserrechte besitzen, die 
man nicht von heute auf morgen kündigen kann.“ Eine 
neue Erlaubnis zur Grundwassernutzung werde Indu- 
striebetrieben aber nicht erteilt. 

In der Praxis stimmt dies so nicht. Auch in Städten 
wie Aachen, die mit Trinkwasser aus Grundwasser ver- 
sorgt werden, sind die Stadtwerke bereit, „unseren Be- 
trieb“ mit Wasser zu versorgen. In Aachen sogar zu Son- 
dertarifen. Während die Bevölkerung DM 1,30 pro Ku- 
bikmeter zu bezahlen hat und zusätzlich einen Grund- 
preis von DM 7,50 pro Monat, erhalten wir Sonderkon- 
ditionen: 

„Bei einem jährlichen Wasserbezug von 2 Mio. m? 
liegt der Durchschnittspreis bei heutigem Preisstand zwi- 
schen 85 Pf/m® und 90 Pf/m’“. Wasserverschwendung 
wird also mit einem Preisrabatt belohnt. 

Noch niedriger liegen die Städte Peine mit „unter 50 
Pf/m°“ und Paderborn mit 60 bis 65 Pf/m?. 

Das größte Entgegenkommen zeigt die Stadt Augs- 
burg. Nach unserem Schreiben an die Stadtwerke erhal- 
ten wir einen Anruf von Herrn Buss vom städtischen 
„Amt für Wirtschaftsförderung“. Er wundert sich, daß 
wir teures Trinkwasser - die Stadtwerke wollen von uns 
dafür zwischen 70 und 80 Pfennige pro Kubikmeter ha- 
ben - überhaupt einkaufen wollen. „Wollen Sie denn 
nicht einen Brunnen niederbringen und selbst fördern?“ 

Natürlich wollen wir. Ich fragte sofort nach, ob wir 
nicht neben den für unsere Produktion benötigten 2 Mil- 
lionen noch 6 Millionen Kubikmeter Kühlwasser zusätz- 
lich aus dem Grundwasser entnehmen dürfen. 

Buss: „Das müßte im Prinzip gehen. Bei der Größen- 
ordnung müßte ich allerdings erst einmal die Bayerische 
Landesanstalt für Umweltschutz konsultieren.“ 
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Nach seinen Erfahrungen hat die aber in der Regel 
nichts dagegen einzuwenden. Wie man sieht, hat die am 
16.06.84 erfolgte Aufnahme des Umweltschutzes in die 
bayerische Verfassung mit der politischen Praxis in die- 
sem Bundesland aber auch gar nichts zu tun. 

Buss hat weitere kostensparende Vorschläge für unse- 
ren vermeintlichen Auftraggeber. Auch die macht er ganz 
von sich aus, ohne daß wir ihn dazu drängen. 

„Wollen Sie die Abwässer nicht in die städtische Kana- 
lisation einleiten?“ Natürlich wollen wir. Er hat uns auch 
gleich die Gebühren herausgesucht: „Für die ersten 
50 000 Kubikmeter müßten Sie 1,22 DM bezahlen, für 
weitere 450 000 Kubikmeter DM 0,47 und für alles, was 
über 500 000 Kubikmeter pro Jahr hinausgeht, nur DM 
0,24 pro Kubikmeter.“ 

Das macht bei 2 Millionen Kubikmetern Abwasser pro 
Jahr weniger als 32 Pfennige pro Kubikmeter Abwasser 
aus einem Chemiebetrieb! Und das, ohne daß wir ihm 
auch nur eine Andeutung über die zu erwartende Ver- 
schmutzung gemacht haben. Wenn die Stadt das so ver- 
unreinigte Abwasser in einen Fluß oder See einleitet, 
muß sie nach dem Abwasserabgabengesetz eine Gebühr 
bezahlen, die vom Grad der Verschmutzung abhängt 
und die mit Sicherheit höher liegt als dieser Betrag. Auch 
die Kosten für eine ausreichende Reinigung dürften be- 
deutend höher liegen als 32 Pfennige pro Kubikmeter. 

Chemiefirmen, die ihre Abwässer selbst reinigen, kom- 
men nicht selten auf mehr als das Dreifache dieses Wer- 
tes.° Wir haben deshalb den Verdacht, daß es sich Um ein 
Angebot für eine indirekte städtische Subvention in Mil- 
lionenhöhe handelt. Und ein Angebot zur Vergiftung der 
Gewässer zusätzlich. Denn eine städtische Kläranlage ist 
in der Regel zur ausreichenden Reinigung von Chemie- 
abwässern nicht geeignet. Bei jeder Produktion entstehen 
zahlreiche Abprodukte. Werden die Abwässer aus meh- 
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reren verschiedenen Produktionsanlagen, aus einem ge- 
samten Chemiebetrieb also, gemischt, sind die Mikroorg- 
anismen in der biologischen Klärstufe der Kläranlage in 
der Regel überfordert. Sie sind nicht dazu in der Lage, 
hunderte oder gar tausende von chemischen Substanzen 
gleichzeitig soweit abzubauen, daß aus dem Ablauf der 
Kläranlage nichts Giftiges mehr herauskommt. 

Viele chemische Substanzen, wie etwa die Schwerme- 
talle, schädigen sogar die biologischen Klärstufen. Er- 
gebnis: Es wird noch weniger abgebaut. Noch mehr Gifte 
gelangen in die Umwelt. 

So gut wie alle Schadstoffe herausfiltern kann man 
nur, wenn die Abwässer am Ort des Entstehens, in den 
einzelnen Produktionsbetrieben also, aufgearbeitet wer- 
den. Da die Zahl der Schadstoffe dort noch relativ klein 
ist, können sie noch leichter entfernt werden. Das gerei- 
nigte Abwasser kann dann wieder in die Produktion zu- 
rückgeführt werden. Die Anwendung dieses Systems der 
geschlossenen Wasserkreisläufe fordern nicht nur Um- 
weltschutzorganisationen und DKP, sondern auch die 
„Sachverständigen für Umweltfragen der Bundesregie- 
rung“. Da die Abwassereinleiter aber durch die bestehen- 
den Gesetze nicht dazu gezwungen werden, mit ge- 
schlossenen Wasserkreisläufen zu arbeiten, kann Herr 
Buss uns ganz legal seine Angebote unterbreiten. 

Herr Buss hat noch einen weiteren Vorschlag auf La- 
ger: „Einen Teil Ihrer Abwässer können sie ja auch ver- 
sickern lassen.“ 

Ich muß nach diesem Angebot erst mal tief Luft holen 
und frage dann, was er damit genau meint. Buss: „Na, 
zum Beispiel die Dachabwässer“. Nun ist prinzipiell gar 
nichts dagegen einzuwenden, wenn Regenwasser von ei- 
nem Wohnhausdach ins Erdreich sickert. Das Wasser ist 
ja noch - im Vergleich etwa zum Rhein - relativ sauber, 
wenn auch schon recht sauer, durch die Abgase von 
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Kraftwerken, Industrie und Autos. Aber in einem Che- 
miebetrieb muß man doch zumindest damit rechnen, daß 
der Regen Schadstoffe aus der Luft in nicht unerhebli- 
chem Umfang auswäscht. Die Dachabwässer können al- 
so eine gefährliche Verschmutzung aufweisen. Außer- 
dem hat Buss vor seinem Angebot noch nicht einmal ge- 
fragt, was in dem Betrieb produziert werden soll und 
welche Abfälle dort anfallen. Trotzdem schließt er nicht 
aus, daß „je nach Zusammensetzung“ noch weitere Ab- 
wässer versickert werden können. 

Natürlich gibt es aus Augsburg auch weitere Preisan- 
gebote: Strom soll 12,7 bis 12,96 Pf/kWh kosten. Aller- 
höchstens. Denn ‚je nach den Modalitäten können wir 
Ihrem Klienten eine gewisse Beweglichkeit beim Lei- 
stungspreis in Aussicht stellen“. 

Zum Gaspreis schreiben die Stadtwerke Augsburg: 
„Wir sagen Ihrem Klienten zu, daß wir mit Erdgas zu ei- 
nem Preis versorgen können, der gegenüber dem alterna- 
tiven Einsatz von schwerem Heizöl wettbewerbsfähig ist 
und vielleicht sogar noch etwas darunter liegt.“ Bei ei- 
nem Schwerölpreis von DM 450,- pro Tonne bedeutet 
dies weniger als 3,77 Pf/kWh, was etwa 38 Pfennigen 
pro Kubikmeter entspricht! 

Die Augsburger Bevölkerung muß je nach Verbrauch 
zwischen 52 und 139 Pfennigen pro m? für ihr Gas be- 
zahlen. Zuzüglich einem monatlichen Grundpreis, der 
für „unser“ Unternehmen auch entfällt. 

Die „Energieversorgung Weser-Ems AG“ (EWE) mit 
Sitz in Oldenburg versorgt den nordwestlichen Teil Nie- 
dersachsens zwischen Bremen und den Niederlanden mit 
Strom, Gas und Wasser. Auch hier gibt es ohne Rückfra- 
gen nach möglichen neuzuschaffenden Arbeitsplätzen, 
nach zu erwartender Umweltbelastung oder zum Flä- 
chenbedarf des Betriebes unseres Auftraggebers ein gün- 
stiges Preisangebot (siehe Tabelle). Was selbstredend 
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noch nicht alles ist, was die Stadt Oldenburg zu bieten 
hat. Von Oberstadtdirektor Heiko Wandscher persön- 
lich erhalten wir die Hochglanzwerbebroschüre „Inve- 
stieren in Oldenburg“, zusammen mit einem freundli- 
chen Begleitbrief: 

„Die Stadt Oldenburg hält ein breitgefächertes Ange- 
bot vollerschlossener Industrie- und Gewerbegrundstük- 
ke, die alle in unmittelbarer Nähe zu Autobahnauffahr- 
ten gelegen sind, zur sofortigen Bebauung bereit. Beson- 
ders betonen möchte ich, daß das städtische Grund- 
stücksangebot auch von der Größe her jedem Investoren- 
wunsch gerecht werden kann.“ 

In der Broschüre wird’s konkreter: „Für Unterneh- 
men, die Oldenburg als Investitionsort gewählt haben, 
stehen Finanzierungshilfen aus verschiedenen Förde- 
rungsprogrammen zur Verfügung. Die wesentlichen 
Förderhilfen sind: 

- Investitionszulage und Investitionszuschüsse aus Mit- 
teln des Bundes und des Landes, 

- Investitionshilfen des Landes Niedersachsens, 

- Darlehen für kleine und mittlere Unternehmen, 

-  Einarbeitungszuschüsse,  Eingliederungshilfen und 

-darlehen nach dem Arbeitsförderungsgesetz, 

- __Grunderwerbssteuerbefreiung bei Erwerb eines 

Grundstücks für die gewerbliche Nutzung, 

- individuelle Förderungshilfen der Stadt Oldenburg.“ 

Oberstadtdirektor Wandscher schließt seinen Brief an 
unsere „Unternehmensberatungsagentur“: „Ich wäre Ih- 
nen sehr dankbar, wenn Sie bei ähnlichen Beratungsauf- 
trägen den Standort Oldenburg auch mit in Ihre Überle- 
gungen einbeziehen würden.“ Ist hiermit auf die Hand 
versprochen Herr Oberstadtdirektor. 

Noch etwas konkreter als Oldenburg wird die Stadt 
Hagen. Dem Preisangebot für Strom und Wasser folgt 
kurze Zeit später ein Brief des „Amtes für Wirtschafts- 
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förderung“ mit dem Handbuch „Hagen - für gute Ge- 
schäfte in Deutschland“. Und darin sind auch Grund- 
stückspreise für die Industrie enthalten: Ganze 35 bis 45 
Mark kostet dort ein Quadratmeter baufertiges, er- 
schlossenes Industriegelände. Ein Bekannter von mir, der 
vor kurzem in Hagen gebaut hat, mußte fast den zehnfa- 
chen Quadratmeterpreis bezahlen. Wie wir später sehen 
werden, liegt Hagen trotzdem mit seinen Industriegrund- 
stückspreisen noch extrem hoch. 

Im Vergleich zu anderen Städten ist die Stadtverwal- 
tung Hannover ausgesprochen wißbegierig. Herr Freesen 
ruft mich in meinem „Büro“ in Otmars Wohnung an. Of- 
fenbar hat er eine Fragenliste vorliegen, die er abhakt. 

Freesen fragt, um was für einen Betrieb es sich han- 
delt. Ich antworte knapp: „Chemie und Pharmazie“. Die 
umfassende Auskunft scheint ihn zufriedenzustellen. Er 
fragt nach der benötigten Fläche. Ich antwortete: „Da 
kann ich noch nichts zu sagen. Wenn Hannover ein für 
uns annehmbares Energiepreisangebot unterbreitet, wer- 
den wir Sie darüber informieren“, 

Freesen geht ohne Nachfrage zum nächsten Punkt 
über: „Ist der Betrieb stark emittierend?‘“ Ich antwortete 
knapp: „Ja, wo gehobelt wird, fallen Späne.“ Freesen muß 
darüber herzhaft lachen. Es scheint ihn nicht sonderlich 
zu interessieren, welche Folgen die mögliche Vergiftung 
der Umwelt durch einen Chemiebetrieb für Menschen, 
Tiere und Pflanzen in seiner Heimatstadt haben könnte. 
Wie groß auch die ökonomische Belastung der Stadtkas- 
se dadurch auf Dauer werden könnte. Wie man etwa in 
Hamburg gesehen hat, wo jetzt der Senat hunderte von 
Millionen, möglicherweise sogar Milliarden Mark an 
Steuergeldern aufwenden soll, um die Folgen der Um- 
weltvergiftung durch die Firma Boehringer zu beseitigen. 
Er bohrt nicht weiter, kommt direkt zur nächsten Frage: 
„Gibt es Vorstellungen über die Zahl der Arbeitsplätze?“ 
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Ich bestätigte ihm, daß es die gibt, und vertröste ihn mit 
Zahlen auf später. Er ist auch damit einverstanden und 
verabschiedet sich freundlich. 

Verständlich, daß auf der Basis derart umfangreicher 
und präziser Informationen schon wenige Tage später 
ein preisgünstiges Angebot für den Energiebezug aus 
Hannover in unserem „Büro“ eintrifft. 

Schon 1975 berichtete die Zeitschrift „Umwelt“* über 
eine Umfrage, die bei 366 Städten und Gemeinden mit 
mehr als 20 000 Einwohnern durchgeführt wurde. 60 
Prozent der befragten Kommunen gaben damals gegen- 
über der Zeitschrift an, sie hätten „bisweilen“ oder „zu 
häufig“ Zugeständnisse an die Unternehmen zum Nach- 
teil des Umweltschutzes gemacht. Und zwar wegen der 
Konkurrenz der Gemeinden als Unternehmensstandorte. 
Offenbar gilt dieses Umfrageergebnis auch heute noch. 
Besonders die Großkonzerne, die nicht darauf angewie- 
sen sind, an einem bestimmten Ort anzusiedeln, sitzen 
am längeren Hebel. Sie können die Kommunen gegen- 
einander ausspielen. Nicht nur beim Umweltschutz: Wie 
wir gesehen haben, sind die Gemeinden bereit, auch bei 
ihrer Preisgestaltung erhebliche Zugeständnisse an 
Großunternehmen zu machen. 

Am 13.03.84 ruft der Bürgermeister von Schwäbisch- 
Gmünd, Herr Butz, den wir ebenfalls angeschrieben hat- 
ten, in unserem „Büro“ an. Er will wissen, wie groß der 
Flächenbedarf für den Betrieb unseres Auftraggebers ist, 
was dort produziert werden soll, welche Maßnahmen 
zum Schutz von Luft und Wasser vor Verunreinigung ge- 
troffen werden sollen und wieviele Arbeitsplätze durch 
den geplanten neuen Betrieb geschaffen werden. Ich ver- 
suche, ihn wie zuvor seine Kollegen in anderen Städten, 
unter Druck zu setzen. „Entweder Sie schicken uns die 
Preisangebote ohne weitere Informationen oder wir kön- 
nen Sie bei unserer Planung nicht mehr berücksichtigen.“ 
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Bürgermeister Butz läßt sich nicht beeindrucken. In ei- 
nem Brief vom 03.04.84 an unsere „Unternehmensbera- 
tung“ schreibt er: 

„Unter Bezugnahme auf das erwähnte Telefonge- 
spräch mit Herrn Dr. Seefelder möchten wir Ihnen noch- 
mals bestätigen, daß die Stadt bzw. die Stadtwerke 
Schwäbisch-Gmünd nach wie vor bereit sind, ein sachlich 
fundiertes Angebot zu unterbreiten. Dies setzt aber vor- 
aus, daß wir von Ihnen die dazu benötigten Informatio- 
nen vorher erhalten.“ 

Es folgt eine Liste mit den schon telefonisch gestellten 
Fragen. 

Herr Butz will also, bevor er Sondertarife anbietet, 
wissen, welche Gegenleistung etwa in Form von neuen 
Arbeitsplätzen er dafür erhält. Läge sein Preisangebot 
über dem der anderen Städte, würde wohl kaum ein 
Konzern in Schwäbisch-Gmünd eine neue Fabrik bauen. 

Nur wenn alle politisch Verantwortlichen in den Städ- 
ten und Gemeinden sich einig wären und keinerlei Ver- 
günstigungen für das Großkapital mehr zu geben bereit 
wären, sähe die Lage anders aus. Dann könnten Hunder- 
te von Millionen Mark an städtischen Steuergeldern, die 
heute über Gebührenvergünstigungen und direkte Sub- 
ventionen in die Kassen der Großindustrie fließen, für 
sinnvolle Zwecke zum Nutzen der Bevölkerung freige- 
macht werden. 

Wir konnten uns kaum vorstellen, daß die Preise, die 
uns _Energieversorgungsunternehmen und Stadtwerke 
angeboten hatten, auch für die Bürger dieser Städte of- 
fen zugänglich waren. Schließlich hatten uns ja auch die 
VEW aus Dortmund und die Stadtwerke Aachen aus- 
drücklich um Vertraulichkeit gebeten. Aber wir machten 
die Probe aufs Exempel, wollten es nicht bei der einen 
Antwort aus München, die wir eingangs zitiert haben, 
belassen. 
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Bett. Standortsuche für einen Zochterbetrieb 
eines US-Konzerns 


Bezug: Telstongespräch mit Herrn Dr. Seefeider 
am 30.3: 4 


Beil.: © 


-. Sehr geahrte Damen und Herren! 


Unter Bezugnahne auf das erwähnte Telefongespräch mit 

Herrn Dr. Seefelder möchten wir Ihnen nochmals bestätigen. ' 
das die Stadt bzw. die Stadtwerke Schwäbisch Gmünd nach wie 

vor bereit sind, ein sachlich £undiertes Angebot zu unter” 
breiten. Dies getzt aber voraus, daß wir von Ihnen äie dazu 
bendtigten Informationen vorher erhalten. Nachdem wir (noeh}- 
nicht im ganzen Stadtgebiet für dis geromversorgung zuständig 


In sind und auch noch nichr das ganze Stadtgebiet in unger Gas“ 
jettungsnetz einbezagen ist, ist die $tandortwahl innerhalb, 


des Stadtgebiets zür die angebotskalkulation yon nicht uner- 
heblicher Bedeutung, \ 


wir bitten Sie daher nochmals um folgende informationen: 


1, Geländebedarf (davon zu überbauende Fläche, geplante 
bauliche Nutzung, 'Z« B« Geschoßzahl, Böhe} 


2, Sind besondere Maßnahmen des Umweltschutzes erforderlich? 


Kemer che PS: 
rensganin Se ton Gem age uwage Bi duhe Burk ran TER AN RD gungen wert MED eh 
nn atmen äRk SR aan N fhank Asternenkanhrn an sc 1 Mtenbeanund az amenin Dem 
ones zban BEZ aha ARTE renden Back AG. Fösie PRWNENE E72 1.220 RE 
PIoReEMERR NT 2 ar 


pa 


Bürgermei, 71 
germeister Butz läßt sich nicht unter Druck setze 
N. 


Eine „freiberufliche Mitarbeiterin“ unserer „Firma“ 
schrieb an einige Stadtwerke: „Im Rahmen meiner Di- 
plom-Arbeit zum Thema ‚Entwicklung und Struktur der 
Preis-Kosten-Relation im öffentlichen Energiesektor der 
Bundesrepublik Deutschland‘ bitte ich Sie, mir baldmög- 
lichst Ihren Geschäftsbericht 1983 sowie die derzeit gül- 
tigen Tarife für Gas-, Strom- und Wasserversorgung von 
privaten Haushalten, Gewerbebetrieben und Industriean- 
lagen zu überlassen.“ 

Die Antworten kamen prompt und waren recht auf- 
schlußreich. Die meisten Stadtwerke wie z. B. die aus 
Düsseldorf, Solingen, Bremen, Aachen und Augsburg 
„vergaßen“ einfach, die Frage nach Preisen für die Indu- 
strie zu beantworten. 

Die Stadtwerke Mainz verwiesen auf den „Bundesver- 
band der Energieabnehmer“, der ebenfalls eine Antwort 
schuldig blieb. 

Die Stadtwerke Frankfurt/Main antworteten offen: 
„Die Strompreise für Sondervereinbarungen richten sich 
nach besonderen Kriterien und werden von uns nicht an 
Dritte bekanntgegeben.“ 

Was bei den uns angebotenen Preisen auch gar nicht 
verwundert. 

Einzig die Stadtwerke Hagen schickten uns Informa- 
tionen „zum Preis des Sonderabkommens über Gasliefe- 
rungen aus dem Niederdrucknetz - gültig ab 1. Mai 
1984.“ Danach wird von Großabnehmern ein monatli- 
cher Grundpreis von DM 26,— und ein Arbeitspreis von 
5,50 Pf/kWh verlangt. In dem Informationsblatt heißt es 
weiter: „Unterschreitet der Durchschnittspreis, der sich 
aus Grund- und Arbeitspreis ergibt, 6,30 Pf/kWh, wird 
die gesamte Lieferung mit 6,30 Pf/kWh abgerechnet.“ 

Nach diesem Tarif hätte der von uns erfundene Be- 
trieb für sein Gas jährlich 31,5 Millionen DM an die 
Stadtwerke Hagen zu zahlen. Im Angebot der Stadtwer- 
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ke an unsere „Firma“ werden aber - je nach Abnahme- 
dauer - nur Preise zwischen 3,76 und 4,13 Pf/kWh ver- 
langt, was jährliche Zahlungen von 18,8 bis 20,65 Millio- 
nen DM bedeuten würde. Das sind 34,5 bis 40 Prozent 
weniger, als in dem offen zugänglichen Material ausge- 
wiesen! Sollte die Differenz der für den Betrieb unseres 
vorgeblichen Auftraggebers geplanten städtischen Sub- 
vention entsprechen? 

Wir waren mit den Antworten unzufrieden und 
schickten deshalb einen weiteren Brief los. Dieses Mal 
mit dem Absender verschiedener Kreisorganisationen der 
DKP. Hier wurden wir noch deutlicher: 

„Verschiedene Veröffentlichungen in der Vergangen- 
heit haben bei uns zu dem Verdacht geführt, daß Groß- 
unternehmen z. T. erheblich niedrigere Preise für Gas, 
Strom und Wasser bezahlen müssen als Arbeiter- und 
Angestelltenfamilien. Bitte teilen Sie uns mit, ob dieser 
Verdacht zutrifft und ob es in unserer Stadt derartige 
Rabatte gibt. 

Für den Fall, daß Sie diese Frage positiv beantworten, 
wären wir Ihnen dankbar, wenn Sie gleich eine Preisliste 
für Großverbraucher mitschicken könnten. Sollte es eine 
derartige Liste nicht geben, schicken Sie uns bitte einige 
Preisbeispiele für Betriebe in unserer Stadt.“ 

Die meisten angeschriebenen Stadtwerke reagierten 
auf diesen Brief bis heute nicht! Die Stadtwerke Pader- 
born schrieben: 

„Mit Industrieunternehmen und Sonderabnehmern 
schließen wir individuelle Lieferverträge ab, die einerseits 
auf die strukturellen Gegebenheiten dieser Kundengrup- 
pe, andererseits auf unsere eigenen Lieferungsmöglich- 
keiten abgestellt sind. Da wir uns beim Erdgas im Wett- 
bewerb mit anderen Energieträgern wie Elektrizität, Ol, 
Kohle, Gas oder Flüssiggas befinden, ist sichergestellt, 
daß wir stets marktgerechte Preise und Tarife anbieten.“ 
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Konkrete Preise wurden - wen wundert’s? - nicht mit- 
geschickt. Falsch war eine Auskunft im Brief der Haupt- 
verwaltung der Energieversorgung Weser-Ems AG 
(EWE) an den DKP--Kreisvorstand Oldenburg vom 
10.05.84. Dort schreibt die EWE: „Die Preise ergeben 
sich - unabhängig von der Bedarfsart - allein aus den Ab- 
nahmemengen. Beispielsweise erzielt ein Mehrfamilien- 
haus aufgrund seiner Abnahmemenge einen günstigeren 
Gaspreis als ein Gewerbebetrieb. Die Preisregelung für 
Sonderkunden führen angesichts der hohen Grundpreis- 
anteile für Haushaltanlagen zu wesentlich ungünstigeren 
Gaskosten. Ihre Vermutung, daß die von uns belieferten 
Sonderabnehmer Rabatte erhalten, trifft nicht zu.“ 

Vergleicht man die „Allgemeinen Tarife und Sonderta- 
rife“ der EWE mit ihrem unserer „Unternehmensbera- 
tung“ gemachten schriftlichem Angebot, kommt genau 
das Gegenteil dabei heraus. Für die Tarifkunden berech- 
net die EWE je nach Abnahme einen Kubikmeterpreis 
von 53 bzw. 90 Pfennigen. Daneben wird ein Meßpreis 
von 120 bzw. 30 DM pro Jahr erhoben. Bei meinem Gas- 
verbrauch käme ich da auf einen Kubikmeterpreis von 
minimal 96 Pfennigen. Unserer „Unternehmensbera- 
tung“ wurde dagegen ein Gastarif von 3,93 Pf/kWh an- 
geboten, was einem Kubikmeterpreis von etwa 39,3 Pfen- 
nigen entspricht. Wie man daraus „wesentlich.ungünsti- 
gere Gaskosten“ für Industriebetriebe ableiten kann, 
bleibt das Geheimnis der EWE. 

Wenigstens den - wenn auch, wie wir gleich sehen wer- 
den, untauglichen - Versuch der Rechtfertigung von 
Sonderpreisen für Großabnehmer machten am 25.01.84 
die Stadtwerke München auf eine Anfrage der DKP. Sie 
schreiben dort: 

„Die ganz anders gearteten Abnahmeverhältnisse im 
Sonderabnehmerbereich, z. B. bei der Industrie, erfor- 
dern eine gesonderte verursachungsgerechte Zuordnung 
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CEWE_ 


Erergieversorgung Weser Emis 
Aktiengeselschaft 


Hauptverwaltung 
Energleserhorgung Weser Ema-ag - Posttach 20.40 : 2800 Oldenburg: 
Tepezstrnde 30 Vorarizender des Aufwohtergies 
DRP-Kreisvorstand nn 
Bremer Straße 4 Dratianechn 
WE Oldenburg 
2900 Oldenburg Pe AEN 


Ferneprucher (04.41) 809-0. Amtagencht Oldenburg. Hl 9. 38 
Wr Zeichen und Nachricht vom Es Durcawant Daum 
07.05.1984 TY Austermann/Ps 809 560 10.05.1984 


Betroft, 
Strom- und Gaspreise 


Sehr geehrte Damen und Herren! 


Die Strompreise für Tarifkunden sind nach der Bundestarifordnung kosten- 
orientiert zu gestalten. Die Tarife werden von der zuständigen Behörde 
nur genehmigt, wenn nachgewiesen wird, daß in Anbetracht der gesamten 
Kosten- und Erlöslage des Versorgungsunternehmens und unter Berück- 
sichtigung der Kosten- und Erlöslage in dem perrefienden Tarif die 
beantragten Preise erforderlich sind. Für die Überwälzung von Kosten, 
die von einer Kundengruppe verursacht werden, auf eine andere Kunden- 
gruppe besteht kein Raun. b 


Die Tarifkunden werden nach den als Anlage beigefügten Tarifen ver- 
sorgt. Sonderabnehmer werden im allgemeinen nach Leistungspreistarifen 
beliefert. Die Leistungspreistarife führen bei Abnahmeverhältnissen 
(Benutzungsdauer), wie sie in Haushaltsanlagen anzutreffen sind, zu 
höheren Strombezugskösten, als sie sich aus den allgemeinen Tarifen 
ergeben. Nur bei wesentlich höherer Auslastung der Anläagenkapazitäten 
(Kraftwerke und Leitungsnetz) ergeben sich für- Sonderabnehmer günsti- 
gere Strombezugskosten, Dabei ist noch zu berücksichtigen, daß Sonder- 
abnehmer vorwiegend aus dem Hoch- und Mittelspannungsnetz beliefert 
werden, also nicht mit den Kosten für das Niederspannungsnetz bela- 
stet werden können. 


Die Kostenzuordnung für die Gasversorgung erfolgt nach gleichen Ge- 
BSEHSABUnE FEN \2os Preise ergeben sich - unabhängig von der Bedarfs- 
art - allein als den Abnahmenengen. Beispielsweise erzielt ein Mehr- 
familienhaus aufgrund seiner Abnahmemenge einen günstigeren Gaspreis 
als ein Gewerbebetrieb. Dj ür ef übren, 

h i its zu-wesent- 


—_ 
Ihre Vermutung, daß die von uns belieferten Sonderabnehmer Rabatte 
erhalten, trifft nicht zu, vielmehr hat jede Kundengruppe den von ihr 
verursachten Kastenanteil zu tragen. 2 2 


Mit freundlichen Grüßen 


a Weser-Ems \ 
JF REFERENCE TER SUAEHN, = Ort) BLZ 200 509.097 Kim. 100000 


Met. 810028 20000 154 3 


Eine falsche Auskunft aus Oldenburg. In Wirklichkeit zah- 
len Großbetriebe viel weniger 
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der Kosten im Rahmen der Preisbildung. Es bedarf kei- 
ner großen betriebswirtschaftlichen Untersuchung, um 
festzustellen, daß die Versorgung der Industrie aus dem 
Hoch- und Höchstspannungsnetz (110 kV) kostengün- 
stiger ist als aus dem Niederspannungsnetz (0,4 kV); ne- 
ben den unterschiedlichen Spannungsstufen spielt bei der 
industriellen Abnahme noch die Leistungsbeanspru- 
chung, die konzentrierte Abnahme an einer Übergangs- 
stelle, die Benutzungsdauer, Tag- und Nachtabnahme 
u.ä. eine Rolle.“ 

Prüfen wir die Argumente genauer: Daß bei Beliefe- 
rung mit hoher Spannung den Energieversorgungsunter- 
nehmen niedrigere Kosten entstehen, erscheint uns plau- 
sibel. Nicht plausibel erscheint dagegen, daß die Kosten- 
unterschiede so erheblich sein sollen. 

In einer Preisliste für „Strompreise für Gewerbebetrie- 
be in Hamburg“, die wir über unsere „Unternehmensbe- 
ratung“ vom Hamburger Senat erhalten haben, werden 
als Arbeitspreise für die Versorgung von Gewerbebetrie- 
ben mit Hochspannung 12,2 Pf/kWh angegeben. Bei 
Versorgung mit mittlerer Spannung werden 12,7 und bei 
Versorgung aus dem Niederspannungsnetz 14,0 Pf/kWh 
verlangt. Für kleinere bis mittlere Betriebe. 

Für „unseren“ Betrieb lagen die Preise natürlich we- 
sentlich niedriger. Die Preisdifferenz zwischen der Ver- 
sorgung mit Hochspannung - wie wir sie für „unseren“ 
Betrieb angegeben hatten - und der Versorgung mit 
niedriger Spannung - wie sie in den Haushalten erfolgt - 
beträgt also 1,8 Pf/kWh. Tatsächlich wird aber von den 
Haushalten in allen Städten, die wir angeschrieben ha- 
ben, nicht etwa 1,8 Pf/kWh mehr verlangt als von „unse- 
rem“ Industriebetrieb, sondern in jedem Falle weit mehr 
als 10 Pfennige zusätzlich. Der Durchschnittspreis für 
Haushaltsstrom liegt bei etwa 25 Pf/kWh (bezogen auf 
meinen eigenen Verbrauch, der schon recht hoch ist). 
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Auch das zweite Argument der Münchener Stadtwerke 
scheint uns nicht stichhaltig: die höhere „Leistungsbean- 
spruchung“, die sich aus höherer Benutzungsdauer er- 
gibt. Natürlich liegt „unser“ Industriebetrieb mit durch- 
schnittlich täglich 19 Stunden angegebener Strom- und 
Gasabnahme relativ hoch. Aber besonders stark scheinen 
sich durch eine Erhöhung der Benutzungsdauer die 
Selbstkosten nicht zu senken. Wird die Stromabnahme 
um durchschnittlich gut vier Stunden pro Tag erhöht, er- 
gibt sich daraus, wieder nach der oben zitierten Preisliste 
der HEW, eine Ersparnis von ganzen 1,5 Pf/kWh. 

Auch beim Gaspreis scheinen uns die immensen Diffe- 
renzen zwischen Haushalts- und Industrietarifen nicht 
durch Unterschiede in den Selbstkosten der Energiever- 
sorgungsunternehmen allein gerechtfertigt. 

Nehmen wir noch einmal die Stadt München als Bei- 
spiel. Sie kauft - so der „Jahresbericht der Stadtwerke 
1982“ - das Erdgas für 33 Pfennige pro Kubikmeter ein. 
Weiterverkauft wird es für Preise zwischen 67,6 und 
184,7 Pfennigen pro Kubikmeter an die Haushalte und 
ab 36,54 Pfennige pro Kubikmeter an die Industrie'. Ein- 
schließlich Verteilungskosten ergibt sich - wiederum 
nach dem Stadtwerke-Jahresbericht München 1982 - ein 
Selbstkostenpreis von durchschnittlich 0,46 DM/m?. Die 
Differenz zwischen Einkaufs- und Verkaufspreis liegt 
damit in München für Industriebetriebe minimal bei 
0,0354 Pf/m° und bei privaten Haushalten maximal bei 
1,51 DM/m?. Das sind 4166 % mehr! Daß dieser immen- 
se Unterschied mit den realen Kosten, also besonders für 
den Transport des Gases, zu erklären sein soll, erscheint 
uns wenig plausibel. 

Wir gehen eher davon aus, daß Transportkosten bei 
Gas nur eine untergeordnete Rolle spielen. Wie sonst 
könnte die UdSSR, die auch München beliefert, Erdgas 
ab bundesdeutscher Grenze nach einem Transportweg 
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von mehreren tausend Kilometern für 26 Pfennige pro 
Kubikmeter verkaufen” Wobei ihre Selbstkosten ja 
durch den Transport und die Abschreibung der Leitun- 
gen noch nicht abgedeckt sind. Sie muß ja auch noch die 
immens teuren Bohrungen bezahlen. Außerdem würde 
die UdSSR wohl kaum Gas ohne Gewinn verkaufen. 

Die einzig plausible Erklärung für die Minipreise, die 
die Städte der Großindustrie für Strom und Gas anbie- 
ten, liegt im politischen Bereich: durch besonders niedri- 
ge Tarife - und wie wir noch sehen werden, durch weite- 
re Zugeständnisse - soll die Bereitschaft der Konzerne 
zur Errichtung eines neuen oder zur Beibehaltung eines 
bestehenden Betriebes erhöht werden. 

Die derzeit gebräuchlichen Verfahren der Stromerzeu- 
gung führen, betriebswirtschaftlich berechnet, zu relativ 
niedrigen Kosten. Die wolkswirtschaftlich entstehenden 
Kosten aber liegen viel höher. 

Dazu zwei Beispiele: 

1. Strom aus Kernkraftwerken ist für die Energiekon- 
zerne ausgesprochen billig, weil sie die Entwicklungsko- 
sten für die Kernenergetik nur zu einem kleinen Teil 
selbst bezahlen mußten. Der Staat hat bis heute etwa 28 
Milliarden DM zugeschossen.° Die Folgekosten, die bei 
der Endlagerung des Atommülls und dem Abriß ausge- 
dienter AKWs entstehen, werden ebenfalls zu einem er- 
heblichen Teil durch unsere Steuergelder beglichen. Sie 
gehen in die Kalkulation der Strompreise nicht ein, 
schon gar nicht in die Dumping-Preise für die Industrie. 

2. Auch bei großen Kohlekraftwerken muß der Eigen- 
tümer nicht alle anfallenden Kosten selbst tragen. So 
sind Kraftwerke und Industriefeuerungsanlagen, abgese- 
hen von wenigen Ausnahmen, heute immer noch nicht 
mit Abgasentschwefelungsanlagen ausgerüstet, weil das 
für die Energiekonzerne nicht profitabel ist. Sie tragen 
deshalb zu 89% zur Abgabe von Schwefeldioxid an die 
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Umwelt bei und sind damit erheblich an der Entstehung 
des sauren Regens beteiligt.’ 

Auch die unter Innenminister Zimmermann in Kraft 
getretene „Großanlagenfeuerungsverordnung“ wird dar- 
an wenig ändern. Denn sie zwingt Stromerzeuger und 
Industrie nicht dazu, alle technischen Möglichkeiten zur 
Schadstoffreduzierung zu nutzen. Selbst nach Angaben 
des Innenministeriums wird bis 1990 nur mit einer Ver- 
ringerung der Schwefeldioxidabgabe um etwa 30 % ge- 
rechnet. 

Die Folgen der Luftverschmutzung, die Waldschäden 
in Höhe von vielen Milliarden Mark pro Jahr aber haben 
die Bauern und Kommunen zu tragen, denen der größte 
Teil unserer Wälder gehört. Und nicht etwa die Energie- 
konzerne oder die Industrie, die den größten Teil des 
elektrischen Stroms abnimmt. Auch für die durch die ho- 
he  Luftverschmutzung hervorgerufenen Gesundheits- 
schäden werden die Verursacher nicht zur Rechenschaft 
gezogen. 

Rohstoffe auch für die Erzeugung von Energie stehen 
auf unserer Erde nicht unbeschränkt zur Verfügung. Ein 
sparsamer Umgang mit Energie wäre also dringend er- 
forderlich. Die riesigen Preisermäßigungen für Strom 
und Gas für die Großindustrie führen genau zum gegen- 
teiligen Effekt: Sie belohnen die Energieverschwender 
auch noch. 

Im Interesse unserer Umwelt und unserer Rohstoff- 
vorräte wären also drastische Preiserhöhungen für die 
Großindustrie notwendig und sinnvoll. Wohlgemerkt: 
für die Großindustrie, nicht etwa für die Kleinverbrau- 
cher. Denn bei denen wären Preiserhöhungen nicht nur 
unsozial und würden zu einem weiteren Sozialabbau bei- 
tragen. Auch der hier mögliche Spareffekt wäre minimal. 
Sind sie doch am Energieverbrauch nur etwa mit 23 % 
beteiligt. 
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Preise für Großabnehmer 
‚Stadt/ 
Energieversorgungsunternehmen 
Aachen, Stadtwerke 

Augsburg, Stadtwerke 


VEW, Dortmund " 


Düsseldorf, Stadtwerke 
Frankfurt, Main-Gas 

Hagen, Stadtwerke 
Hamburg, HEW u. Gaswerke 
Hannover, Stadtwerke 
Mainz, Stadtwerke 
Nürnberg, EWAG 
Wuppertal, Stadtwerke 
Solingen, Stadtwerke 


Paderborn, Stadtwerke und Pesag 


Pforzheim, Stadtwerke 
Schleswag/Rendsburg 
Oldenburg, EWE 


Bremen, Stadtwerke 


Strom Gas 
Durchschnittspreis (Pf/kWh) 
Pf/kWh 


Durchschnittspreis* 


Wasser $ 


10,70 4,50 -5,00 0,85-0,90 DM/m? 
12,96 bzw. 12,70 (Bonus) | ca.37”* | | 0,70-0,80 DM/m? 


1,01 DM/m? 


120 TEN EHE BERN RT :77777; 
950-1250 has heine Angaben 


10,00-- 14,22 


ca. 3,77** 


1,50-1,60 DM /m? 


ne _ ss 3.30 DM /m’ 


15,49 


1,50 DM /m? 

1,60 DM /m? 

ca. 1,16 DM /m? 
0,60-0,65 DM /m? 
1,83 DM /m? 

1,25 DM /m? 
1,30-1,39 DM /m? 


2,05 DM /m? . 


* | m? Gas hat einen mittleren Heizwert von etwa 10 kWh, wobei es regionale Unterschiede gibt. Zur Umrechnung von Pf/kWh in Pf/m® muß deshalb etwa mit 10 
multipiziert, zur Umrechnung von Pf/m? in Pf/kWh etwa durch 10 dividiert werden. 


** Preis am schweren Heizöl orientiert. 
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Nach unserem ursprünglichen Plan wäre damit die Tä- 
tigkeit der „Unternehmensberatung S/S&M“ beendet ge- 
wesen. Aber da das Interesse der Städte und Gemeinden, 
die uns freundlicherweise so preiswerte Lieferungen von 
Energie und Wasser angeboten hatten, an „unserer Fir- 
ma“ nicht etwa ab-, sondern zunahm, beschlossen wir 
weiterzumachen. Zumal auch einige Bundesländer Be- 
reitschaft zeigten, mit uns ins Geschäft zu kommen. Im- 
mer häufiger gingen in unserem Büro bei Brigitte Anrufe 
von Stadtvätern ein, die interessiert nachfragten, ob sie 
denn bei der geplanten Betriebsansiedlung noch im Ren- 
nen wären. Herr Walter Birkhan, von der „Behörde für 
Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft der Freien und 
Hansestadt Hamburg“ bot uns schriftlich ein ausführli- 
ches Gespräch über unser Projekt an, und auch die Wirt- 
schaftsförderungsgesellschaft  Schleswig-Holstein mbH, 
die „im Auftrage des Ministers für Wirtschaft und Ver- 
kehr“ tätig ist und „Unternehmen, die sich für den 
Standort Schleswig-Holstein interessieren“ berät, lud uns 
zu einem Gespräch nach Kiel ein. 

Wir waren solchen Angeboten nicht abgeneigt, war 
doch zu erwarten, daß ein Großbetrieb nicht nur von den 
Kommunen, sondern auch von den Bundesländern Sub- 
ventionen erhält. Ob das so ist, und wie hoch diese Ge- 
schenke aus Staatsgeldern sind, wollten wir nur zu gerne 
herausfinden. 

Unser Hauptproblem bestand darin, daß wir noch kei- 
ne Ahnung davon hatten, wir groß der Betrieb sein muß- 
te, zu dem der von uns erfundene Energie- und Wasser- 
verbrauch paßte und welche Produkte er hersteilen soll- 
te. Über viele Umwege fanden wir schließlich einen „ech- 
ten“ Unternehmensberater, der bereit war, uns zu helfen. 
Er wälzte tagelang Berge von Fachliteratur und wurde 
fündig: 

Ein durchschnittlicher Chemiebetrieb mit dem von uns 
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angegebenen Bedarf an Strom und Gas würde Investitio- 
nen von ca. 3,3 Milliarden DM erfordern und 4400 Ar- 
beitsplätze schaffen. Der jährliche Umsatz läge bei ca. 1 
bis 1,5 Milliarden DM, der Flächenbedarf bei ca. 30 
Hektar. Chemiebetriebe dieser Größe, so erfuhren wir, 
produzieren etwa 60% des von ihnen benötigten Stroms 
selbst - als Abfallprodukt der Heißdampferzeugung, die 
für Produktionsprozesse, die bei hoher Temperatur lau- 
fen, notwendig ist. Der Betrieb, den „unser Auftragge- 
ber“ ansiedeln wollte, mußte also mit einem eigenen 
Kraftwerk ausgestattet werden. Wir beschlossen - genau- 
so würde wohl auch jeder echte Kapitalist handeln -, es 
nicht mit einer Abgasentschwefelungsanlage auszustat- 
ten. Denn die ist für relativ kleine Kraftwerke immer 
noch nicht vorgeschrieben. Dadurch würde „unser“ ge- 
planter Betrieb zu einer erheblichen zusätzlichen Bela- 
stung der Umwelt mit Schwefel- und Stickoxiden beitra- 
gen. 

Nach kurzer Diskussion einigten wir uns darauf, daß 
„unser“ Betrieb Keramikprodukte, Halbleiter und Phar- 
mazeutika auf der Basis der Gentechnik produzieren 
sollte. Auch hier wollten wir uns streng gesetzeskonform 
verhalten, also alle Lücken ausnutzen. Eine erhebliche 
Belastung der Umwelt mit gas- und staubförmigen Fluor- 
verbindungen, die zu Vegetations- und diversen Gesund- 
heitsschäden führen können, und mit halogenierten Koh- 
lenwasserstoffen - unter ihnen gibt es zahlreiche Krebs- 
erzeuger - wäre nach diesem Konzept die Folge. Von der 
Grundsteinlegung bis zur Fertigstellung würden bei „un- 
serem“ Betrieb etwa 10 Jahre vergehen. 

Wir beschlossen auch noch, von Anfang an zu rationa- 
lisieren. Statt 4400 wollten wir unseren neuen Gesprächs- 
partnern nur 2000 Arbeitsplätze anbieten. Dafür 
schraubten wir den Platzbedarf kräftig in die Höhe: statt 
einer Fläche von 30 wollten wir eine von 120 Hektar for- 
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dern. Das sind 1,2 Quadratkilometer! Wie sich später 
herausstellte, bereitete keine unserer Vorstellungen den 
Vertretern von Ministerien, Behörden und Wirtschafts- 
förderungsgesellschaften große Bauchschmerzen. Wie- 
viele Arbeiter und Angestellte in einem Betrieb beschäf- 
tigt werden, wie weit rationalisiert wird und welche Flä- 
che ein Betrieb benötigt, liegt in „diesem unserem Lande“ 
in der alleinigen Entscheidungsgewalt des Unternehmers. 
Das gilt auch weitgehend für die Belastung der Umwelt 
mit Giften. Aufgabe des Staates dagegen ist es, für mög- 
lichst hohe Subventionen zu sorgen. Aber davon später. 

Weitere Probleme taten sich auf. Welche Behörde ist 
eigentlich für was zuständig, wenn es um eine Industrie- 
ansiedlung geht? Wie tritt man in einem solchen Ge- 
spräch mit Behördenvertertern so auf, daß sie uns glau- 
ben, wir seien echte Vertreter und Sachwalter der Inter- 
essen eines großen US-Konzerns? Welche Faktoren spie- 
len überhaupt bei der Ansiedlung eines so großen Betrie- 
bes eine Rolle? Fragen über Fragen, die die bisherigen 
Mitarbeiter von „S/S&M“ nicht beantworten konnten. 
Also nahmen wir Achim, damals arbeitsloser diplomierter 
Volkswirt, Anfang 30, in unsere Runde auf. 

Achim erwies sich als ausgesprochen findig. Wer kann 
uns besser vermitteln, wie man als Unternehmervertreter 
glaubhaft auftreten muß, als der „Bundesverband der 
Deutschen Industrie“, dachte er sich und bestellte dort 
das Fachbuch „Psychologie in Wirtschaft und Gesell- 
schaft. Defizite, Diagnosen, Orientierungshilfen“, das 
ihm auch prompt kostenlos zugesandt wurde. Es war für 
uns eine unschätzbare Hilfe. Für eventuelle Nachahmer 
können wir seine Lektüre wärmstens empfehlen.” 

„Was mit den Beiträgen dieses Buches geleistet werden 
soll“, schreibt der Autor, Prof. Dr. Reinhold Bergler, in 
der Einleitung, „ist der Versuch, Orientierungs- und Ent- 
scheidungsunsicherheit durch Erkenntnisse abzubauen, 
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die eine problem- und praxisbezogene Psychologie in 
Wirtschaft und Gesellschaft anzubieten hat. Es geht dar- 
um, entscheidende Voraussetzungen für Orientierungs- 
prozesse im Dienste persönlicher, gesellschaftlicher und 
auch wirtschaftlicher Stabilisierungsprozesse zu gewin- 
nen.“ Genau das wollten wir lernen. 

Bergler beschreibt, wie wichtig der erste Eindruck bei 
neuen Geschäftspartnern sei, wie notwendig es ist, sicher 
aufzutreten und den Gesprächsinhalt zu bestimmen: 
„Gesucht sind Vorbilder, die in konkreten Situationen 
konkrete Probleme lösen. Problemverwalter sind keine 
Problemloser, von Führungsqualifikationen kann bei ih- 
nen nicht die Rede sein. Führung kann nicht nur gelehrt, 
sondern sie muß geübt und gelebt werden.“ 

Für die Durchsetzung von politischen Entscheidun- 
gen, so Bergler weiter, benötigen die Interessengruppen 
in Staat und Gesellschaft Macht, um Widerstände zu 
überwinden. Für die Durchsetzung von Entscheidungen 
müssen Koalitionen gebildet werden, z. B. von Ministe- 
rialbürokratie und Kapital. Denn „es wäre eine Illusion 
zu glauben, Politik könnte ohne Machtausübung auf der 
Grundlage eines Konsens mit allen Beteiligten gemacht 
werden.“ 

Vielen Dank, Herr Prof. Bergler. Wir haben Ihre Rat- 
schläge befolgt und sind vortrefflich damit gefahren. 

Trotz der großartigen Hilfestellung konnte uns Berg- 
ler nicht alle offenen Fragen beantworten. Und unser 
„echter“ Unternehmensberater auch nicht. Nach wie vor 
war uns weitgehend unbekannt, welche ökonomischen 
und sonstigen Faktoren bei der Ansiedlung eines Che- 
miebetriebes dieser Größe eine Rolle spielen. Auch hier 
hatte Achim wieder die vorwärtstreibende Idee. Wer 
kann das besser beurteilen als der Dachverband der Che- 
miekonzerne selbst, dachte er sich. Er rief also beim 
„Bundesverband der Chemischen Industrie“ (VCD in 
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Frankfurt an, erklärte, er brauche Unterlagen für eine 
Diplomarbeit zum Thema „„Industrieansiedlung eines 
Chemiebetriebes“, und erhielt die benötigten Informatio- 
nen innerhalb kürzester Zeit zugeschickt. 

So perfekt vorbereitet konnten wir in die nächste Ver- 
handlungsrunde einsteigen. Brigitte stimmte telefonisch 
die Termine ab, und los ging’s. Diesmal zu persönlichen 
Verhandlungen mit einem Minister, einem Staatssekre- 
tär, einem Senatsdirektor und diversen Chefs von Wirt- 
schaftsförderungsgesellschaften, die im Auftrag der Lan- 
deswirtschaftsminister tätig sind. Gern hätten wir auch 
einen Termin mit dem Ex-Bundeswirtschaftsminister 
Lambsdorff ausgemacht. Aber der trat dann zurück. Au- 
ßerdem hat Achim herausgefunden, daß Bundesminister 
sich erst in einer späteren Phase einer Betriebsansiedlung 
in die Gespräche einschalten. Leider. 


Das Milliardengeschenk vom 
Ministerialrat Brinkmann 


Wer Karriere machen will, braucht einen Namen. Müller, 
Meyer oder Schulze reicht da nicht aus. Wer Müller- 
Hühnerbein, Meyer-Frankenstein oder Schulze-Vor- 
schlaghammer heißt, hat bessere Aufstiegschancen. 

Unser Gesprächspartner im niedersächsischen Wirt- 
schaftsministerrium heißt Müller-Eberstein. Er ist dort in 
der Position eines Regierungsdirektors tätig. Als er von 
den riesigen Dimensionen unseres vorgeblich geplanten 
Projektes hört, läd er uns sofort zu einem Gespräch mit 
seinem Chef ins Ministerium ein. 

Bevor wir losfahren, lesen wir noch einmal im oben zi- 
tierten Buch von Bergler nach. Im Kapitel „Psychologie 
des Firmenbildes“ lernen wir: „Das Firmenbild ist Be- 
standteil des Geschäftswertes eines Unternehmens. Der 
Bilanzwert muß durch den Imagewert ergänzt werden. 
Verhaltenssicherheit ist also überwiegend an die Etablie- 
rung einer geordneten Welt von vereinfachten Bildern, 
Vorstellungen und Images gebunden. Ihre Attraktivität 
bestimmt Zuneigung oder Abneigung.“ 

Da wir einen „Bilanzwert“ nicht zu bieten haben, muß 
der „Imagewert“ stimmen. Wir mieten uns für unsere 
Reise einen funkelnagelneuen, dezent dunkelblauen 
Mercedes 280 SE (Kaufpreis über 50 000 DM) und las- 
sen uns ebenso dezente Visitenkarten drucken. Achim, 
der als mein Mitarbeiter mitfährt, zieht einen dunkel- 
blauen, mit Goldfäden durchwehten Anzug an, den er 
wenige Wochen zuvor von seinem verstorbenen Großva- 
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Kleider machen Leute. Dr. Seefelder und Mitarbeiter mit 
Dienstwagen. 
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ter geerbt hat. Ich habe seit 20 Jahren keinen Anzug 
mehr getragen und besitze auch längst keinen mehr. Da 
alle meine Freunde und Bekannten, die in etwa meine 
Körpergröße haben, dünner sind als ich - wie ich zu mei- 
nem Leidwesen festeilen muß -, bleibt mir nichts anderes 
übrig als mir einen neuen zu kaufen. Für 250,- DM finde 
ich etwas Geeignetes. Dunkelblau, fast schwarz, und 
farblich auf den Mercedes abgestimmt, dazu für ganze 
10 DM eine seriöse Seidenkrawatte. Da teure Aktenta- 
schen, wie unser „echter“ Unternehmensberater erklärt, 
mit zum „Imagewert“ gehören, leiht er uns welche. Ich 
als „Chef“ erhalte eine zum Neupreis von 550 DM, 
Achim als mein „Mitarbeiter“ muß sich mit einer zu 350 
DM begnügen. Beide Taschen sind leicht abgenutzt. So 
merken unsere Geschäftspartner sofort, daß wir schon 
einige Jahre im Geschäft sind. 

Die Verkleidung wirkt perfekt: Vorfahrt beim nieder- 
sächsischen Wirtschaftsministerium in Hannover. Am 
Hofeingang eine geschlossene Schranke. Wir brauchen 
nur zwei Sekunden davor zu warten. Der Pförtner hastet 
in sein Häuschen und öffnet sie. Wir stellen unseren dik- 
ken Mercedes auf einen Parkplatz. Schon kommt der 
Pförtner heraus und winkt uns eilfertig zu. Wir sollen 
näher an das Ministerium heranfahren. Der Dienstwagen 
der Wirtschaftsministerin wird aus der Parklücke geholt, 
wir dürfen direkt am Eingang parken. 

An der Pförtnerloge hängt ein großes Schild: „Bitte 
unaufgefordert Personalausweis vorzeigen.“  Glückli- 
cherweise gilt das nicht für uns als „Vertreter des Groß- 
kapitals“. Die Visitenkarte des Dr. Seefelder genügt voll 
und ganz. Der Pförtner greift zum Telefon, Müller- 
Eberstein ist in zwei Minuten unten und führt uns direkt 
zu seinem Chef, der schon auf uns wartet. 

Der „Leitende Ministerialrat im niedersächsischen 
Wirtschaftsministerium“ Heinz Brinkmann, so lautet sein 
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exakter Titel, wie wir seiner Visitenkarte entnehmen, re- 
sidiert in einem geräumigen, in dunklem Holz gehalte- 
nen Dienstzimmer. Auf weichen Teppichen ein wuchti- 
ger Schreibtisch, bequeme Stühle rund um den Verhand- 
lungstisch. Oben auf der Schrankwand der Wimpel Nie- 
dersachsens, an den Wänden Nachdrucke eines durch- 
schnittlichen Kunstgeschmacks. Auf dem Gesprächstisch 
vier Tassen aus hochwertigem Porzellan, Zucker, Milch, 
eine silberfarbene Thermoskanne mit Kaffee. 

Müller-Eberstein ist offensichtlich die rechte (oder 
wer weiß, vielleicht auch die linke) Hand seines Chefs. 
Er darf Kaffee einschenken, auf Kommando Akten ho- 
len und gelegentlich auch mal die Ausführungen Brink- 
manns ergänzen. Zu seinen Aufgaben gehört es auch, uns 
später die gewünschten schriftlichen Unterlagen zuzu- 
senden. 

Wir, Achim und ich, stellen uns schnell auf die Situati- 
on ein und spielen das Spiel mit. Ich stelle die Fragen, 
Achim ergänzt sie, wenn nötig. Daß er das Gespräch mit- 
stenographiert, fällt überhaupt nicht auf. Das gehört zu 
den Aufgaben eines „subalternen Mitarbeiters“. Unser 
Rollenspiel klappt so gut, daß auch nicht die geringsten 
Zweifel an unserer Seriosität als Vertreter des Großkapi- 
tals aufkommen. 

Ministerialrat Brinkmann hilft uns sehr, unser Lam- 
penfieber zu überwinden. Zu Beginn des Gesprächs 
protzt er ausführlich mit seiner Machtfülle, die er im Ge- 
gensatz zu den in den meisten Bundesländern bestehen- 
den Wirtschaftsförderungsgesellschaften besitzt. 

Brinkmann: „Da klaffen ja Welten zwischen dem Be- 
amten und einem Mann (in den Wirtschaftsförderungs- 
gesellschaften), der noch nicht einmal in der Lage ist, ir- 
gendwelche Vorteile zu verschaffen.“ 

Damit hat er auch schon seine Aufgabe präzise be- 
schrieben: „Vorteile verschaffen“. Nicht etwa der Masse 
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der Bevölkerung, die auch seine Chefin, die niedersächsi- 
sche Wirtschaftsministerin Birgit Breuel gewählt hat und 
die die meisten Steuern zahlt, sondern dem Kapital, be- 
sonders dem Großkapital. 

Brinkmann gerät in Fahrt: „Denn nun kommt’s. Gel- 
der geben, das ist ein unheimlicher Akt, ein Verwaltungs- 
akt. Auch die Bereitstellung der notwendigen Infrastruk- 
tur, die von uns finanziert wird, liegt wieder in den Mini- 
sterien. Die Durchführung liegt bei nachgeordneten Be- 
hörden zum Wirtschaftsressort. Soweit Gewerbeaufsicht, 
Umweltschutz ansteht, liegt das wieder bei verschiedenen 
Behörden. Der Mann bei der Wirtschaftsförderungsge- 
sellschaft ist da niemals ein Koordinator, der mit Wei- 
sungsbefugnis gegenüber all diesen Dienststellen sofort 
von einer Sekunde auf die andere Entscheidungen fällen 
kann. Das kann die Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
nicht. Wenn ich auftrete im Auftrage von Frau 
Minister Breuel, was dann los ist, können Sie sich vor- 
stellen. Da liegen die schon am Telefon, die anderen Be- 
hörden.““ 

In der Tat. Der „Leitende Ministerialrat“ ist für unsere 
Zwecke genau der richtige Mann. Wir können viel von 
ihm lernen. 

Als er zu weitschweifig wird, falle ich ihm ins Wort: 

„Wir sollten mal langsam zur Sache kommen!“ 

Brinkmann kuscht sofort. Wir stellen unsere Fragen 
und bestimmen das Gespräch. Er antwortet und gibt uns 
die gewünschten Auskünfte. 

„Den Auftraggeber wird man nicht erfahren?“ fragt 
Brinkmann vorsichtig an. So richtig damit gerechnet, daß 
wir es ihm sagen, hat er nicht. Meine Antwort: „Der will 
noch nicht genannt werden“, stellt ihn voll zufrieden und 
hindert ihn nicht daran, uns konkrete Zusagen zu ma- 
chen. 

Während ich Details über unser „Projekt“ vortrage, 
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klingelt das Telefon. Brinkmann geht unwillig ran und 
wimmelt den Anrufer ab: „Stören Sie mich jetzt nicht! 
Ich verhandele gerade über ein Dreieinhalbmilliarden- 
projekt!“ 

Als ich darstelle, daß unser „Mandant“ nur einen klei- 
nen Teil des riesigen Geländes innerhalb der nächsten 
zehn Jahre bebauen, aber trotzdem möglichst billig kau- 
fen will, hat Brinkmann sofort vollstes Verständnis. 

„Seien Sie nicht kleinlich. Nehmen Sie lieber hundert 
Hektar mehr. Gerade bei diesen Größenordnungen brau- 
chen Sie Optionen, damit Sie in aller Ruhe langfristige 
Planungen machen können. Nein, an geeignetem, bestem 
Gelände mangelt es in Niedersachsen nicht.“ 

„Flächen haben wir, ja“, stimmt ihm Müller-Eberstein 
zu. Brinkmann: „Sie wollen also direkt kaufen. Und bil- 
lig. O.k. Bahn frei. Wieviel haben Sie sich denn so ge- 
dacht?“ Woher sollen wir denn wissen, was wir als 
Grundstückspreis fordern können? Also gebe ich die Fra- 
ge zurück: „Wir hören erst mal, was Sie anzubieten ha- 
ben.“ 

Brinkmann wird sofort konkret: „Das hängt von der 
Bodenbeschaffenheit und der Lage ab. Die Preise pen- 
deln so zwischen 2 und 20 Mark.“ Er fügt hinzu: „Sie 
würden natürlich von uns kaufen, oder vom Kreis oder 
der Stadt.“ 

Das dachten wir uns schon, denn ein privater Landbe- 
sitzer wäre zu solchen Preisen wohl kaum zum Verkauf 
bereit. Trotzdem sind mir als „Konzernvertreter“ die an- 
gebotenen Preise natürlich viel zu hoch. Ich sehe ihn un- 
zufrieden an, ziehe die Stirn kraus, sage kein Wort. Aber 
das ist auch nicht nötig. Brinkmann hat es gelernt, Indu- 
strievertretern (oder denen, die er dafür hält) die Wün- 
sche von den Augen abzulesen. Er lenkt augenblicklich 
ein: „Ich will mal Folgendes sagen: Wir sind bereit, über 
den Preis jederzeit mit uns reden zu lassen. Am Grund- 
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stückspreis scheitert es in Niedersachsen nicht. Bei diesen 
Zahlen können wir natürlich auch das Letzte möglich 
machen.“ 

Ein indirektes Angebot über ein Grundstück zum 
Nulltarif also. Bei 1,2 Millionen Quadratmetern ein Ge- 
schenk in Höhe von einigen 10 bis einigen hundert Mil- 
lionen also. 

Wieviel wir denn innerhalb der ersten Jahre bebauen 
wollen, fragt Müller-Eberstein. Als ich ausweichend ant- 
worte - auf diese Frage haben wir uns nicht vorbereitet 
-, macht er sofort einen Rückzieher: „Vielleicht ist diese 
Frage auch zu intern?“ Was wir ihm sofort bestätigen. 
Schließlich können wir ihn ja nicht über alles informie- 
ren. 

Ob wir nur Kühlwasser brauchen oder auch Wasser 
für Produktionszwecke, will Brinkmann wissen. Wir ant- 
worten: „Beides. Am liebsten wäre es uns, wenn wir es 
selbst fördern könnten.“ Brinkmann hält das für selbst- 
verständlich. Müller-Eberstein notiert auch diesen 
Wunsch. Nur an der Küste, erfahren wir, geht das nicht: 
da ist das Grundwasser durch die Nähe des Meeres zu 
salzig. 

Ob wir einen Hochseehafen brauchen? Wir bejahen. 
„Das wäre von Vorteil, denn ein Umladen der Rohstoffe 
und der Importkohle auf Binnenschiffe bedeutet eine zu- 
sätzliche Kostenbelastung.“ Trotzdem wollen wir Stand- 
orte an Binnengewässern nicht ausschließen. Brinkmann 
will es konkreter wissen: „Welche Schiffsgrößen?“ Da 
stehen wir auf dem Schlauch. Müller-Eberstein hilft uns 
freundlicherweise aus der Klemme: „Die Kohledinger 
haben so etwa 70 bis 80 000 Tonnen.“ Wir stimmen ihm 
erfreut zu. 

Daß es in Niedersachsen nur wenige Häfen gibt, die 
unseren Anforderungen genügen, braucht uns nicht wei- 
ter zu beunruhigen. Auch nicht, daß die Vorstellungen, 
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die wir vom geplanten Investitionsvolumen „unseres Auf- 
tragsgebers“ vortragen - wie die Erfahrungen der Ver- 
gangenheit gezeigt haben - nach erfolgter Subvention oft 
schnell nach unten korrigiert werden. Das hat Brink- 
mann schon mit einkalkuliert. 

„Dreieinhalb Milliarden wollen Sie investieren? Und 
wenn es nur eine Milliarde ist. Das ist auch schon eine 
wahnsinnige Menge, für die wir einiges tun. Dafür wür- 
den wir Ihnen beispielsweise einen Hafen bauen, der für 
Ihre Zwecke geeignet ist.“ Nach knapp halbstündiger 
Verhandlung ein Hochseehafen als Geschenk. Damit 
hatten wir wirklich nicht gerechnet. 

Der Strompreis, erklären wir Brinkmann, macht uns 
große Sorgen. Schließlich kann man doch einem Groß- 
konzern nicht zumuten, zehn Pfennige oder gar mehr 
für eine Kilowattstunde zu bezahlen. Brinkmann stimmt 
uns zu: „Völlig klar. Dieses alte Thema kennen wir aus 
dem eff-eff. Da können wir Deutschen in keinem Punkt 
mithalten. Das Hauptmanko sche ich als alter Ansiedler 
genauso. Obwohl es ja nicht - das ist ja das Phänomen - 
am Vorhandensein ausreichender Energie scheitert. Es 
ist Energie da, aber die ist so teuer!“ 

Für die Industrie viel teurer als in anderen EG-Län- 
dern, wie z. B. Frankreich, weiß er zu berichten. Auch 
für dieses Problem hat Brinkmann eine Lösung parat: 
„Das wird eine Kabinettsentscheidung. Da muß ich dem 
Kabinett sagen: So, liebe Leute. Die Firma ist bereit, bei 
Stromkosten von der Größenordnung sowieso, die Sie 
nachweislich aus Frankreich angeboten bekommen ha- 
ben, ın Niedersachsen an dem Standort anzusiedeln. Bist 
du bereit, das Energieversorgungsunternehmen durch 
Zuschüsse in die Lage zu versetzen, hier diesen Strom- 
preis anzubieten?“ 

Bei dieser Kabinettsvorlage sollen wir Brinkmann hel- 
fen: „Das muß ich mit Pressionen machen! Ich sag’s mal 
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ganz offen: Das müssen Sie so knallhart auf den Tisch 
legen, daß die sich darüber wundern.“ 

Ein excellenter Vertreter der Interessen des Großkapi- 
tals, der Herr Ministerialrat. 

Er erklärt uns sogar noch, wie wir das genau anstellen 
sollen, mit der „Pression“. Brinkmann: „Das können Sie 
nur, wenn Sie mit dem Energieversorgungsunternehmen 
des betreffenden Versorgungsgebietes intensiv verhan- 
delt haben.“ Wobei er uns natürlich unterstützt. „Wir 
bieten dazu unsere Hilfe an. Wir werden Sie begleiten, 
um deutlich zu machen, welches große Interesse das 
Land Niedersachsen an dieser Ansiedlung hat. Ich will 
nur vor Illusionen warnen. Das sind in meinen Augen 
hartgesottene Jungs. Ich verhandle ungern mit denen.“ 
Nebulös fügt er hinzu: „Ich weiß einiges, was interessant 
werden kann.“ 

Trotz der „harten Jungs“ ist er zuversichtlich: „Ein 
paar Prozentpunkte macht das schon aus.“ Und wenn 
nicht - da sind ja immer noch die Steuergelder: „Auch in 
der Vergangenheit haben wir diese Dinge gelöst. Wenn 
ich an VAW Aluminium denke -, haben wir gelöst. War 
nicht billig für uns. War nicht billig für uns“, wiederholt 
er. Aber bei den Milliardenkürzungen, die in letzter Zeit 
am Sozialetat durchgeführt wurden, ist ja schließlich 
Geld für derartige Subventionen vorhanden. 

Da wir trotz seines großzügigen Angebotes noch ein 
eigenes Kohlekraftwerk bauen wollen, sieht er Probleme 
auf sich zukommen. Zumal ja ein Chemiebetrieb auch 
noch andere Umweltbelastungen mit sich bringt. Nach 
denen er aber im Einzelnen gar nicht gefragt hat. 

Er geht offensichtlich von vornherein davon aus, daß 
unser „Auftraggeber“ freiwillig nicht dazu bereit ist, Ab- 
gasfilter oder sonstige Reinigungsanlagen für Wasser 
und Luft einzubauen. 

Brinkmann: „Kohlekraftwerke sind ja nicht mehr so 
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schrecklich beliebt. Das wissen Sie ja. Das heißt, es ist 
nicht mehr das Ideale, unmittelbar neben Wohnvierteln, 
in der Nähe zur Stadt ein Kohlekraftwerk zu bauen. Au- 
Berdem: Je größer die Chemiebude ist, umso größer sind 
zunächst einmal die Widerstände, die wir bisher immer 
in geeigneter Form bereinigt haben. Aber ich gebe zu, 
der Widerstand dagegen wächst immer stärker. Und man 
muß schon ne Menge tun, um die Jungs zufriedenzustel- 
len.“ 

Nicht etwa, indem man härtere Umweltauflagen 
macht oder auf unsinnige und unnötige Anlagen ganz 
verzichtet. Nein, das ist nicht die Aufgabe der Ministe- 
rialbürokratie in unserem Staat gegenüber der Großindu- 
strie: „Wenn da ein Kohlekraftwerk kommt, muß man 
sich überlegen, wo plaziert man das am besten, nicht?“ 
An einigen Orten sieht er da Probleme. Die Umwelt- 
schutzbewegung macht auch ihm zu schaffen. Obwohl 
die Landesregierung, wie er betont, bislang noch alle In- 
dustrieprojekte durchgesetzt habe, die sie durchsetzen 
wollte. Aber ihr Einfluß ist auch nicht mehr das, was er 
früher mal war: „Gehen wir mal nach Wilhelmshaven. 
Ein zweites Kohlekraftwerk kriegen wir da nicht mehr 
durch. Aber das müßten wir noch mal abchecken.“ 

In anderen Bundesländern sieht es ja noch schlimmer 
aus: „In der Stadt Hamburg ein Kohlekraftwerk, bei den 
starken Grünen? Glaub’ ich nicht, daß die das durchkrie- 
gen. Aber in Schleswig-Holstein, da glaub’ ich schon, 
daß die Ihnen ein Angebot machen können. Die sind 
auch aggressiv, die haben viel gelernt.“ - Womit er natür- 
lich seine Kollegen dort meint. 

Die Konkurrenz der nördlichen Bundesländer unter- 
einander als Industriestandorte, die Tatsache, daß Nie- 
dersachsen und Schleswig-Holstein von der CDU, Ham- 
burg und Bremen von der SPD regiert werden, beein- 
trächtigt die Freundschaft der Verantwortlichen nicht. 
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Brinkmann: „Wir sind alle gute Freunde. Wir können ein 
Bier zusammen trinken gehen. Tun wir auch. Das ist eine 
kameradschaftliche Zusammenarbeit. Was uns nicht dar- 
an hindert, uns im Geschäft, bei den Ansiedlungen, 
gegeneinander auszutricksen.“ Warum sollte man sich 
auch böse sein? Verschenkt wird ja nicht das eigene, son- 
dern das Geld der Steuerzahler. 

Die bis hierher von Brinkmann gemachten Zusagen 
gelten nur für uns „Vertreter des Großkapitals“. Dar- 
überhinaus gibt es finanzielle Zuwendungen, die jedem 
Unternehmer zustehen. Vom Staat gibt’s laut Gesetz Zu- 
lagen und Zuschüsse zu den Investitionen bis zu 25% - je 
nach Standort. In ganz Niedersachsen gibt es, wie wir 
dem „Handbuch für Wirtschaftsförderung“ der Landes- 
regierung entnehmen,'” keinen Flecken Erde, auf dem 
Bund oder Land den Unternehmern bei Betriebsgrün- 
dungen kein Geld zuschießen. Zusätzlich wird die Er- 
richtung von Energieerzeugungsanlagen bezuschußt. Au- 
ßerdem erhalten Betriebe Bürgschaften und Garantien. 
Sogar für die „grundlegende Rationalisierung“ gibt es - 
wie wir dem Handbuch entnehmen - staatliche Zuschüs- 
se. Wer Arbeitsplätze wegrationalisiert, wird dafür mit 
Subventionen aus Steuergeldern belohnt. Mit bis zu 25% 
der anfallenden Kosten, egal wie ertragreich der Betrieb 
ist, 

Die Investitionszuschüsse sind in der Regel an beson- 
dere „Schwerpunktorte“ gebunden. Das gilt aber nicht, 
wenn sie „sich aus Gründen des Umweltschutzes außer- 
halb eines Schwerpunktortes ansiedeln.“ Anders ausge- 
drückt: Die staatliche Investitionslenkung sorgt für die 
regionale Streuung der Umweltvergifter. Förderungs- 
würdig sind sie in jedem Fall. 

Zuschüsse aus der Staatskasse, so lesen wir weiter, gibt 
es in Niedersachsen u. a für die Werbung kleinerer und 
mittlerer Unternehmen auf Messen und Ausstellungen 
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im Ausland, für den Neubau von Fischereifahrzeugen 
(bis zu 23% der Anschaffungskosten) sowie für die 
Frachtkosten aufgrund von standortbedingten Nachtei- 
len im „Zonenrandgebiet“, wie das Grenzgebiet zur 
DDR auch zehn Jahre nach der Unterzeichnung des 
Grundlagenvertrages offiziell immer noch heißt. 

Auf einen Teil der Zuschüsse werden, wir wir in der 
gleichen Broschüre lesen, noch nicht einmal Steuern er- 
hoben. Und schließlich werden uns neben den üblichen 
Abschreibungsmöglichkeiten „Sonderabschreibungen im 
Zonenrandgebiet“ angeboten. Und zwar pro Jahr „Ab- 
schreibungen in Höhe von 50% auf die beweglichen 
(sprich: Maschinen) und 40% auf die unbeweglichen 
(sprich: Bauten) Güter des Anlagevermögens“, was die zu 
zahlenden Steuern erheblich reduziert. 

Natürlich gibt's auch noch Einarbeitungszuschüsse 
vom Arbeitsamt. „In Höhe von 60 bis 80% des Tarifge- 
haltes für die Dauer von maximal einem Jahr. Für die Be- 
schäftigung älterer Arbeitnehmer werden Zuschüsse von 
50-70% gewährt. Die Zuschüsse vermindern sich jeweils 
nach einem Jahr um 10% und laufen nach Erreichen von 
30% aus.“ 

So steht’s im zitierten Handbuch der Regierung. Und 
das alles offiziell und zusätzlich zu den sonstigen Ver- 
sprechen Brinkmanns. Verständlich, daß wir uns damit 
(und natürlich auch mit den Zusagen für Hafenbau und 
Grundstückspreise) bei unserem „Auftraggeber aus der 
Großindustrie“ nicht zufrieden geben. Wir fordern mehr, 
und unsere Gesprächspartner im niedersächsischen Wirt- 
schaftsministerium sind davon keineswegs überrascht. 

Ein zinsverbilligtes Darlehen will uns Brinkmann nicht 
geben, jedenfalls zunächst nicht: „Die haben wir leider 
nicht. Ich meine, im Einzelfall will ich das auch nicht mal 
ausschließen.“ 

Er hat vor allem das Problem, daß die im Gesetz ge- 
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nannten Förderungen Höchstgrenzen darstellen, die 
nicht überschritten werden dürfen. 

Brinkmann: „Da darf man eigentlich nicht mehr ge- 
ben. Nun, das sind erst mal offizielle Lösungen.“ Inoffi- 
ziell sieht’s ganz anders aus: „Wir können Ihnen bei- 
spielsweise beim Grundstückspreis entgegenkommen, 
denn das wäre auch eine Hilfe, die aber in unser Belieben 
gestellt ist. Oder wir machen ein größeres Anlaufpro- 
gramm. Da können wir ’ne ganze Menge reinrechnen.“ 
Was natürlich alles nicht auf gesetzliche Zuschüsse ange- 
rechnet wird. Was er unter „Anlaufprogramm‘“ versteht, 
macht er auch noch deutlicher: 

„Wenn da am Anfang Ausschuß produziert wird, dar- 
über müssen wir uns unterhalten, wieweit das aufgefan- 
gen werden kann. Wenn das so gemacht wird, daß Sie 
das so verlangen, dann kann man darüber reden.“ 

Vielen Dank für den Hinweis, Herr Ministerialrat! 

Er hat weitere Ideen: „Wenn Sie sagen, wir möchten 
jetzt ein Gebäude haben, zum Beispiel für ein Informa- 
tionszentrum. Dann müßten wir ein Gebäude anmieten 
und es Ihnen zur Verfügung stellen.“ Wohnungssuchen- 
de in Niederachsen, merkt euch das! Wenn ihr nichts 
Passendes findet oder euch die Mieten zu hoch sind, ruft 
doch einfach beim „Leitenden Ministerialrat im nieder- 
sächsischen Wirtschaftsministerium“ Heinz Brinkmann 
an. Hier ist seine Durchwahlnummer: (05 11) 1 20 65 26. 

Fast hätte ich es vergessen: Die niedersächsische Lan- 
desregierung wollte unserem „US-Konzern“ natürlich 
nicht nur einen Hafen bauen, sondern ebenso auch alle 
Kosten für eventuell notwendige Errichtung von Stra- 
ßen, Schienen, Gas-, Strom- und Wasserleitungen bis zur 
Grundstücksgrenze übernehmen. 

Jeder kleine Hausbesitzer kann von solchen Verhält- 
nissen nur träumen. Wird neben seinem Haus eine Straße 
gebaut, muß er die anteiligen Kosten voll und ganz selbst 
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tragen. Das gleiche gilt für den Fall, daß neue Versor- 
gungsleitungen verlegt werden. 

Auch bei der Anwerbung von Arbeitskräften kann 
Brinkmann uns behilflich sein: 

„Also da haben wir Erfahrungen gesammelt, mit Fir- 
men, die wir angesiedelt haben. Nehmen wir Dow zum 
Beispiel.“ Er spielt auf die Ansiedlung von Dow Chemi- 
cal in Stade an. „Da waren drei Bauern mit überfluteten 
Wiesen, sauer bis zum geht nicht mehr. Die haben wir 
erstmal aufgekauft. Da hatten die noch nix an Deichen 
gezogen. Wir haben Straßen gebaut, Mietshäuser gebaut, 
Eisenbahn und und und. Die haben die Jungs damals an- 
geheuert. Aus Hamburg Matrosen und Kumpels aus dem 
Ruhrgebiet und sind bald verrückt geworden.“ — Wohl 
weil die Kumpels gewerkschaftlich organisiert waren und 
ihre Rechte genau kannten. - „Über Nacht haben die das 
Steuer rumgeschmissen und haben gesagt: Nie wieder 
mit denen. Wir nehmen jetzt bodenständige Niedersach- 
sen. Mit Gewerkschaften haben die sowieso nix am 
Hut.“ Sehr zum Nutzen von Dow. „Bessere Leute haben 
die zusammengeramscht auf dem Markt.“ Zusammenge- 
ramscht auf dem Markt. Ich muß an einen Viehmarkt 
denken. Man erkennt schon an der Wortwahl, daß bei 
uns, im Kapitalismus, die Arbeitskraft eine Ware ist, die 
verkauft und eingekauft wird. 

Brinkmann fährt fort: „Was vor Ort an Jungs, die sie 
ausgebildet haben, benötigt wurde, haben sie sich range- 
zogen. Hat prima geklappt. Auch bei anderen. Nebenan 
war die VAW, die vor den gleichen Problemen stand. Die 
haben genauso alles aus dem einheimischen Markt her- 
ausgenommen.“ 

Natürlich bietet ein Leitender Ministerialrat einer 
CDU-Ministerin nur deutsche Arbeiter feil. „Keine Aus- 
länder. Es sind so gut wie keine Ausländer in dem Be- 
reich.“ 
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Die Eigentümer von Dow Chemical und VAW waren 
jedenfalls von seinen Vermittlungsdiensten angetan. 
Brinkmann: „Hat prima geklappt. Die sind sehr zufrie- 
den. Die Beschäftigten bezeichnen sich heute als Che- 
mie-Werker und haben Dow-Mentalität angenommen.“ 

Unseren Einwand, daß uns die Ausbildung der für 
„unseren“ Betrieb benötigten Arbeiter zu teuer sei, läßt 
er nicht gelten: „Darüber können wir reden. Wir können 
für Sie ein gemeinsames Ausbildungsprogramm mit staat- 
licher Hilfe machen. Sie haben die Vorstellung, wie man 
so was macht, und wir begleiten das finanziell. No pro- 
blem. No problem.“ 

Trotz intensiven Nachdenkens fällt weder Achim noch 
mir ein, was wir nun noch an staatlichen Zuschüssen, 
Subventionen, Steuernachlässen oder sonstigen Geschen- 
ken aus Steuergeldern fordern könnten. Nach andert- 
halbstündigen Verhandlungen verabschieden wir uns al- 
so schweren Herzens mit Zusagen, die, wie wir später er- 
rechnen, die Zweimilliardengrenze überschritten haben. 
Zum Schlußbitten wir Brinkmann, uns alle Versprechen 
schriftlich zu bestätigen. Was er sofort als Auftrag an 
Müller-Eberstein weitergibt. 

Brinkmann bedankt sich höflich für unser Erscheinen 
und verabschiedet sich mit den Worten: „Jedenfalls - wir 
spielen mit.‘ 

Was uns bei unserem Anliegen einen großen Schritt 
nach vorn gebracht hat. Aus diesem Wege möchten wir 
uns deshalb noch einmal recht freundlich bei Ihnen für 
Ihr Mitspiel bedanken, Herr Ministerialrat. Auch daß 
Müller-Eberstein uns zum Abschluß noch „Guten Er- 
folg“ wünscht, finden wir nett. Ob er heute noch dazu 
steht? 

Damals jedenfalls stehen beide zu ihrem Wort. Sie 
bringen für uns ihr Ministerium auf Trab. 

Schon drei Tage nach unserem Gespräch schickt Re- 
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gierungsdirektor Müller-Eberstein im Auftrage seines 
Chefs an den „Sehr geehrten Herrn Dr. Seefelder“ einen 
18seitigen Brief mit mehreren 100 Seiten Anlagen ab. Er 
enthält, wie von uns gewünscht, ausführliche Informatio- 
nen über die Arbeitsmarktlage (11,7% Arbeitslose im 
April 1984), die Lohnstruktur („Die durchschnittliche 
Bruttolohn- und Gehaltssumme je Beschäftigten liegt un- 
ter dem Bundesdurchschnitt‘) sowie Finanzierungshilfen 
für Industrieansiedlungen in Niedersachsen. 

Darüber hinaus werden über neun verschiedene An- 
siedlungsorte für unseren „Auftraggeber“ detaillierte In- 
formationen geliefert. So zZ. B. über Ausbildungsmöglich- 
keiten, Arbeitsmarkt, Gewerbesteuern, Bodenpreise, Flä- 
chen für Industrieansiedlung, Entfernung zur nächsten 
Mülldeponie und “Beseitigung für Sonderabfälle“. 

„Ergänzend darf ich Ihnen mitteilen“, fügt er seinen 
Ausführungen hinzu, „daß nach einer Untersuchung des 
Beri-Institut business environment risk information aus 
dem Jahre 1983 die Bundesrepublik zu den insgesamt nur 
5 als ‚für Investitionen ohne Vorbehalte geeignet‘ einge- 
stuften Ländern gehört. Zu dieser kleinen Gruppe gehö- 
ren außerdem noch die Schweiz, Japan, USA und Singa- 
pur.“ Was wir bei den Angeboten an staatlichen Subven- 
tionen durchaus verstehen können. 

Auch die Detailinformationen zu möglichen „Standor- 
ten“ für den Betrieb unseres vorgeblichen Auftraggebers 
haben es in sich: 

Dörpen ist ein kleines Dorf auf halbem Wege zwi- 
schen Lingen und Emden, nahe der niedersächsischen 
Grenze am Dortmund-Ems-Kanal. 

Nach der von Bund und Ländern beschlossenen „Ge- 
meinschaftsaufgabe“ „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ und dem Investitionszulagengesetz dür- 
fen wir hier für „unseren“ Betrieb mit Zulagen und Zu 
Schüssen in Höhe von 20% der Investitionen rechnen. 
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DER NIEDERSÄCHSISCHE MINISTER FÜR WIRTSCHAFT UND VERKEHR 


Untersehmensberatung, 

S/S AM 

%.Hd, Herrn Dr. Seefelder 
Am Krähenharst 27 


&loo Duisburg 29 


Ir Zen, ve Nacmanvom I Zen te bs Antwort angaben main Hannoner, ders 
23.2 wu. 6515 
, . 10 18: Mei 1984 
NG-E/5p R 


Sehr geehrter Herr Dr. Seefelder, 


für den Besuch von Ihnen und Herren Schulz am 15.05, 
möchte ich mich noch einmal herzlich Kadanvenn TaR dar 
Ihnen versichern, daß von seiten des Landes Niedersachsen “ 
größtes Interesse an dem von Ihnen skizzierten Ansiedlungs= 
worhaben besteht. Sie dürfen deshalb sicher sein, daß Sie 
bzw. das amerikanische Unternehmen alle Unterstützung er- 
fahren werden, die sowohl ir Vorfeld der Standortsuche ale 
auch im konkreten Ansiedlungsfelle möglich ist. i 


Dörpen 

in Dörpen stehen insgesamt 

«S1-Gebiet) zur Verfügung, 
Landkreis ünd Bemseinde sind Eigentümer von rund 206 ha. des 


insgesamt etwa 4bo_ ha großen GI-Geländes, Der Ksufpreis liegt 
bei: atwa 7,- DM/qmt Ein weiterer Ankauf ist bei Bedarf möglich, 


ca. Anc ha industriefläche 
£s handelt sich um die Fiäche 1 


Hinsichtlich möglicher innissionsbedingter Beeinträchtigungen 
ist deräuf hinzuweisen, daß sich das Industriegelände etwa 

2 km östliuh von der bebauten Ortslage entfernt befindek, 

In diesen Gebiet iet hauptsächlich mit. Winden aus wesklicher 
Richtung zu rechnen. 


in unmittelbarer Nähe des Industriegeländes befindet sich 


eine zentrale Mülldeponie des Landkreises in winer Größe 
von 60 ha, so daß die Abfalibeseitigung leicht möglich ist, 


F Vechunndet Ga Eu 


Luneplate/Loxstadt Südlich Brepe Be 
2) { rheven) 


3. Fiäche 


fläche .zur Verfügung. Diese bieten günstige Voraussetzungen 
für hafengebundene Industriebetriebe. Derzeit wird das 
Gelände Überwiegend. landwirtscehsftlich genutzt. Es ist 

zu ca: looo ha gegen die Unterweser eingedeichE. 


De Flächen sind zum größten Teıl in Landeseigentum, 
Der Kaufpreis ist verhandelbar. 


Die notwendigen infrastrukturellen Voraussetzungen 
köhnen peraliel zur Errichtungsphase eines Industrie- 
unternehmens geschaffen werden. 


Nech dem aktuellen Konzept für die Entwicklung des 
Gebietes Luneplate ist die Errichtung eines größeren 
Usschläghafens geplant. Derzeit ist als Zwischenlösung 
die Versorgung des Industriegebietes über die in 
Bremerbaven vorhandenen Umschlaganlagen möglich. So 
findet sich im Überseehafen {Luftlinienentfernung 

ea. 7,5 km) u.a. die Erzumschlagsnlage Weserport, 

die 2. 2. 'für den Erzumschlag nicht vollausgelastet 

ist. Hier ist grundsätzlich bei gleichzeitiger 
Erzumschlag ein Kohleumschlag von jährlich 0,2 = 0,6 Mio to 
erreichbar. N 


Straßenmäßig ist das Gebiet Luneplate über die Autobahn 
von Cuxhaven in Richtung Bresen an das Autabahnnstz 


angeschlossen. 


Salzgitter 
2. Arbeitsmarktiage 


Inter bat derzeit eine Arbeitslosenguote von 

Ban inzu kommt, deß der Salzgitterkonzern im 
un eine/Salzgitter bis Ende 1985 rd. 3.700 Mit 

arbeiter freisetzt, £3 wären deshalb für den In- 5 


teressenten keine Schwi i 
Mitarbeiter einzustellen, weit, BEER 


Förderhöchstpräferenzen in den einzelnen. Standorten: 


- Dörpen a 20 % R 
- Lingen a 15% 

- £mden B 20% 

- Wilhelmshaven 20 % 

- Cuxhaven 20 % 

- Luneplate/loxstedt 20% 

- Meppen 20 % 

- Lüneburg 25% 

- Salzgitter derzeit naeh dem Sondarprogtamm 


für Stahlstendorte (befristet 
bis 31.12.1985) 25 % 


Ich hoffe, daß Ihnen diese sraten Angaben bei der Aufstellung 
Ihres Kriterienkataloges dienlich sind. Sollten Punkte offen- 
geblieben sein, bin ich gerne bereit, entsprechende Fragen 
kurzfristig zu beantworten, Ich bitte, dem Unternehmen zu 
versichern, daß das Lend Niedersachsen yrößtes Interesse 

an det Ansiedlung hat und deshalb alle Möglichkeiten zur 
Unterstützung dieser Ansiedlung ausschöpfen wird, 


Ich würde mich freuen, wenn Sie mich über den Ausgang 
Ihrer ersten Voruntersuchung dahingehend informieren b 
könnten, welche Standorte in Niedersachsen Sie zur näheren 
Auswahl empfehlen haben. 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Au tpage Fe) % . 
DEZE. 2 


‚Küller-Eberstein 


Das sind nach den uns vorgelegten Plänen runde 660 
Millionen DM. Offiziell und gesetzlich festgelegt. 

Hier wird uns direkt am Kanal ein Gelände angebo- 
ten, „so daß die Anlegung eines großen Hafens möglich 
ist.‘“ Eigentümer sind Landkreis und Gemeinde. 

„Der Kaufpreis liegt bei etwa 7,- DM/m’“, schreibt 
Müller-Eberstein. Damit wir über den hohen Preis nicht 
erschrecken, hat er handschriftlich noch „verhandelbar“ 
hinzugefügt. 

Probleme, die sich aus der Verschmutzung der Um- 
welt ergeben, sieht Müller-Eberstein auf unseren „Auf- 
traggeber‘“ nicht zukommen: „Hinsichtlich möglicher im- 
missionsbedingter Beeinträchtigungen ist darauf hinzu- 
weisen, daß sich das Industriegelände etwa 2 km östlich 
von der bebauten Ortslage entfernt befindet. In diesem 
Gebiet ist hauptsächlich mit Winden aus westlicher Rich- 
tung zu rechnen.“ 

Da werden ja dann höchstens Obst, Gemüse, Getreide, 
Milch und Fleisch des Schlachtviehs vergiftet. Aber die 
politisch Verantwortlichen können sich bei ihrem Gehalt 
sicher Lebensmittel aus weitgehend giftfreien Gegenden 
leisten. 

Auch mit dem Giftmüll gibt es keine Probleme: ein- 
fach abkippen, wie gehabt. Die Folgekosten hat ja - wie 
jetzt in Hamburg bei der Dioxin-Deponie Georgswerder 
- weitgehend der Staat zu bezahlen. Müller-Eberstein in 
seinem Brief: „In unmittelbarer Nähe des Industriegelän- 
des befindet sich eine zentrale Mülldeponie des Land- 
kreises in einer Größe von 60 ha, so daß die Abfallbesei- 
tigung leicht möglich ist.“ 

Im „Handbuch für die Standortwahl“, das von der nie- 
dersächsischen Wirtschaftsministerin Birgit Breuel her- 
ausgegeben wird, kann man unter der Überschrift „Was- 
serversorgung - kein Problem in Niedersachsen“ nachle- 
sen: 
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„Die Grundwasserreserven im Norden und die Ober- 
flächengewässer im Bergland des Südens sind die Grund- 
lage für Niedersachsens Trinkwassergewinnung. Das Re- 
servoir für die Industriewassergewinnung liegt vor allem 
in den großen Flüssen des Landes.“ Das klingt gut für 
die Öffentlichkeit und gilt sicher so auch für kleinere 
und mittlere Betriebe. Nicht aber für die ganz Großen, 
die ja bekanntlich auch den mit Abstand größten Wasser- 
verbrauch haben. 

„Die benötigte Wassermenge kann aus eigenem 
Grundwasser bezogen werden“, schreibt uns Müller- 
Eberstein in einem Ergänzungsbrief am 5. 6. 84. „Denk- 
bar ist auch die Gewinnung von Kühlwasser aus der 
Ems“, fügt er hinzu. Wenn wir freiwillig wollen, gestattet 
er uns also, auch Oberflächenwasser als Kühlwasser zu 
benutzen. Aber welcher Betrieb würde das schon freiwil- 
lig tun? Denn so etwas ist wegen der höheren Ver- 
schmutzung der Flüsse immer auch mit zusätzlichen Rei- 
nigungskosten verbunden. 

In Lingen - dort wird z. Zt. ein Kernkraftwerk gebaut 
- bietet uns das niedersächsische Wirtschaftsministerium 
gleich zwei mögliche Bauplätze an. Im Süden und im 
Norden, jeweils direkt am Dortmund-Ems-Kanal. In 
Lingen gibt’s offiziell 15 % Fördermittel, wie uns Müller- 
Eberstein mitteilt. Das wären bei „unserem“ Betrieb 495 
Millionen DM. Und auch hier „können eigene Brunnen 
gebohrt werden.“ Zur kostensparenden und umweltbela- 
stenden Versorgung mit Wasser. 

„Der Grundstückspreis liegt bei etwa 7,- DM/m?.“ 
Natürlich nur für uns. Für private Hausbauer kann, wie 
wir der beiliegenden per Computer vom Wirtschaftsmini- 
sterium extra für uns erstellten „Standortdokumenta- 
tion“ entnehmen, der Preis für Bauland auch schon mal 
120 DM erreichen. 

„Das anfallende Abwasser“, so schreibt uns Müller- 
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DER NIEDERSÄCHSISCHE MINISTER FÜR WIRTSCHAFT UND VERKEHR 


Pontanachct Yirchradenniecher Nrıaar 0: Wiischet un Verka 
Ä Pouilach 101, 3009 Manmonee 


Per £ilbaten 


Unterniehmensberatung 

S/ISAhM 

z.Hd. Herrn Dr. Seefelder ; Mr 
Am Krähenhorst 27 


Aloo. Duisburg 29 


(aka DanAmmart ngeoen) 
Ahr Roloem, rg Nachricht vom mein Zascher non Hannover den > 
23.2 ww 6515. 05, Juni 1984 
mü-e/sp 


Sehr geehrter Herr Or. Seefelder, 


unter Bezugnahme auf unser Telefongespräch darf ich Ihnen 
folgende ergänzende Informationen geben: 


1. Liegeplätze am seeschifftiefen Fahrwasser 


a} Emden 


Ich verweise auf Punkt 2 meiner Ausführungen, zu Emden 
in meinem Schreiben vom 18.05.1984. ‚Ergänzend darf ich 
mitteilen, daß nach" Ausbau des Dollarthafens Emden von 
Schiffen bis zu 195.000 tdw mit einem Tiefgang bis 
höchstens 45 Fuß angelaufen werden kann. Der Ausbau 
des Dollsrthafens wird jedoch nicht vor etwa lo :Jahren 
erfolgt sein. F 


b) Wilhelmshaven . 


2.2. können Schiffe bis zu 100.000 tdw an der Nieder- 
sschsenbrücke anlegen. Der Höchsttiefgang derf derzeit 

15 m betragen. Bei grüßerem Tiefgang müssen die Schiffe 
vorher zum Teil geleichiert werden. 

Bei entsprechendem Bedarf ist dıe £rweiterung der Nieder- 
sachsenbrücke für Schiffe his zu 250.000 tdw vorgesehen. 
Die Beuzeit beträgt denn etwa 2 Jahre. 


ce) Cuxhaven 


Z. 2. besteht keine entsprechende Infrastruktur. 

Bei Bedarf körinen jedoch Anlegemöglichkeiten für Schiffe 
bis zu 110.060 £dw im Hafenbereich geschaffen werden.Die 
Bauzeit würde etwa 2 Jahre betragen. Das Industriegebist 
kann dann über förderböänder oder Pipelines mit dem Anleger 


„verbunden werden. ® 
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d} Lunsplate/Loxstedt 


Z.Z, ist die Verladung vor Gütern Über den Weserport 
mit Schiffen bis zu 90,000 tdw möglich. Die Luneplate- 
kommission hat im jetrt abgeschlossenen Konzept fest- 
gehalten, daß gemeinsam mit dem Land Bremen bei ent- 
sprechenden Bedarf ein Hafen gebsut «werden soll, in dem 
Liegeplätze für Industriezwecke vurgesehen sind. Diese 
Liegeplätre könnten dann mit Schiffen von 9o.000 - 
400.000 tdw angefahren werden. Die Bauzeit nürde etwa 
3-4 Jahre betragen. Y 
$öwelt zusätzliche Iransportkosten dadurch entstehen, daß 
bei einigen Standorten bis zu dem Bau der entsprechenden 
Hafenkaprritäten eine Verladung über weiter entfernte Um- 
schlagetelten notwendig ist, künnen diese Kosten von öffent- 
licher $eite nicht übernommen werden. 


Bereitstellung der Infrastruktur 


Die gesamte notwendige Infrastruktur, die für den Ablauf 
des Betriebes notwendig ist, wird won öffentlicher Seite 
bis an die Grenze des Betriebsgrundstückes herangeführt. 
Auch die Heranführung eines £isenbahn-Stammgleises bis 
an die Grenze des Betriebsgrundstückes ist bei nschge- 
wiesener Notwendigkeit im erforderlichen Umfang möglich. 


Bürgschaften 


Bürgschaften künnen übernommen werden, um im Interesse des 
Landes volkswirtschaftlich förderungswürdige und betriebs- 
wirtschaftlich vertretbare Maßnahmen zu ermöglichen, Der 
Kreditnehmer muB kreditwürdig sein und die Gewähr für eine 
Rückzahlung des verbürgten Kredites bieten. Die Gesant- 
finanzierung der Maßnahme muß gesichert sein und der Antrag 
auf Gewährung einer Bürgschaft muß ebenso wıe die Anträge 
auf Gewährung von Zuschüssen rechtzeitig und vor Beginn 
der Maßnahme gestellt werden. 
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3) Peine 


In Ergänzung zu dem beiliegenden Schreiben der Stadt 
Peine vom 30.5.84 teilt die Stadt mit, daß der Wasser- 
preis voraussichtlich unter 0,50 DM/ebm für das 
Prozesswasser liegen wird. Es handelt sich bier um 
eine erste Schätzung, die in Abhängigkeit von den 
betrieblichen Kenndsten konkretisiert werden müßte. 


Beı allen Waßserpreisen handelt cs sıch um Ca,-Angaben. 
Sie sind verhandlungsfähıg. 


Die in meinem Schreiben vom 18.5.84 genannten Grund- 
stückspreise sind verhandelbar. Wie Ihnen Herr Brinkmann 
in unserem Gespräch am 15.5.84 mitteilte, soll eine von 
Land Niedersachsen gewünschte Ansiedlung nicht am Grund- 
stücksepreis scheitern, 


Ich, füge Ihnen eine Mappe mit Unterlagen über die Stand- 
ortvoraussetzungen in der Stadt Peihe bei, Es handelt sich 
hier um ein Gelände direkt am Mittellandkanal. Ich darf 
noch einmal darsuf hinweisen, daß das Grundstück von der 
Stadt kostenlos angeboten wird. 


Wie Sie aus der beiliegenden Standortdokumentation ent- 
nehmen können, liegt Peine in etwa 30 km Entfernung 

von Hannover direkt an der Autobahn in Richtung Braunschweig/ 
Berlin. 


Sollten weitere Fragen offen sein, bin ich gerne kurz- 
fristig zu deren Beantwortung bereit. 


Mit freundlichen Grüßen 


er-EBers 


Eberstein, kann mit der derzeitigen „Kläranlage ohne 
Schaffung zusätzlicher Kapazitäten abgeführt werden.“ 
Was wiederum dem Unternehmen enorme Kosten spart 
und die Umwelt und damit die Kassen der öffentlichen 
Hand zusätzlich belastet, wie wir schon im zweiten Kapi- 
tel gesehen haben. Denn eine kommunale Kläranlage 
kann die Abwässer eines Chemiebetriebes kaum ausrei- 
chend reinigen. 

Das Lohnniveau, schreibt Müller-Eberstein, liegt in 
Lingen „um etwa 6 % unter dem Landesdurchschnitt“. 
Und weiter: „Das entsprechend niedrige Lohnniveau hat 
auch seine Auswirkungen auf das allgemeine Baupreisni- 
veau im emsländischen Raum.“ Da muß doch jedem Un- 
ternehmer das Herz im Leibe lachen. 

An der Emsmündung in Emden erhalten wir ebenfalls 
Land angeboten. „Die Flächen befinden sich überwie- 
gend im Landeseigentum und stehen sowohl im Erbbau- 
als auch im Kaufwege zur Verfügung. Die Preise sind zu 
verhandeln.“ Was frei nach Brinkmann für uns einen 
Preis von 0,00 DM bedeutet. Schon jetzt können dort 
Schiffe bis zu 45 000 t Tragfähigkeit anlegen. Da wir da- 
mit nicht zufrieden sind, wird uns Besserung in Aussicht 
gestellt: „Weiterhin darf ich auf den beabsichtigten Bau 
des ‚Dollart-Hafens‘ hinweisen. Nach diesen Planungen 
ergibt sich u. a. die Möglichkeit der weiteren Vertiefung 
des Emsfahrwassers.“ Die offiziellen Fördermittel liegen 
hier, so erfahren wir, bei 20 %. 

Salzarmes Grundwasser gibt es in Emden nicht. „Es 
steht jedoch ausreichend Wasser in Trinkwasserqualität 
über die örtlichen Wasserversorgungsunternehmen zur 
Verfügung“, erfahren wir. Auch hier gibt’s Preisermäßi- 
gungen: „Der Normaltarif der Stadtwerke beträgt 1,50 
DM/m?. Je nach Abnahmemenge sind höhere Preisnach- 
lässe möglich.“ 

Südlich von Wilhelmshaven befindet sich im „Jadebu- 
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sen“ ein großer Naturschutzpark. Im Wattenmeer hat 
dort bis heute eine einzigartige Tier- und Pflanzenwelt 
überlebt. Was das niedersächsische Wirtschaftsministe- 
rium nicht hindert, uns dort unmittelbar nördlich und 
südlich des Badestrandes an der „Niedersachsenbrücke“ 
direkt an der Jademündung zwei Grundstücke zur Aus- 
wahl für „unseren“ Chemiegroßbetrieb anzubieten. 

Die Wilhelmshavener müssen für Bauland, das sie al- 
lerdings kaum wie wir direkt an der Küste bekommen, 
zwischen 50 und 190 DM bezahlen. Für uns geht’s auch 
hier viel billiger: „Der Kaufpreis liegt je nach Lage bei 
15,- DM bis 20,- DM je m? und müßte gegebenenfalls 
verhandelt werden.“ 

Auch die Bedenken, die Ministerialrat Brinkmann bei 
unserem Gespräch im Ministerium wegen der Emissio- 
nen des geplanten Kohlekraftwerkes hatte, sind inzwi- 
schen bereinigt. Müller-Eberstein schreibt: „Jetzt ist be- 
reits ein Kohlekraftwerk mit einer Leistung von 760 MW 
vorhanden. Über den Bau eines weiteren Kohlekraftwer- 
kes kann gesprochen werden.“ Die Wilhelmshavener 
werden sich freuen, das zu hören. 

Wilhelmshaven kann, so erfahren wir, mit Schiffen bis 
zu einer Tragfähigkeit von etwa 100 000 Tonnen ange- 
fahren werden. Aber falls wir Lust haben sollten, mal mit 
einem Supertanker anzulegen: Ministerialrat Brinkmann 
und seine Chefin, die niedersächsische Wirtschaftsmini- 
sterin Birgit Breuel, machen es möglich: „Bei entspre- 
chendem Bedarf‘, so schreibt uns Müller-Eberstein im 
Auftrage seines Chefs, „ist die Erweiterung der Nieder- 
sachsenbrücke für Schiffe bis zu 250 000 t vorgesehen. 
Die Bauzeit beträgt dann etwa 2 Jahre.“ 

In Cuxhaven wird uns eine landwirtschaftliche Fläche 
östlich vom Stadtteil Altenbruch angeboten. Hier gibt’s 
noch keinen ausreichenden Hafen, was aber kein Hin- 
dernis ist: „Bei Bedarf können Anlegemöglichkeiten bis 
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zu 110 000 t im Hafenbereich geschaffen werden. Die 
Bauzeit würde etwa 2 Jahre betragen. Das Industriege- 
biet kann dann über Förderbänder oder Pipelines mit 
dem Anlieger verbunden werden.“ Auch in Cuxhaven 
gibt es 20 % Fördermittel. 

An der Unterweser, besonders in Nordenham, gegen- 
über von Bremerhaven, wurde in den letzten Jahren indu- 
strialisiert. Mit enormen staatlichen Zuschüssen konnten 
z. B. eine Bleihütte der PREDSSAG und die kanadische 
Asbestos, die dort die größte Asbestlagerhalle auf dem 
europäischen Kontinent baute, neu angesiedelt werden. 
Während die Zahl der neu geschaffenen Arbeitsplätze 
wesentlich niedriger lag, als ursprünglich geplant, über- 
traf die Umweltbelastung die schlimmsten Befürchtun- 
gen. Denn die neuen Betriebe erhielten nur völlig unzu- 
reichende Auflagen, und sie waren auch nicht bereit, frei- 
willig ausreichende Maßnahmen zum Schutz von 
Mensch und Natur zu ergreifen. 

Mehrfach „schneite“ es in Nordenham, und das mitten 
im Sommer. Der „Schnee“ bestand aus großen Mengen 
von krebserzeugendem Asbest, das beim Entladen der 
Schiffe vom Wind in die Stadt geweht wurde. Schlamm 
aus der Weser unterhalb von Nordenham enthält nach 
wissenschaftlichen Untersuchungen, die die „Arbeitsge- 
meinschaft Umweltschutz“ Nordenham 1983 dem „Inter- 
nationalen Wassertribunal“ in Rotterdam vorgelegt hat, 
Cadmium in Konzentrationen, die den Grenzwert für 
den Gehalt in landwirtschaftlich genutzten Böden um 
das bis zu 33fache überschreiten. Auch die Werte für Blei 
sind an vielen Stellen der Unterweser zu hoch." 

Zahlreiche in der Unterweser gefangene Fische sind 
krank. Sie enthalten, wie der „Braker Sportfischerverein“ 
ermittelte, neben den Schwermetallen Blei, Quecksilber 
und Cadmium auch Hexchlorbenzol (HCB) und poly- 
chlorierte Biphenyle (PCBs).'? 
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Aus diesen Fehlern scheint die niedersächsische Lan- 
desregierung nichts gelernt zu haben. Gegenüber von 
Nordenham und Südlich von Bremerhaven, auf der noch 
weitgehend unberührten „Luneplate“ soll im alten Stil 
weiter industrialisiert werden. Gegen den erbitterten Wi- 
derstand der Bürgerinitiative „AG Luneplate“, die von 
den ortsansässigen Bewohnern großen Zulauf erhält. 

Auch in der „Luneplate“ wird der „Unternehmensbe- 
ratung S/S&M“ Land angeboten. Daß es bislang noch 
nicht erschlossen ist, hat nicht viel zu bedeuten, denn: 
„Die Luneplatekommission hat im jetzt abgeschlossenen 
Konzept festgehalten, daß gemeinsam mit dem Land 
Bremen bei entsprechendem Bedarf ein Hafen gebaut 
werden soll, in dem Liegeplätze für Industriezwecke vor- 
gesehen sind. Diese Liegeplätze können dann mit Schif- 
fen von 90 000 bis 100 000 t angefahren werden. Die 
Bauzeit würde etwa 3-4 Jahre dauern.“ 

Die „AG Luneplate“ hat aus vorliegenden öffentlichen 
Zahlen zusammengerechnet, wieviel diese geplanten 
Maßnahmen den Steuerzahler kosten werden.'” Danach 
fallen für Seeschleuse, Hafen, Erschließungs- und Ver- 
waltungskosten, die Verlegung des Flüßchens Lune, ei- 
nen Wesertunnel sowie für Betriebs- und Unterhaltungs- 
kosten für Schleuse und Industriegelände bis zum Jahr 
2008 für die öffentliche Hand Gesamtkosten in Höhe 
von fast 2900 Millionen DM an. Und das als reine Vor- 
leistung, da bislang kein einziger bedeutender Betrieb 
seine Ansiedlung dort zugesagt hat. 

„Unser Betrieb“ würde zusätzlich, wie wir von Müller- 
Eberstein erfahren, offiziell in Luneplate 20% Förder- 
mittel erhalten. Als weiteren Anreiz gibt er an, daß die 
„Lohnstruktur unterdurchschnittlich“ sei. 

Schließlich erhalten wir noch schriftliche Angebote für 
die Ansiedlung in Meppen am Dortmund-Ems-Kanal, 
Lüneburg, Salzgitter und Peine. 
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In Meppen, wo es ebenfalls 20 % Förderung gibt, dür- 
fen wir Prozeß- und Kühlwasser aus dem Grundwasser 
entnehmen. Das gleiche gilt für Lüneburg, wo uns sogar 
25 % Fördermittel (entspricht bei unserem „Vorhaben“ 
825 Millionen DM staatliche Zuschüsse) angeboten wer- 
den. 

In Salzgitter gibt es ebenfalls 25 %. Hier werden uns 
als besonderer Bonbon die hohe Arbeitslosigkeit und 
weitere Entlassungen angeboten: „Salzgitter hat derzeit 
eine Arbeitslosenguote von 14 %. Hinzu kommt, daß der 
Salzgitterkonzern im Raum Peine/Salzgitter bis Ende 
1985 rd. 3700 Mitarbeiter freisetzt.“ Wovon die Beschäf- 
tigten des Stahlwerks bisher noch nichts erfahren haben. 

Noch höhere Zahlen nennt uns wenig später in einem 
Schreiben der Stadtdirektor der Stadt Peine, Dr. Willy 
Boß: „Der Stahlkonzern Peine-Salzgitter AG wird auf- 
grund der bekannten Schwierigkeiten in dem Stahlbe- 
reich in den nächsten Jahren etwa 4000 Arbeitskräfte 
freisetzen.“ 

Auch Stadtdirektor Boß hat es wohl aufgrund seiner 
starken Arbeitsbelastung einfach vergessen, davon die 
Peiner Bevölkerung in Kenntnis zu setzen. Deshalb hat 
er sicher Verständnis dafür, daß wir das hier nachholen. 

Peine bietet uns direkt am Mittellandkanal ein Grund- 
stück in der von uns gewünschten Größe an: „Falls es zu 
der Ansiedlung des Betriebes in Peine kommen sollte“, 
schreibt uns der Stadtdirektor, „wäre die Stadt bereit, die 
Fläche kostenlos zu übertragen.“ In Salzgitter liegen die 
Bodenpreise nach den Angaben des Wirtschaftsministe- 
rıums bei 40 bis 120 DM. Für das nahegelegene Peine ha- 
ben wir keine entsprechenden Unterlagen erhalten. Aber 
dort kann man wohl mit vergleichbaren Beiträgen rech- 
nen, wobei ein Grundstück mit direktem Wasseranschluß 
wohl eher im oberen Bereich dieser Preispanne anzusie- 
deln wäre. 


87 


4 


Amt für 


= E} Posigen 1768 _ 10 Zune Wirtschaftsförderung 
Postfach 1760 
Mi un Minister für Wirtschaft 3150 Peine 
ae erkehr : Telefon (Durchwahl) 
2 hd. Herrn Hütler-Eberstelt (05171) 49356 
£riedrichswall 
3000 Hannover 4 z 3150 Pens 
Mein Zeichen n 
ei Zeichen ha Nachnom-Va-vom Adasna MWERAENVOT ——unuem Anmwarischeniben APSebM are 


80-21.12 MM ra/wä 


\ R je-Unternehmen 
” in Chemie/Pharmazie 
m jedlungsanfrage für.e 
Betr. : Ansi 


err Mütter-Eberstein! 


Fü 

ir am 29,5.1984 ge 
ezug auf das mit m j 

= per für die Übermittlung der Daten 


ist, dem mir 
Peine in der Lage 
£ n, daß die Stadt sprechen. 
Taster, Elektrizität und 625 ZU entsp 

genannten 


sehr geehrter H hete Tetafongespräch 


+ dem Grund- 
B von 2 Mio, m’au 4 
x enannten Größenordnun‘ Ibarer Nöhe herbei- 
Zwar ist, Trinkwasse? er, 35 kann jedach aus um Mittelland- - 
oh en 1 ärdan Das Kühlwasser von 6 Mio. m 
transportie s 


en. 
kanal entnommen. werd 2 man mitt auch bei der 


Ich. sehe bei einer Ansiedlung des Betriebes in Peine keine Schwierig- 
keiten, die benötigten Arbeitskräfte zu finden. Ich darf darauf hinweisen, 
daß die Peiner Bevölkerung industriegewahnt ist und seit über 100 Jahren 
mit dem 3«Schichten-Betrieb lebt. Der Stählkonzern Peine-Salzgitter AG 
wird aufgrund der bekannten Schwierigkeiten in dem Stahlbereich in den 
nächsten Jahren etwa 4.000 Arbeitskräfte freisetzen. Diese freigesatzten 
Mitarbeiter gehören fast sämtiichen Handwerkssparten an, es befinden sich 
natürlich auch gewerbliche und kaufmännische Angestellte darunter. Wegen 
der benötigten Chemiefachschulabsolventen möchte ich darauf verweisen, 
daß in 25 km Entfernung in Braunschweig sich eine Chemiefachschule defindet, 
so daß. such hier keinerlei-Schwierigkeiten bestehen sollten, die benötigten 
Mitarbeiter zu finden, Sowohl in Hannover als auch in Braunschweig ist 
eine Technische Universität, so daß auch im unmittelbaren Einzugsbereich 
der Stadt Peine die geforderten Akademiker gefunden werden können. 

D 


Das Lahnnivesu tst in Peine z.Zt. stark sinkend, dies beruht auf der bereits 
geschtiderten Tatsache der massenweisen Freisetzung von Mitarbeitern im 
Stahlbereich. x 

Nach unseren £rfahrungen liegt das Baupreisniveaus in der Region Peine 

unter dem Schnitt. 


Falls es zu der Ansiediung des Betriebes in Peine kommen sollte, wäre 
die Stadt bereit, die Fiäche kostenios zu übertragen. Die jetzt noch quer 
durch das Grundstück verlaufende Straße müßte seldstverständlich vertagt 
werden, dies bereitet jedoch keine Schwierigkeiten. 


Ich bitte, den beigefügten Hefter mit den notwendigen Unterlagen und 
einigem Informationsmaterial über die Stadt Peine an die anfragende Firma 
weiterzugeben. Zu weiteren Auskünften bin ich selbstverständlich jederzeit 
bereit und würde mich freuen, wieder van Ihnen zu hören. 


Eine Ourchschrift dieses Schreibens für die anfragende Firma ist beigefügt. 


lichen Grüßen 


Die Zusage des Peiner Stadtdirektors bedeutet also für 
„unseren“ Betrieb bei einer gewünschten Fläche von 1,2 
Quadratkilometern grob geschätzt ein Geschenk der 
Stadt in Höhe von 120 Millionen DM. Und das, ohne 
daß wir auch nur nach einer möglichen Umweltbeein- 
trächtigung gefragt worden wären oder man irgendwel- 
che Garantien für die von uns angegebenen Arbeitsplätze 
verlangt hätte. 

Die Kosten für die Stadt wären sogar noch höher: 
„Die jetzt noch quer durch das Grundstück verlaufende 
Straße müßte selbstverständlich verlegt werden“, schreibt 
Boß. Was die Stadt natürlich zu bezahlen hätte. 

Peine hat noch mehr für uns auf Lager. Ende Juli ruft 
Hans Voßkötter, seines Zeichens „Beauftragter für Wirt- 
schaftsförderung der Stadt Peine“ bei uns im „Büro“ an. 
Er will mich darüber informieren, „was die Stadt für Ih- 
ren Auftraggeber und für Sie ganz persönlich zu tun be- 
reit ist. Über den gesetzlichen Rahmen hinaus“. Er macht 
mich neugierig. 

Weil wir uns schlecht in Otmars Wohnung treffen 
können, denken wir uns einen Trick aus. Voßkötter wird 
zunächst ins „Büro“ bestellt. Eine Stunde vor dem Ter- 
min leitet ihn Brigitte telefonisch zum Arbeitsessen ins 
Restaurant des Düsseldorfer Flughafens um, „weil Herr 
Dr. Seefelder dort einen Klienten verabschieden muß“. 
Er geht darauf ein. Dipl.-Ing. Voßkötter war früher Ma- 
nager bei Mannesmann und Vorstand einer Maschinen- 
fabrik in Peine. Und genauso sieht er auch aus: Blauer 
Anzug, dunkle Krawatte, sicheres Auftreten, graue, leicht 
gewellte Haare, Alter etwa 60 Jahre. 

Er erkennt mich sofort im überfüllten Restaurant. Ne- 
ben ihm bin ich nach meiner Aufmachung der einzige 
„Geschäftsmann“ unter den vielen Touristen, die auf ihre 
Urlaubsflüge warten. 

Voßkötter wurde von der Stadt Peine wegen seiner 
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langen Berufserfahrung in der Industrie engagiert. Er 
soll „die Spreu vom Weizen trennen“ und „die Stadt vor 
unseriösen Geschäftemachern bewahren“. „Wissen Sie“, 
erzählt er, „da gibt’s Typen, die versuchen sich zu berei- 
chern, ohne eine Gegenleistung zu bringen.“ Meint er et- 
wa die Großindustrie? Keineswegs: „Da kam neulich ein 
Steuerberater, der eine ganz dubiose Gesellschaft ge- 
gründet hat. Der sagte: ‚Könnt Ihr mir mal ne Reise nach 
Amerika finanzieren. Ich kenn da einen, der will in 
Deutschland investieren.‘ War nichts dran. Ich hab mal 
nachgefragt. Der Mann war in den USA nicht mal be- 
kannt. Ganz zu schweigen von dem Auftrag, den er uns 
anbot. Der wollte nur 10 000 Dollar für ne Reise haben. 
Hab mich totgelacht.“ 

„Das sind natürlich im Vergleich zu so einem Projekt 
wie unserem Pfennigbeträge“, flechte ich ein. Aber er 
versteht die Anspielung nicht. Wie sollte er auch. Die 
„Unternehmensberatung S/S&M“ ist bei ihm über jeden 
Zweifel erhaben. 

Überhaupt haben Großunternehmen für den Ex-Ma- 
nager andere Rechte als kleine Steuerberater. Als ich ihn 
darauf hinweise, daß wir ja ganz andere Forderungen an 
die Städte stellen können, stimmt er zu: „Natürlich. Die 
Schizophrenie liegt einfach darin, daß die Anbietermärk- 
te für neue Arbeitsplätze schrumpfen, und genau davon 
profitieren Sie ja. Sollte man auch ruhig ausnutzen, ganz 
klar.“ 

Wenn man die Rechte der Großindustrie, ausschließ- 
lich nach ihren Profiterwartungen über Ort und Zeit- 
punkt von Neubau oder Schließung von Betrieben zu 
entscheiden, nicht in Frage stellt, kann man kaum zu an- 
deren Aussagen kommen. Dann hat eben das Kapital die 
Möglichkeit, die Städte und Gemeinden gegeneinander 
auszuspielen. Deshalb hat die Stadt Peine auch schon in 
der Vergangenheit Grund und Boden verschenkt. Voß- 
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kötter: „Ein Unternehmer hat das voll in Anspruch ge- 
nommen. Hat ein Riesengelände erhalten, weil er 600 Ar- 
beitsplätze einrichten wollte. 15 sind es dann tatsächlich 
geworden. Das ist dann verschleudertes Vermögen der 
Stadt.“ Recht hat er. 

Verschleudert wird aber in Peine offenbar noch viel 
mehr. Als ich ihn frage, wieviel Gewerbesteuer die Stadt 
im Interesse unseres Auftraggebers wieder einzusetzen, 
bereit wäre, will Voßkötter sich nur nicht konkret auf ei- 
ne Zahl festlegen: „Die Stadt ist darauf angewiesen, daß 
sie auch einen gewissen Gewerbesteuersatz erheben muß. 
Davon lebt sie ja schließlich. Wo die Grenzen bei denen 
liegen, kann ich nicht und will ich nicht beurteilen. Aber 
da wird Ihnen (Stadtdirektor) Boß mit Sicherheit einiges 
zu sagen können.“ 

Mit dem müssen wir sowieso noch einen Termin aus- 
machen. Denn der will mich - nach Aussage von Voßköt- 
ter - bestechen. 

Voßkötter: „Ein diskretes Angebot an Sie persönlich. 
Wenn Sie es schaffen, den Standort Peine durchzusetzen, 
ist man bereit, für jeden dauerhaft eingerichteten Ar- 
beitsplatz 500 DM zu honorieren. Das muß dann natür- 
lich ‚top-secret‘ sein. Das werde ich nicht unterschreiben. 
Das wird der Stadtdirektor persönlich tun müssen. Ich 
würde vorschlagen auf neutralem Boden.“ 

Würde der Betrieb tatsächlich gebaut, wären das bei 
2000 Arbeitsplätzen eine runde Million für mich persön- 
lich. Wie wir von unserem „echten“ Unternehmensbera- 
ter erfahren haben, ist eine derartige Praxis hierzulande 
durchaus üblich. „Ohne ein illegales Konto für Beste- 
chungsgelder hat“, so seine Aussage „heute keine Stadt 
mehr eine Chance, einen neuen Betrieb anzusiedeln.“ 

Da wir immer noch nicht alle Zusagen aus unserem 
Gespräch im Wirtschaftsministerium schriftlich haben, 
rufe ich Brinkmann noch mal kurz an. Prompt erhalten 
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unter Bezugnahme auf Ihr Telsfongespräch mit Herrn Brinkmane 
datf ich Ihnen bestätigen, daß für den Fall, daß sich die 
Stromkosten als Hindernis für die von uns besprochene An-' 
siedlung erweisen sollten, die Angelägenheit dem nieder- 
sächsischen Landeskabinetk vorgetragen werden sall. 


Mit freundlichen Grüßen 
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wir noch einen Brief von Müller-Eberstein: „Unter Be- 
zugnahme auf Ihr Telefongespräch mit Herrn Brink- 
mann, darf ich Ihnen bestätigen, daß für den Fall, daß 
sich die Stromkosten als Hindernis für besprochene An- 
siedlung erweisen sollten, die Angelegenheit dem nieder- 
sächsischen Kabinett vorgetragen werden soll.“ 

Zu den Grundstückspreisen erhalten wir noch mal 
schriftlich, daß Peine keine Ausnahme sein soll: „Die in 
meinem Schreiben vom 18. 5. 84 genannten Grund- 
stückspreise sind verhandelbar. Wie Ihnen Herr Brink- 
mann in unserem Gespräch am 15. 5. 84 mitteilte, soll ei- 
ne vom Land Niedersachsen gewünschte Ansiedlung 
nicht am Grundstückspreis scheitern.“ 

Schließlich bestätigt Müller-Eberstein uns, daß wir 
Bürgschaften für die von unserem „Auftraggeber“ aufzu- 
nehmenden Kredite durch das Land erhalten können. 
Und daß wir für die Straßen, Häfen und Schienen, die 
für uns gebaut und verlegt werden, nichts zu bezahlen 
brauchen: „Die gesamte notwendige Infrastruktur, die 
für den Ablauf des Betriebes notwendig ist, wird von Öf- 
fentlicher Seite bis an die Grenze des Betriebsgrundstük- 
kes herangeführt. Auch die Heranführung eines Eisen- 
bahn-Stammgleises bis an die Grenze des Betriebsgrund- 
stückes ist bei nachgewiesener Notwendigkeit im erfor- 
derlichen Umfang möglich.“ 

Was wiederum Subventionen in Höhe von Millionen, 
wahrscheinlich sogar mehr als 100 Millionen bedeutet. 
Nach einem Brief, den die „Unternehmensberatung S/ 
S&M“ am 16. 3. 84 von den Hamburger Elektrizitätswer- 
ken (HEW) erhielt, kosten für „unseren“ Betrieb allein 
die ersten 500 Meter Hochspannungsleitungen ein- 
schließlich Schaltanlagen 2,64 Millionen DM. 


Hamburg: Die Senatsbehörde für 
Wirtschaft schleift uns eine Kirche 


Herr Birkhan ist Akquisiteur bei der Hamburger Behör- 
de für Wirtschaft, Verkehr und Landwirtschaft. Er wird 
dafür bezahlt, Unternehmern die Ansiedlung von Betrie- 
ben in Hamburg schmackhaft zu machen. 

Birkhan möchte zu gerne wissen, in wessen Auftrag 
die „Untenehmensberatung S/S&M“ tätig ist. Er stellt 
seine Fragen ausgesprochen höflich. 

„Ich möchte Sie gerne um ein Urteil bitten“ sagt er, als 
wir telefonisch einen Besuchstermin in Hamburg ausma- 
chen. „Es wird so sein, daß ich mit Herrn Senator Lange, 
der für die Wirtschaftspolitik zuständig ist, demnächst in 
die USA fahren werde. Halten Sie es für richtig und sinn- 
voll, wenn wir einen Besuch bei dem von Ihnen vertrete- 
nen Unternehmen vorsehen?“ 

Ich weise das Ansinnen aus verständlichen Gründen 
zurück: „Ist nicht nötig im Augenblick. Ist auch gar nicht 
erwünscht.“ Womit Birkhan gerechnet hat: „Ja, ja. Das 
habe ich schon fast vermutet.“ Aber er nimmt es nicht 
tragisch, denn „es könnte ja auch höchstens eine Art 
Höflichkeitsbesuch sein.“ Klar: der Senator verhandelt 
nicht selbst. Dafür haben ja seine Beamten ausreichende 
Kompetenzen. Wenige Tage später liegt die versproche- 
ne schriftliche Einladung nach Hamburg vor: zweiein- 
halb Stunden Verhandlungen mit Senatsdirektor Kölling, 
dem Leiter des Amtes für Wirtschaft, danach Mittages- 
sen und Besichtigung von Gewerbeflächen, die uns inter- 
essieren. 
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Sehr geehrter Herr Seefelder, 
wir freuen uns über Ihr Interesse für ein Ansiedlungsprojekt 

in Hamburg und bestätigen den bereits telefonisch vereinbarten 
Gasprächstermin am 16.05.1984 aanztatig in Hamburg und schlagen 
folgenden Ablauf vor: 


10.00 Uhr Eintreffen in Hamburg 


10.30 Uhr Gespräch mit Senatsdirektor Kölling 
Leiter Amt für Wirtschaft 
e Alter Steinweg 4, 2000 Hamburg 11 
Zimmer 306 


13.00 Uhr Mittagessen 
"Zum alten Rathaus” 
Böürsenbrücke 10, 2000 Hamburg il 


14.30 Uhr Besichtigung Gewerbeflächen. 
47.08 Uhr Abreise 


ich bitte Sie, mir noch vorher mitzuteilen, wann, wie und mit 
wieviel Personen Sie in Hamburg eintreffen werden; wir würden 
Sie gern abholen. 


Mit EFSUNL lichen Gruß _ “ 

Walter Birkhan 

Site: Alter Stemwer 4, ZU Hanburs 11 - Fermprecker: 3.48 12- $ : Draht v 

Geiguperweisungen 2% die Lamieshaupikasse, Hammtorstraße 24 2000 ee ee N wu n 


Girozentrale, BLZ 200 560 08, Kante-Nr. 191 680 - Postscheckkonto: BLZ 280 106 26, Hamburg 3B1 100-202 


95 


Als wir mit wenigen Minuten Verspätung im „Amt für 
Wirtschaft“ in Hamburg eintreffen, erwartet uns Herr 
Birkhan freudig winkend auf dem Parkplatz. Er sieht et- 
was durchgefroren aus. Vermutlich steht er schon eine 
halbe Stunde da. 

Er führt uns sofort zu Senatsdirektor Kölling. Der re- 
sidiert in einem hellen Büro in einem Stahlbetonbau. Vor 
seinem Schreibtisch steht, geschützt durch eine Glashau- 
be, eine Porzellanfigur, die eine japanische Tänzerin dar- 
stellt. An den Wänden hängen neben Nachdrucken des 
neuen Formalismus asiatische Aquarelle. Man merkt, daß 
der Herr Senatsdirektor, der mit seinem zerzausten Bärt- 
chen optisch an einen Alt-Juso erinnert, weit gereist ist. 

Kaffee und Tee wird hier in Woolworth-Qualität ser- 
viert. Die Hamburger Wirtschaftsbehörde verfügt offen- 
sichtlich über weniger Mittel als das niedersächsische 
Wirtschaftsministerium. 

Was uns Kölling auch sogleich bestätigen muß: „Ham- 
burg ist wegen seiner guten Infrastruktur nicht im Rah- 
menplan der Förderung. Die Investitionszuschüsse sind 
deshalb in der Regel null.“ Mehr ist nach dem Gesetz 
nicht möglich. Kölling: „Und wir werden mit dem größ- 
ten Eifer beobachtet, ob wir auch gemäß diesen Richtli- 
nien handeln.“ Beobachtet von den Stammtischfreunden 
und Konkurrenten der Nachbarländer. Trotzdem ist das 
nicht sein letztes Wort, wie wir später sehen werden. 

Die Tatsache, daß sie im Gegensatz zu Hamburg für 
betriebliche Investitionen offiziell Fördermittel bis zu 
25 % zuschießen darf, wird, wie wir erfahren, von der 
schleswig-holsteinischen Landesregierung dazu genutzt, 
ganz legal Betriebe aus Hamburg abzuwerben. Da der 
Betriebsinhaber dabei auch für Rationalisierungsmaß- 
nahmen Zuschüsse erhält, werden so mit Hilfe von 
Steuergeldern zahlreiche Arbeitsplätze vernichtet. 

Auch sonst hat es Kölling schwerer als seine Kollegen 
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in Niedersachsen und Kiel. Hamburg ist kein Flächen- 
staat. Deshalb sind große Industriegrundstücke rar. Und, 
aufgeschreckt durch den Dioxin- und andere Skandale, 
läßt sich die Hamburger Bevölkerung lange nicht mehr 
alles bieten. Kölling: „Wir können praktisch keine Fläche 
zur Verfügung stellen, ohne in der einen oder anderen 
Form die mehr oder weniger öffentliche Diskussion über 
die umweltbelastende Situation zu entfachen.“ 

„Zur Verfügung stellen“ heißt in Hamburg nicht ver- 
kaufen, sondern „gegen eine geringe Gebühr“ verpach- 
ten, erfahren wir. Insbesondere wenn das Gelände direkt 
im Hafen liegt. 

Probleme sieht Kölling schon mit unserem geplanten 
Kohlekraftwerk: „Sowas gibt meistens ein ziemliches 
Theater. Auch Importkohle ist in diesem Zusammenhang 
nicht gerade gerne gesehen.“ Ohne gewisse Umwelt- 
schutzauflagen, glaubt er, sei so etwas „politisch gar 
nicht durchsetzbar.“ 

Optimismus zeigt er, als wir von unserer „geplanten“ 
Produktpalette reden: „Gentechnik, Halbleiter und Kera- 
mikbauteile unter anderem für Filteranlagen.“ 

Kölling: „Wenn Sie Chemiegrundstoffe hersteilen 
würden, Gummi oder PVC, dann würde ich gleich sagen: 
Kinder, wir wollen Euch und uns die Arbeit ersparen. 
Aber das ist etwas anderes.“ 

Trotzdem möchte er von uns noch weitere Informatio- 
nen, damit er „das Projekt schmackhaft aufziehen“ kann. 
„schmackhaft sind immer neue Technologien. Schmack- 
haft ist die Gentechnik.“ Guten Appetit, Herr Senatsdi- 
rektor! 

Bei der Umweltbelastung will Kölling uns eine Brücke 
bauen. „Nach meinem Wissen fallen bei heutigen Che- 
mieunternehmen keine Abwässer mehr an“, sagt er. Er 
tut, als habe er von der inzwischen vom Senat stillgeleg- 
ten Firma Boehringer, die Dioxine und andere chlorierte 
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Kohlewasserstoffe in ihrem Abfall hatte, und von der 
„Norddeutschen Affinerie“ mit ihren Blei- und Cad- 
mium-verseuchten Abwässern noch nie etwas gehört. Ich 
korrigiere ihn: „Aus Kostengründen hat unser Auftragge- 
ber nicht die Absicht, die Abwässer vollständig von 
Schadstoffen freizuhalten.“ 

Kölling schaltet sofort um: „Ja, das erleben wir ja in 
unserem eigenen Bereich. Es ist von den Betriebskosten 
weitaus interessanter, nicht nur mit geschlossenen Kreis- 
läufen zu arbeiten.“ 

Als ich ihm eröffne, daß die Abwässer „unseres“ Be- 
triebs chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten werden, 
ist er sichtlich geschockt. „Chlorierte Kohlenwasserstof- 
fe“, wiederholt er. „Ach, du große Güte!“ Er denkt nach. 
Seine große Sorge gilt aber nicht so sehr den Folgen der 
geplanten Umweltvergiftung - die chlorierten Kohlen- 
wasserstoffe erzeugen teilweise Krebs -, Kummer berei- 
tet ihm die öffentliche Meinung: 

„Eine solche Geschichte wird blitzschnell übertragen. 
Es wäre unsinnig, das verschweigen zu wollen. Also das 
sind Dinge, da ist es sinnlos, zu behaupten, die hätten wir 
in der Hand“, hören wir erfreut und beruhigt. Aber das 
lassen wir ihn natürlich nicht merken. 

„Da sehe ich eine gewaltige Situation auf uns zukom- 
men. Denn im Bereich des Bedenklichen kommt sofort 
das Mißtrauen auf. Da machen GAL-Abgeordnete kleine 
Anfragen, die Presse bringts in die Öffentlichkeit. Da 
kriegen wir unsere Schwierigkeiten“, ergänzt er. 

Ich frage ihn: „Sie gehen also davon aus, daß das in je- 
dem Falle öffentlich wird?“ Kölling: „Aber ja.“ Birkhan 
ergänzt: „Bei der Größenordnung auf jeden Fall.“ 

Dabei ist der Senat nach seiner Darstellung auf der 
Seite des Kapitals. Kölling: „Wir können den breiten 
Daumen der Genehmigungsbehörde über den Senat un- 
ter Umständen in irgendeiner Form gestalten. Aber wir 
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können nicht verhindern, daß irgendjemand hingeht und 
publik macht, was wo eingeleitet wird. Sei es ein Be- 
triebsrat oder ein GAL-Abgeordneter. Mit allem, was 
Beine hat, werden wir versuchen, Ihr Projekt zu realisie- 
ren. Aber Dinge, die für uns nicht beherrschbar sind, 
kann ich nicht beherrschen.“ 

Aber dann ist er doch bereit, mit uns gemeinsam zu 
überlegen, wie wir „die Dinge doch beherrschbar machen 
können“. 

Wir gehen zwei Möglichkeiten durch: direkte Einlei- 
tung in die Elbe oder Einleitung in die städtische Kanali- 
sation, die in Hamburg Sielnetz genannt wird. 

Kölling: „Die Ableitung in die Elbe ist eine schwierige- 
re Situation als die Ableitung ins Sielnetz. Denn alle Elb- 
fischer - die ja fleißig von Niedersachsen unterstützt 
werden - hängen dann an ihrem Abwasserrohr und ent- 
nehmen Proben. Sie kennen ja das Theater aus den Zei- 
tungen.“ 

Gelangt der Dreck über die Siele in den Hafen oder 
die Elbe, kann man nicht mehr ohne weiteres auf den 
Verursacher schließen. Birkhan wird also beauftragt, 
festzustellen, ob von der Kapazität her „noch die Mög- 
lichkeit besteht, in das Siel hineinzugehen. Oder in neue 
Siele“ (Kölling). Dafür müßte, so wird uns bedauernd 
berichtet, unser Auftraggeber dann Gebühren bezahlen. 

„Weil wir sonst alle die Einleiter, die wir an anderer 
Stelle zur Kasse bitten, total gegen uns aufbringen wür- 
den“. Kölling plaudert noch aus dem Nähkästchen: „Da 
gibt es durchaus einige Uralt-Hamburger Betriebe, die 
nicht das Gleiche in ihrer Produktionspalette haben wie 
Sie, aber die ähnliche Dinge einleiten.“ 

Wie sie heißen, sagt er uns leider nicht. 

Das Hamburger Grundwasser ist trotz der relativen 
Küstennähe weitgehend frei von Salz. Frei von Giftstof- 
fen ist es dagegen schon lange nicht mehr. Als wir fragen, 
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ob wir für „unseren“ Betrieb Grundwasser abpumpen 
dürfen, hat Kölling nichts dagegen einzuwenden. Aller- 
dings: „Das, was wir im Untergrund überhaupt noch an 
brauchbarem Wasser haben, ist weitgehend schon unter 
Beschlag. Aber die Hamburger Wasserwerke haben in 
diesem Raum Brunnen, die mehr oder weniger zur Auf- 
gabe bestimmt sind.“ 

Wegen der hohen Schadstoffwerte.. Wenn das Grund- 
wasser auch für Produktionszwecke zu verdreckt sein 
sollte, brauchen wir trotzdem nicht zu verzagen. Denn 
die Hamburger Wasserwerke wollen zusätzlich große 
Mengen von Wasser aus der Lüneburger Heide abpum- 
pen. Wodurch Umweltschutzorganisationen ökologische 
Schäden größten Ausmaßes befürchten. Von diesem 
Wasser kann dann „unser“ Betrieb zu günstigen Preisen 
auch etwas abbekommen. 

Die „Hamburgischen Electrizitätswerke“ (HEW) hat- 
ten uns mit - je nach Abnahme - 9,5 bis 12,5 Pf/kWh ei- 
nen noch billigeren Stromtarif angeboten als die meisten 
anderen Stadtwerke und Energiekonzerne. Trotzdem 
sind wir im Gespräch mit Kölling damit ausgesprochen 
unzufrieden. Der schließt zwar die Möglichkeit nicht 
aus, in Verhandlungen mit der HEW noch etwas rauszu- 
holen. Aber: „Der Abnahmepreis, den die HEW als 
Stromlieferant den Hamburger Aluminiumwerken gege- 
ben hat, der ist mit Sicherheit für neue Abnehmer nicht 
gültig.“ Der liegt bei 2,5 Pf/kWh. Der Senat muß jähr- 
lich 50 Millionen für die Strompreissubventionierung zu- 
zahlen. Eine „zusätzliche Subentionierung“ durch den 
Senat, für „unseren“ Betrieb, meint er, sei „in der gegen- 
wärtigen Situation nicht durchsetzbar“. 

Wie man deutlich merkt, wird der SPD-geführte 
Hamburger Senat durch den Druck der öffentlichen 
Meinung und auch aus der eigenen Partei viel stärker be- 
einflußt als die CDU-geführte Landesregierung Nieder- 
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3. Strompreise 


Aus der schematischen Anwendung unseres Preissystems ergibt 
sich ein durchschnittlicher Strompreis von 


netto etwa 12,5 Pf/kwh. 


Durch die Vereinbarung von absatzlenkenden Konditionen, die in 
der Vergangenheit mit vergleichbaren Unternehmen geschlossen 
werden konnten, ist ein Durchschnittspreis von 


R 9,5 bis 10,0 P£f/kwh 

aus Unserer Sicht zu erreichen. 
Den genännten Beträgen liegen die heutigen Preisverhältnisse zu- 
grunde. Es handelt sich um Nettopreise, auf die die zur Zeit gül- 
tigen Umgatzsteuersätze aufgeschlagen werden müssen. 
Die in Hamburg zur Zeit gültige Ausgleichsabgabe in Höhe von 3,9 % 
ist in den genannten Strompreisen nicht enthalten. 
Mit freundlichen Grüßen 


HAMBURGISCHE ELECTRICITÄTSYWERKE AG 
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Sachsens. Auch rechte Sozialdemokraten können hier 
nicht immer, wie sie gerne wollen. 

Damit sind wir als „echte“ Kapitalvertreter natürlich 
ausgesprochen unzufrieden. Wir teilen Kölling mit, daß 
unser Auftraggeber wegen der politischen Situation in 
der Stadt keine große Neigung zeige, in Hamburg zu in- 
vestieren. Aber er beruhigt uns. Alles soll hier anders 
werden: „Wir sind besser als unser Ruf. Seit der Wende- 
rede von Bürgermeister Dohnanyi vor dem Überseeclub 
(er sagt wirklich ‚Wenderede‘) sind bei uns in der SPD 
die realistischen Kräfte am Werk.“ 

Realistisch sind die Kräfte, die sich von der Großindu- 
strie noch mehr melken lassen. 

Und Kölling versucht, seine Worte unter Beweis zu 
stellen. Offiziell läuft zwar nichts mit staatlichen Zu- 
schüssen, wie er schon zu Beginn des Gesprächs bemerkt. 
Aber inoffiziell gehts in unserem Fall doch. 

„Wir bewegen uns in einer Größenordnung, wo ich sa- 
gen würde, bei 10 % ist es aus“, sagt er. Immerhin ein 
330-Millionen-Angebot also. Trotz der eingeplanten ho- 
hen Umweltbelastung und ohne daß er Garantien für die 
von uns in Aussicht gestellten 2 000 Arbeitsplätze auch 
nur verlangt hätte. Da direkte Zuschüsse sich außerhalb 
der Legalität bewegen, „müssen wir versuchen, zu ver- 
stecken“, so Kölling. 

„Sonst haben wir sofort den Ärger am Hals, sowohl 
von Seiten der Umländer, die natürlich ihre Regionalför- 
derung konterkariert sehen, wie auch von Seiten des 
Wirtschaftsministeriums. Die sagen: Ihr könnt das nicht 
so machen, daß wir in die Verantwortung gezogen wer- 
den, von der EG.“ 

So ist das also. Offiziell gibt es Höchstgrenzen für die 
Subventionen der Großindustrie, die in der Praxis aber 
eher Mindestgrenzen zu sein scheinen. Auch Hamburg 
läßt sich nicht davon abhalten, den Konzernen weitaus 
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mehr Steuergelder in den Rachen zu werfen - unter be- 
wußter Umgehung der gesetzlichen Regelung. Auch wie 
er „unserem“ Konzern das Geld zukommen lassen will, 
hat sich Kölling schon überlegt. Z. B., so schlägt er vor, 
könne man uns die Miete für das Gelände „in der An- 
laufzeit“ teilweise oder vollständig erlassen. Wobei 10 % 
Zuschuß aus der Staatskasse nicht das letzte Wort sein 
müssen. Kölling: „Ich würde sagen, summa summarum 
sind 20 % zu hoch, alles addiert. Direkt und indirekt. 
Das alles jetzt vorweg zu rechnen, wäre aber sehr sehr 
schwer.“ Das will er erst konkretisieren, wenn er mehr 
über „unseren“ Betrieb weiß. 

Wir kommen auf zinsverbilligte Darlehen zu sprechen. 
Auch da will Kölling mehr über unseren Auftraggeber 
wissen, bevor er sich konkret äußert. Denn auch hier hat 
der Senat schlechte Erfahrungen gemacht. Kölling: „Wir 
haben seinerzeit dem Ansiedler Reynolds über darlehens- 
artige Konstruktionen eine Finanzierung ermöglicht. Am 
Ende hat sich rausgestellt, daß der Schlußmann eine zu 
kleine Einheit war.“ Der Senat mußte also kräftig zuzah- 
len. Aber: „Wenn der Schuldner ein renommiertes, inter- 
national operierendes Unternehmen ist, das könnte die 
Vertragsvereinbarungen beeinflussen. Da glaube ich, gibt 
es Möglichkeiten, hier auf dem deutschen Kapitalmarkt 
manche Sachen zu machen.“ Auch Bürgschaften durch 
den Hamburger Senat hält er unter diesen Bedingungen 
für möglich und machbar. 

Wir fragen nach Steuervergünstigungen. Kölling: „Im 
Prinzip gibt es sie nicht.“ Wieder mal nur im Prinzip: 
„Also Fragen wie Verlustvortrag und die Behandlung 
von Gesellschafterdarlehen als Kapital, das sind steuerli- 
che Gestaltungsmöglichkeiten, von denen ich sagen wür- 
de, daß die Hamburger gewohnt sind, mit großen Zahlen 
zu rechnen und mit ausgefuchsten Steuerleuten umzuge- 
hen.“ 
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Das Hamburger Finanzamt ist zwar sehr pingelig, 
wenn es um die Bearbeitung von Anträgen auf Lohn- 
steuerjahresausgleich geht. Aber bei den „ausgefuchsten 
Steuerleuten“ der ganz Großen kann man schließlich mal 
eine Auge zudrücken, zumal das ja offensichtlich so gut 
wie jede Behörde tut. Vorteilhaft für die Unternehmer 
ist, daß da in Hamburg alles in einer Hand liegt. Kölling: 
„Auch mit Umweltschutz würde dann letztlich alles ge- 
nau von derselben Instanz entschieden wie die Frage, 
welche Konditionen im Mietanlaufbereich herausgeholt 
werden können.“ 

Mit anderen Bundesländern und anderen EG-Län- 
dern, die höhere Zuschüsse aus der Staatskasse vergeben 
oder vergeben dürfen, kann Hamburg, so Kölling, trotz- 
dem nicht mithalten. Aber was nicht direkt aus Steuer- 
mitteln bezahlt werden darf, weil der Senat sonst Ärger 
mit seinen Konkurrenten aus den Nachbarländern be- 
kommt, kann man ja später immer noch nachschießen. 
Kölling: „Wir können nur versuchen, dadurch zu einer 
Einigung zu kommen, daß wir die Betriebskosten des 
Unternehmens so vorteilhaft wie irgend möglich gestal- 
ten.“ 

Nach dieser Auskunft haben wir uns ein Mittagessen 
verdient. Wir bitten also Senatsdirektor Kölling, uns alle 
Zusagen noch einmal schriftlich zu bestätigen, bedanken 
uns freundlich für seine große Offenheit und verabschie- 
den uns von ihm. 

Weil die Großindustrie ja, wie wir täglich den Zeitun- 
gen entnehmen können, noch nicht ganz, aber doch bei- 
nahe am Hungertuch nagt, werden wir natürlich vom 
Hamburger Senat eingeladen. Wir marschieren also mit 
Birkhan ins piekfeine „Alte Rathaus“ und lassen uns den 
frischen Spargel mit Schinken schmecken. 

Da wir zu lange gespeist haben, ist der Dienstwagen 
des Senats, der uns zur Geländebesichtigung bringen 
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sollte, nicht mehr da, was Birkhan ausgesprochen pein- 
lich ist. Dankbar nimmt er das Angebot an, mit „unse- 
rem‘ Mercedes mitzufahren. 

Moorburg ist ein idyllisches ehemaliges Fischerdorf 
mit strohgedeckten Fachwerkhäuschen im Süden des 
Hamburger Hafens. Schon vor Jahren plante der Ham- 
burger Senat, die Häuser für eine Hafenerweiterung ab- 
zureißen. Wegen des starken Widerstandes wurden die 
Pläne nicht weiter verfolgt - offiziell. Uns aber teilt Birk- 
han mit: „An dieser Stelle wird in 10 bis 15 Jahren Hafen- 
gelände sein.“ Er ahnt schon, was ihm und seinem Ar- 
beitgeber blüht: „Das wird noch politischen Zündstoff 
geben, da kriegen wir Ärger.“ In diesem Falle, Herr Birk- 
han, sind wir ausnahmsweise gleicher Meinung. 

Gleich nördlich von Moorburg, in „Ellerholz“, liegt 
das für uns vorgesehene Gelände. Direkt an der Elbe na- 
türlich, wie gewünscht. Im Augenblick tummeln sich dort 
in Feuchtgebieten noch Enten und anderes Getier, aber 
bis zum nächsten Frühjahr - so wird uns versichert - wird 
alles mit Hafenschlamm überdeckt. Denn das Gelände 
liegt im „Spülgebiet“. 

Hier kommt der Dreck hin, der aus dem Hamburger 
Hafen Jahr für Jahr ausgebaggert werden muß, damit die 
Fahrrinnen eine ausreichende Tiefe behalten. 

Zur Zeit sind schon 70 Hektar als Industriegebiet aus- 
gewiesen. Daß wir 120 haben wollen, ist für Birkhan kein 
unlösbares Problem. Auch nicht, daß wir auf dem vorge- 
sehenen „Erweiterungsgelände“ noch eine alte Kirche 
und ein paar Häuser vorfinden. „Huch“, sagt Birkhan, 
„die haben wir übersehen. Aber die können wir schleifen. 
Das haben wir mit anderen Kirchen auch schon ge- 
macht.“ 

Als ich einwende, daß das ja wieder politischen Ärger 
und damit eine Verzögerung für „unser“ Projekt geben 
könne, beruhigt er mich: „Von den großen Sachen hat 
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doch die GAL keine Ahnung. Die kümmern sich um die 
Begrünung von Bürogebäuden und ähnliche Kleinigkei- 
ten.“ Zum „Beweis“ führt er an: „Sehen Sie da hinten. Da 
stand im letzten Jahr noch ein wunderschöner alter 
Wald. Den haben wir abgeholzt, bevor die Grünen was 
gemerkt haben.“ 

Nach diesen Äußerungen hat es Birkhan wahrlich 
nicht verdient, daß wir ihn in sein Büro zurückbringen. 
Wir setzen ihn also an der nächsten Stadt-Autobahnab- 
fahrt ab und fahren zu unserem nächsten Termin nach 
Kiel. 

Aber Birkhan ist uns sogar noch dankbar dafür, daß 
wir ihn so weit mitgenommen haben. 

Gut eine Woche nach unserem Besuch schickt er uns 
per Kurier einen ausführlichen Brief. Neben dem Gelän- 
de in Moorburg-Ellerholz, das „soweit noch nicht ge- 
schehen mit Sand aufgehöht“ wird, bietet uns die Ham- 
burger Behörde für Wirtschaft zwei weitere Flächen im 
Dradenauhafen und in Katwyk an. 

„Die Flächen werden nicht verkauft“, schreibt Birk- 
han, „sondern nur langfristig vermietet. Zu Mietkondi- 
tionen, die üblicherweise in einer Preisspanne von 1,90 
bis 3,75 DM pro Quadratmeter und Jahr liegen, je nach 
Ausstattung z. B. mit Kai-Anlagen, Gleisanschluß, Gas-, 
Elektrizitäts-, Wasser- und Sielanschlüssen, deren Bau 
erst nach Vorlage detaillierter Planungsunterlagen erfol- 
gen kann. In einem Ansiedlungfall in der Größenord- 
nung des Projektes Ihres Klienten sind wir in der Lage, 
hinsichtlich des Mietpreises über Sonderkonditionen zu 
verhandeln.“ 

Die Vorbehalte gegen das von uns ins Spiel gebrachte 
Kohlekraftwerk sind inzwischen gefallen. Birkhan 
schreibt: „Die Elektrizitätsversorgung könnte sowohl 
durch eine Vereinbarung mit den Hamburgischen Elec- 
trizitätswerken sichergestellt werden, die derzeit über 
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FREIE UND HANSESTADT HAMBURG 


BEHÖRDE FÜR WIRTSCHAFT, VERKEHR UND LANDWIRTSCHAFT 


AMY FÜR WIRTSCHAFT _ 
ABTEILUNG WIRTSCHAFTSAKQUISITION 


if: Behärne u Winschan, Verahrund Landeiruchat aD} Kameprucher 34912 - BIO urabuuhn 
Berteiasıu A- m 
Firma Tata 941620 
SSsAaıM 5 
Herrn Dr. K,S. Seefelder 
Am Rrähenhorst- 27 
4100 Duisburg 29 
Dratiem und /ulchum Huren Schroibene ir Abtenzitgben 1Alvi Animurt bitte angeben) Tuum 
wA 2/720.922-2 24,5.1994 


Auit s 


Sehr geehrter Kerr Dr. Seefelder I 


Ich übersende Ihnen, wie während Ihres #esuches am 16.5. 
1984 in Hamburg vereinbart, noch einige Zusatzinformationen. 


Als geeignete Fläche für das Projekt 'Ihres Klienten bieten wir 
Ihnen 70 ha (zu erweitern auf 120 ha) in Moorburg Ellerholz 
an, die Sie bereits besichtigt haben. 


Als Alternative hierzu stehen Ihrem Klienten auch die Flächen 
Dradenauhafen (50 ha) und Katwvk (27 ha) für eine Ansieilung 
zur Verfügung (siehe beicefügte Pläne). 


Die Flächen werlen, soweit noch nicht geschehen, mit Sand 
aufgehöht und stehen ab sofort {Dradenau uni Katwyk) bzw. 

in einem Jahr {üÜllerholz) baureif zur Verfügung. Sie unter” 
liegen dem Hafenentwicklungsgesetz, das eine hafenkonforme 
Nutzung vorschreibt, d.h. die betriehliche Notwendiakeit 

einer Land/Se=- bzw. See/Land-Yerbindung. Wir gehen nach 

den uns vorliegenden Informationen davon aus, da9 dies bei 

dem Projekt Ihres Klienten gegeben ist, benstigen aber noch 
eingehendere Daten über Jas ein- und ausgehende Ladungsauf- 
konmen über See. Die Flächen können nicht verkauft, snndern 
nur langfristig vermietet werden zu Mietkonditionen, die üb- 
licherweise in einer Preisspanne van 71 1,9 - 3,75 nro m 

und Jahr, liegen, je nach Ausstattung z.3. mit Kaianlagen, Tleis- 
anschlug, Gas-, Elektrizitäts-, asser- und Sielanschlüssen, 
deren Bau erst nach Vorlage detaillierter Planunäsunter- 

lagen erfolgen kann. In einem Ansieilungsfall in der Gräsen- 
ordnung des Projektes Ihres’ Klienten sind wir in der Lage, hin- 
sichtlich des “Mletureises Üher Sonderkonlitionen zu verhandeln. 
Wir sind im !ihrinen selbstverstänllich sern bereit, Ihren 
Geologen bei Jer Prüfung der Bodenneschaffenheit behilflich 

zu sein. 


= Im 


Ritz Hamburg } Cwrustach). Alter Strinurg s: Brzetrabr 7 {S- Mahn Stadthausbruckel 
fernaprecher. 389124, Telegrämmadtesse Mereurbehuerde Fernschreiber: 2 11700 bursid, Telelar. 34912620 
Bankkonto: Landeshsuptkasee Hamburg. Hamburgsche | andrebank. Konto-Nr. 1600, BLZ. 200 50000 
Postscheckkante. Ilamburg 181100 - 202, BEZ Zan mn 20 
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Alle Flächen sinA mit Gleisanschlu® versehen und direkt 
bzw. durch eine nahe Abfahrt mit der Autobahn A T/E & 
verbunden. 


Die Elektrizitlitsversorgung könnte sowohl Aurch eine Ver- 
einbarung mit den Hamburgischen Elektrizitätswerken sicher- 
gestellt werden, die derzeit über ausreichende Überschuß- 
kapazitäten verfügen, als auch durch eigene Kraftwerks- 
kapazitäten. Eine genaue Preisbestimmung ist wegen: fehlen- 
der Detailangaben über Umfang und Nutzungsdauer des Strom- 
bezugs in üiesem Stadium nicht möglich. Berechnungsbeispie- 
le für gewerbliche Strompreise der HEW sowie Anschluskosten 
vermittelt Ihnen die beigefügte Unterlage. 


Jer Bau eines eigenen Kraftwerkes auf dem Betriebsgelände 
wäre möglich entsprechend den einschlägigen Emmissions- 
schutzbestimmungen sowie dem hiesigen Baugenehmigungsver- 
£ahren, Die Srennstoffversorguna könnte bei öl per Pipe- 
line über den 3 km entfernten Ölhafen erfolgen, die Kohle- 
versorgung der Dradenaufläche über den nahen Hansanort 
oder im Falle Ellerholz’ Über eigene Kaianlagen. 


Bedingungen für die Lieferung von Wasser in Trinkwasser- 
qualitit, eigene 3rannenhohruna bzw. eine bivalente Ver- 
sorgung kinnen in Vereinbaruncen mit dem hiesigen "asser- 
bauamt und den ilamburaer Wasserwerken festgelegt werden, 


Bei Zinbringung eines eicenen Vertikalbrunnens bis 25 m 
Tiefe können Sie von folgenden "terten ausgehen: Lockerer 
Stein, Sand PB Wert 7,75, Eisen zwischen 5-7 mg/je 1. 

Die erforderlichen “Mengen Kühlwasser können ler Elbe 
entnommen werden. Eine Wiedereinleitung des Brauchwassers 
in lie Elbe ist möglich mit Kontaminierungswerten, die 
durch die Behörde für Bezirksangelejenheiten, Naturschutz 
und Umweltgestaltung {RRYU) innerhalb der gesetzlichen 
Bestimmingen festgelegt werden bei Installation von Ab- 
wasserreinigungsanlagen auf jem Stand der Technik. 


Daten Über Arbeitskräfte sowie Löhne und Sehälter in ler 
chemischen Industrie können Sie der beisefügten Anlage 
entnehmen. 


Hinsichtlich der Saupreise können wir folgende Orientierunas- 
werte angeben: E " 


Biroflächen za. DE 1.3N / m? 
Produktionsflächen “ ” nz Ba 
Verkehrsflächen b 5) 25 7/ m? 


ohne Terünssichtimino haulicher Besonfierheiten. 


wie Sie sicher wissen, ist Hamburn aufarund seiner hochent- 
wickelten Industriestruktur richt Färdercekiet nach Ser 
Seneinschaftsaufgahe”" untl profitiert auch nicht aus son- 
en überregionalen Fonts. Angesichts der Redeutun?g 
Aiegus Ansiullungsfalles isr der Senat er Freien und Hanse- 
stadt Kamburg jeloch herseit, mit Ihrer Klienten üher =ine 


-3- 
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substantielle Förderung bis zu 10 % der Investitions- 
summe zu verhandeln. Ritte berücksichtigen Sie auch die 
indirekten Hilfen durch verhandelbare Mietkonditionen Für 
die Bauflächen oder Darlehenshürgsshaften. 


Für ein weiteres persönliches Gespräch bzw. die Lieferung 
weiterer Informationen stehen wir Ihnen jederzeit gern 
zur Verfügung. 


wir würden uns frauen, wenn Sie uns über den weiteren Verlauf 
Ihrer Projektstudie informieren. 


Mit, freundlithen Grüßen 
tat Birkha gi 


Anlagen 
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ausreichende Überschußkapazitäten verfügen, als auch 
durch eigene Kraftwerkskapazitäten.‘“ 

Von zusätzlichen, schärferen Auflagen ist hier in dem 
Brief nicht mehr die Rede: „Der Bau eines eigenen Kraft- 
werkes wäre möglich entsprechend den einschlägigen 
Emmissions-Schutzbestimmungen sowie dem hiesigen 
Baugenehmigungsverfahren.“ 

Auch Wasser beliebiger Qualität können wir in beliebi- 
gen Mengen bekommen: „Bedingungen für die Lieferung 
von Wasser in Trinkwasserqualität, eigene Brunnenboh- 
rungen bzw. eine bivalente Versorgung können in Ver- 
einbarungen mit dem hiesigen Wasserbauamt und den 
Hamburger Wasserwerken festgelegt werden.“ 

Etwas vorsichtiger drückt Birkhan sich dagegen beim 
Abwasser aus. Von einer Einleitung in die städtische Ka- 
nalisation ist nicht mehr die Rede: „Eine Wiedereinlei- 
tung des Brauchwassers in die Elbe ist möglich mit Kon- 
taminierungswerten, die durch die Behörde für Bezirks- 
angelegenheiten, Naturschutz und Umweltgestaltung 
(BUND) innerhalb der gesetzlichen Bestimmungen fest- 
gelegt werden bei Installationen von Abwasserreini- 
gungsanlagen auf dem Stand der Technik.“ 

Der Dioxinskandal zeigt seine Wirkung. Ob es aller- 
dings bei solchen Aussagen auch im späteren Stadium 
der Verhandlungen geblieben wäre, können wir leider 
nicht überprüfen. 

„Wie Sie sicher wissen“, fährt Birkhan fort, „ist Ham- 
burg aufgrund seiner hochentwickelten Industriestruktur 
nicht Fördergebiet nach der ’Gemeinschaftsaufgabe‘ und 
profitiert auch nicht aus sonstigen überregionalen Fonds. 
Angesichts der Bedeutung dieses Ansiedlungsfalles ist 
der Senat der Freien und Hansestadt Hamburg jedoch 
bereit, mit Ihrem Klienten über eine substantielle Förde- 
rung bis zu 10 Prozent der Investitionssumme zu verhan- 
deln. Bitte berücksichtigen Sie auch die indirekten Hilfen 
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durch verhandelbare Mietkonditionen oder Darlehens- 
bürgschaften.“ 

Zusammengenommen wären das dann für unseren 
Auftraggeber einiges über 330 Millionen staatlicher Zu- 
schüsse. Und das nach wenigen Stunden „Verhandlun- 
gen“. 

Der ehemalige Hamburger Bürgermeister Hans-Ul- 
rich Klose kannte sich aus. Nach jahrelanger politischer 
Praxis in der Hansestadt erklärte er 1978 in einem Zeit- 
schrifteninterview, er würde „nicht mehr bereit sein, die 
Analyse vom staatmonopolistischen Kapitalismus als 
ganz und gar falsch zurückweisen“. Er stellte fest, daß 
der Staat sich „ziemlich handfest als Reparaturbetrieb 
des Kapitalismus“ betätigt, und bezeichnete den Staat als 
Selbstbedienungsladen des großen Geldes.'* 

Lediglich beim letztgenannten Ausspruch möchte ich 
ihm widersprechen: Von Selbstbedienung kann nach un- 
seren Erfahrungen nun wirklich keine Rede sein. Der 
„Laden“ hat ausgezeichnete Fachkräfte in Ministerialbü- 
rokratie und Behörden sitzen, die eine vorzügliche Be- 
dienung garantieren. 

Klose forderte damals auch Abhilfe. Z. B. gab er zu 
verstehen, im Einzelfall oder in Teilbereichen der Wirt- 
schaft könne Sozialisierung „durchaus ein Mittel sein“.!> 

Bedauerlich ist nur, daß weder er noch seine Partei- 
freunde aus seiner richtigen Erkenntnis Schlußfolgerun- 
gen gezogen haben. Der „Laden“ funktioniert in Ham- 
burg auch heute recht gut - für das große Kapital. 


Schleswig-Holstein: Staatssekretär 
Keussen und seine Aufsichtsratsmandate 


In Kiel, wo wir am nächsten Morgen zu einem Gespräch 
bei der „Wirtschaftsförderungsgesellschaft Schleswig- 
Holstein mbH“ eingeladen sind, ist alles anders. Kein 
Pförtner öffnet uns eine Schranke, denn beides gibt es da 
nicht. Nicht einmal ein reservierter Parkplatz steht für 
uns zur Verfügung. Wir stellen also den Mercedes auf 
dem Bürgersteig vor dem Haus ab und müssen am Ende 
dafür sogar noch 10 DM berappen. 

Die Wirtschaftsförderungsgesellschaft hat ihre nicht 
mehr ganz neuen Büroräume im ersten Stock eines etwas 
verwohnten Hauses. Das Büro unseres Gesprächspart- 
ners, des Prokuristen der Gesellschaft, Klaus Walther, ist 
fast spartanisch eingerichtet: blanker Linoleumboden, 
einfacher Schreibtisch, Holztisch mit drei ungepolsterten 
Holzstühlen. Das Inventar und die giftgrüne Lackfarbe 
an den Wänden scheinen noch aus den fünfziger Jahren 
zu stammen. Lediglich die modische Hormbrille unseres 
Gesprächspartners mit ihren überdimensionalen Gläsern 
ist offenbar neueren Datums. 

Walther hat noch nicht einmal einen Assistenten, der 
unsere Wünsche notieren kann. Das ist ihm sichtlich un- 
angenehm: „Ich bin im Augenblick der einzige Mann 
hier im Haus“, entschuldigt er sich. 

Wir haben beschlossen, ihm noch mehr Unannehm- 
lichkeiten zu bereiten. Denn heute wollen wir - getreu 
den Empfehlungen von mMinisterialrat Brinkmann aus 
Niedersachsen — „Pression machen“. 
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Gleich zu Anfang eröffne ich ihm, der Strompreis, den 
uns die Schleswig-Holsteinische Energieversorgungsge- 
sellschaft, die „Schleswag", angeboten habe, sei ja wohl 
eine Zumutung. „15 Pfennige pro Kilowattstunde kön- 
nen Sie von einem Handwerker verlangen, aber doch 
nicht von unserem Auftraggeber.“ Es trifft ihn tief: „Ja, 
da sind Sie hier schlecht bedient worden.“ Er will gleich 
mal mit der Schleswag telefonieren. 

Wie er überhaupt immer wieder während unseres Ge- 
spräches telefonieren will, wenn er von uns aufgeworfene 
Fragen nicht zu unserer Zufriedenheit beantworten 
kann. Und das gelingt ihm an diesem Vormittag nie. Ich 
belehre ihn: „Sie müssen wegen der Energiepreise nicht 
mit dem Vorstand der Schleswag reden. Die haben ja 
kein Interesse, uns den Strom billiger zu liefern. Sie müs- 
sen mit dem Wirtschaftsminister reden!“ 

Was er sofort zusagt: „Ja, dann werde ich mal mit dem 

Ministerium sprechen.“ 
Walther sieht zwei Möglichkeiten zur Ansiedlung „un- 
seres“ Betriebes in Schleswig-Holstein: in Brunsbüttel 
und in Kiel. „Dort laufen Gespräche zwischen der HDW 
und der. Stadt wegen der geplanten vollen Aufgabe des 
HDW-Geländes hier an der Kieler Förde“, sagt er. Das 
wird später von der Stadt Kiel korrigiert. Nur ein kleiner 
Teil der Werft soll danach abgerissen werden. 

Daß wir ihn unter Zeitdruck setzen und Auskünfte in- 
nerhalb einer Woche fordern, ist ihm „natürlich bei ei- 
nem solchen Projekt sehr unangenehm“. Zumal er von 
uns so. gut wie keine Informationen bekommt. Walther: 
„Das ist sehr schade, daß Sie auf der einen Seite von uns 
Informationen bis ins letzte Detail verlangen und auf der 
anderen Seite kaum Angaben liefern.“ Ich frage zurück, 
ob das denn bei anderen Großbetrieben anders sei. Er 
verneint: „Nein. Das machen nur die Großen so.“ 

Gegen Ende des Gesprächs fordere ich ihn noch ein- 
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mal auf, uns alle notwendigen Unterlagen schnellstens 
zuzusenden. „Sonst müssen wir unserem Auftraggeber 
sagen, daß er nicht nach Schleswig-Holstein gehen kann, 
weil Sie so lange gebraucht haben.“ 

Das ist zu viel für Herrn Walther: „Also das würde ich 
Ihnen übelnehmen“, setzt er sich zur Wehr. Aber dann 
verspricht er doch, ganz schnell zu handeln: „Ich werde 
direkt mit den verantwortlichen Herren in Brunsbüttel 
und Kiel telefonieren und zusammen mit dem Wirt- 
schaftsministerium alles Nötige in Bewegung setzen. Wir 
werden unsere Schularbeiten machen.“ 

Die nächsten Tage zeigen, daß Schleswig-Holstein 
doch nicht ganz so verschlafen ist, wenn es um Subven- 
tionen für Unternehmer geht, wie es zunächst den An- 
schein hatte. Zusammen mit einem Brief von Walther er- 
halten wir eine Reihe von buntbedruckten Werbepro- 
spekten. 

„Schleswig-Holstein macht Unternehmern ein Ange- 
bot“, lesen wir da. Und: „So finanzieren Sie mit monat- 
lich 5,03 DM per qm eine 1000 m - Halle in Schleswig- 
Holstein. Und in zehn Jahren gehört alles Ihnen.“ 

Nach Adam Riese bedeutet das direkte und indirekte 
staatliche Zuschüsse in Höhe von 722 241,20 DM oder 
36,1 % der Gesamtinvestition! Mit monatlich 20 156,36 
DM, so lesen wir weiter, kann man in Schleswig-Hol- 
stein in 10 Jahren sogar 5 Millionen DM Investitionen fi- 
nanzieren. Die Gesamtzuschüsse inclusive Steuererspar- 
nis erhöhen sich dann auf 48,4 % der Investitionssumme. 
Je höher die Investition, desto höher die Zuschüsse. 

So falsch können wir mit unserem Anliegen in Schles- 
wig-Holstein also gar nicht sein. Für einen „Großkon- 
zern“ ist da sicher noch wesentlich mehr herauzuholen. 

Unseren unverschämten Ton hat uns Walther nicht 
übelgenommen. Im Gegenteil. 

„sehr geehrter Herr Dr. Seefelder“, schreibt er. „Auf 
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So finanzieren Sie mit monatlich 

DM 5,03* per qm eine 1.000-qm-Halle 
in Schleswig-Holstein. 

Und in 10 Jahren gehört alles Ihnen, 


sr 
enrandförderung 


Schon kleine und mittlere Unternehmer erhalten in Schles- 
wig-Holstein bis zu 48 % ihrer Investitionen vom Staat ge- 
schenkt 
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Herrn : 
Dr. K,5. Seefelder WIRTSCHAFTS FORDERUNGS- 
S/S & M Unternehmensberatung GESELLSCHAFT 


Am Krähenhorst 27 SCHLESWIG-HOLSTEIN MBH 


4100 Duisburg 29 


ine Schreien Ihr Zeichen Unser Zeschen Datum 


Il/ra 1. Juni 1984 


Sehr geehrter Herr Dr. Seefelder, 


nach dem Anruf von Frau Jochum am 29.5. habe Ich mich 
unverzüglich mit dem Ministerium für Wirtschaft und 
Verkehr und der Stadt Klel in Verbindung gesetzt. Ich 
kann Ihnen folgende Termine nennen: 


08.06.1984 10.00 Uhr im Ministerium, 


Gesprächspartner ist Herr 
Staatssekretär\Dr. Kaussen 


ca. 12.00 ühr Gespräch mit der Stadt Kiel, 


Gesprächspartner Ist 

Wirtschaftsdezernent Br. Moll. 
Ich möchte vorschlagen, daß wir uns um ca. 9.45 Uhr In 
unserem Büro treffen. Wir können dann gemeinsam zum 
Ministerium fahren. . 


Mit freundlichen Grüßen 
Wirtschaftsförderungsgesetilschaft 
SchleWwig-Holsteln mbH 


(ppa. Klaus Walther) 


Berlung Soptweibiatt 80 -2300 Kıol 1. Talglon 10431} 63091 
Infrastnıkturmaßnahmen Brungbutel: Lorapizengamm 21-2300 Ku 1. Teielon 10431} 515.91 
Barıkon. 
Wärtscheftsaufbaukasıe Schlesung-Holste AG - Kasl Ni. SEPB7E0648 (BLZ 21010300} 20 PI000, 
Geschäftsführer: DipiKim. Gemot E. Scheffler -Regislergencht Kıei: HRB 294 
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diesem Wege möchte ich mich für das interessante und in 
so angenehmer Atmosphäre verlaufende Gespräch be- 
danken, das ich mit Ihnen und Ihrem Mitarbeiter am 17. 
Mai in Kiel führen konnte.“ 


Vielleicht hatte er Angst, wir könnten — wäre er nicht 
so freundlich — die von ihm dargebotenen Steuergelder 
verschmähen. 


Die „Schularbeiten‘“ jedenfalls erledigt er weisungsge- 
mäß. Knapp eine Woche nach unserem ersten Besuch 
trifft eine Einladung zu einem Gespräch mit dem Staats- 
sekretär im schleswig-holsteinischen Wirtschaftsministe- 
rium, Dr. Keussen, in unserem „Büro“ ein. Natürlich 
nehmen wir mit Freuden an. 

Im Wirtschaftsministerium brauchen wir nicht einmal 
unsere Visitenkarten vorzuzeigen. Wir grüßen den Pfört- 
ner im Vorübergehen durch kurzes Kopfnicken und las- 
sen uns von Herrn Walther direkt in den ersten Stock 
des Ministeriums geleiten, wo Minister Westphal und 
sein Staatssekretär Dr. Keussen residieren. Die „bel eta- 
ge“, wie Walther sie bezeichnet, ist mit Teppichböden 
ausgelegt, an den holzgetäfelten Wänden hängen moder- 
ne Bilder. Staatssekretär Keussen, braungebrannt, als kä- 
me er gerade aus dem Urlaub, gibt sich „jung-dyna- 
misch“. Er ist neugierig und etwas mißtrauisch: „Wir sind 
natürlich sehr daran interessiert, ein bißchen mehr von 
Ihnen zu erfahren,“ beginnt er das Gespräch. „Ist das 
Projekt realistisch oder etwas abenteuerlich? Die Seriosi- 
tät, wer dahintersteht, dies würde ich gern ein kleinwenig 
unterlegt bekommen.“ 

Ich antworte, daß das in der gegenwärtigen Phase lei- 
der nicht möglich sei. „Es gibt ja einen Grund, warum bei 
diesen Großprojekten meistens ein Vermittler eingeschal- 
tet wird: damit die Konkurrenz nicht zu früh informiert 
wird.“ 

Diese umfassende Auskunft reicht ihm aus. „Klar“, 
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sagt er nur und geht zur nächsten Frage über. Als ich 
wahrheitsgemäß erkläre, daß wir ihn über die Hinter- 
gründe unseres Projektes noch im August dieses Jahres 
informieren würden, und hinzufüge, daß unsere Firma 
und ihre Hintermänner ausgesprochen seriös seien, 
strahlt er mich ganz zufrieden an. Das heißt, ein bißchen 
in seiner Eitelkeit gekränkt ist er schon. Darüber, daß 
ihm Vertreter des Großkapitals kein Vertrauen entgegen- 
bringen. „Ich habe volles Verständnis dafür“, meint er, 
„wenn Sie sagen, Sie können zur Zeit den Auftraggeber 
nicht nennen. Auf der anderen Seite möchte ich eines er- 
wähnen: Wir sitzen hier im Wirtschaftsministerium in 
der oberen Etage, und die Informationen, die wir bekom- 
men, die sind für uns absolut vertraulich zu behandeln.“ 
„Wir bringen Ihnen ja vollstes Vertrauen entgegen“, 
flunkern wir ihm nach einiger Überwindung vor. „Aber 
unser Auftraggeber hat da in der Vergangenheit in ande- 
ren Ländern schlechte Erfahrungen gemacht.“ 

Das beruhigt ihn. „Ja, hm, ja“, sagt er. „Das verstehe 
ich.“ Er sagt überhaupt sehr oft ja in unserem Gespräch 
und hat für vieles Verständnis. 

So versteht er sofort, als ich bei der Darlegung „unse- 
res“ Industrieprojektes darauf verweise, daß sich ja ge- 
genüber den vorgestellten Plänen in der praktischen Um- 
setzung noch einiges verändern könne. „Ist doch wohl 
klar“, antwortet er. „Wir haben da ja auch unsere Erfah- 
rungen.“ Und er muß herzlich darüber lachen, und Walt- 
her auch. 

Erfahrungen hat Schleswig-Holstein mit der Ansied- 
lung von Chemie-Großbetrieben gemacht. In Brunsbüttel 
wollte das Wirtschaftsministerium - so steht es in einer 
Regierungsvorlage - „ein bestimmtes Ergebnis mit mög- 
lichst geringem Einsatz von Mitteln“ erreichen.'° 

11 000 bis 14 000 Arbeitsplätze sollten neu geschaffen 
werden, davon 7 500 in der chemischen Industrie. Knapp 
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über 2 000 Stellen in chemischen Betrieben sind es ge- 
worden. Wolfgang Böning, Präsident des schleswig-hol- 
steinischen Landesrechnungshofes, legte offen, daß ge- 
nau das Gegenteil der Pläne erreicht worden sei. Er 
sprach von einem „ungewöhnlich“ hohen „Einsatz von 
öffentlichen Mitteln“. Die in Brunsbüttel geschaffenen 
neuen Arbeitsplätze gehörten zu den teuersten in der 
ganzen Bundesrepublik - zumindest für den Steuerzah- 
ler. 

Verständnis hat Keussen auch für unsere Probleme 
mit dem Umweltschutz. Er spricht von sich aus dieses 
Thema an. Keussen: „In Brunsbüttel haben einige dort 
ansässige Unternehmen Flächen, die sie in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten nicht benötigen, die aber z. T. 
erschlossen sind und für die auch für Abwässer Einlei- 
tungsgenehmigungen vorliegen. Bayer hat z. B. mit Ciba- 
Geigy ein ‚Joint venture‘ gemacht. Da sind die ganzen 
Genehmigungen, die für Bayer gegeben waren, mit hin- 
eingegangen. Ciba-Geigy hatte deshalb viel weniger Pro- 
bleme als normalerweise ein Unternehmen, das neu an- 
fängt. Auch die VEBA hält im Moment wieder Ausschau 
nach einem Kooperationspartner in Brunsbüttel. Die hat 
da 270 ha liegen, von denen sie 30 oder 40 bebaut hat. 
Da könnten Sie irgendwie mit zukommen, sozusagen in 
einen halbfertigen Anzug hineinsteigen. Was am Anfang 
sicherlich viele Probleme vereinfachen würde.“ 

Ich glaube mich verhört zu haben und frage nach: „Be- 
deutet das, daß wir Genehmigungen für Abwassereinlei- 
tungen unter Umständen übernehmen könnten?“ 

Keussen bestätigt: „Bayer hat einen Mantel für das 
ganze Gelände, in den schon die Schelde-Chemie als Jo- 
int venture’ mit hineingerutscht ist. Da sind gar keine 
neuen Verfahren mehr notwendig gewesen.“ 

Genehmigungen für die Wasserverschmutzung kann 
man in Schleswig-Holstein sogar von stillgelegten Betrie- 
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ben übernehmen. Keussen: „Die Kali-Chemie, die jetzt 
zugemacht hat, mit ihrem Gelände von 43 ha. Ich weiß 
nicht, was da noch an Genehmigungen als Mantel vor- 
handen ist.“ Er gibt seinem Mitarbeiter Mayer, der im 
Ministerium für Industrieansiedlungen zuständig ist und 
der ebenfalls an der Beratung teilnimmt, den Auftrag, 
das zu überprüfen. 

1983 forderten Vertreter der Konzerne, industrielle 
Umweltverschmutzer sollten staatlich verbriefte Ver- 
schmutzungsrechte für Luft und Wasser erhalten, die 
dem augenblicklichen Stand ihrer Schadstoffabgaben 
entsprechen. Wenn ein Betrieb schließt oder aus anderen 
Gründen seine Schadstoffabgaben an die Umwelt ver- 
mindert, sollte er auf dem „freien Markt“ seine Ver- 
schmutzungsrechte an die Konkurrenz Weiterverkaufen 
können. ,„Marktwirtschaftliche Lösung der Umweltpro- 
bleme“ wurde das Modell genannt. Würde es konsequent 
angewendet, hätte die Regierung nur noch eine Möglich- 
keit, Schadstoffabgaben an die Umwelt zu verringern: sie 
müßte den Verschmutzern ihre Verschmutzungsrechte 
abkaufen. Zu Preisen, die dann von den Betrieben festge- 
legt würden. In diesem Fall müßte der Staat den großen 
Umweltverschmutzern mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit ein Vielfaches von dem bezahlen, 
was die Unterbindung der Umweltvergiftung kostet. 
Nach scharfen Protesten von Umwelt- und Naturschutz- 
organisationen hat Zimmermann dieses Konzept dem 
Bundestag bisher nicht vorgetragen. 

Wie uns Staatssekretär Keussen zeigt, wird in Kiel ein 
viel weitergehendes Modell schon längst praktiziert. Im 
Unterschied zu Zimmermanns Vorschlag erhalten die 
Betriebe in Brunsbüttel nicht nur Verschmutzungsrechte 
für das, was sie tatsächlich an Schadstoffen ableiten (was 
schon schlimm genug wäre). Die Genehmigungen umfas- 
sen das Recht, noch viel mehr Abwässer zu beseitigen, als 
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die Betriebe erzeugen können. Die überschüssigen Er- 
laubnisrechte werden nicht nur auf andere Betriebe über- 
tragen. Der Staatssckreät im Wirtschaftsministerium 
vermittelt dabei auch noch! 

Eigentlich hätte ich ja gerne mit Bayer konkrete Ver- 
handlungen über diese Idee geführt. Aber ich habe die 
Befürchtung, daß mich der Bayer-Direktor vom Werk 
Brunsbüttel oder andere leitende Angestellte des Kon- 
zerns erkennen können. Schließlich bin ich dort kein Un- 
bekannter und gehöre z. B. zu den „alternativen Aktionä- 
ren“, die auf den Bayer-Aktionärsversammlungen mehr- 
fach Forderungen nach mehr Umweltschutz und siche- 
ren Arbeitsplätzen gestellt haben. 

Also weise ich Keussens Vermittlungsvorschlag zu- 
nächst einmal schweren Herzens zurück und teile ihm 
mit, daß unser Auftraggeber erst in einer späteren Phase 
der Verhandlungen Interesse an diesen Gesprächen hät- 
te. Keussen hat noch mehr solcher Ideen auf Lager. Als 
wir ihm erzählen, daß „unser“ Betrieb halogenierte Koh- 
lenwasserstoffe und andere gefährliche Umweltgifte 
emittieren wird, hält er das zwar für „ganz delikat“. Pro- 
bleme für die Ansiedlung des Betriebes in Brunsbüttel 
sieht er aber deshalb nicht. 

Er verweist auf stabile politische Verhältnisse im Lan- 
de, und außerdem hat die Landesregierung auch noch 
vorgesorgt, falls von der ortsansässigen Bevölkerung je- 
mand nicht mit neuen, stinkenden Chemiebetrieben ein- 
verstanden sein sollte. Keussen: „Gerade in Brunsbüttel 
haben wir ja Dörfer ausgesiedelt, auch um das Umfeld 
der Betriebe herum. Wir haben dafür gesorgt, daß die 
Leute, die da wohnen und Einsprüche erheben können, 
daß die da wegkommen. Das ist eine Vorleistung, die 
sehr weitreichend ist.“ Das meinen wir aber auch, Herr 
Staatssekretär! Würden das alle Bundesländer so prakti- 
zieren, wäre das Recht der Bevölkerung, sich gegen über- 
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flüssige, gefährliche oder umweltbedrohende Industrie- 
anlagen auf rechtlichem Wege zur Wehr zu setzen oder 
auch eine Verminderung der Umweltbelastung oder eine 
Erhöhung der Sicherheit zu erreichen, ausgeschaltet. 

Als wir das Gespräch auf die „viel zu hohen Strom- 
preise“ bringen, hat Keussen wieder mal volles Verständ- 
nis für uns. Mehrfach fällt in der Runde zu dem Preisan- 
gebot, das uns die Schleswag gemacht hat, das Wort 
„Handwerkerpreise“. 

Keussen: „Mit den Strompreisen, das geb ich zu, gab 
es früher auch Probleme mit Bayer.“ Es gab Probleme. 
Heute scheint es keine mehr zu geben. Wurde der Strom- 
preis aus der Landeskasse subventioniert? Offensichtlich 
nicht. Keussen will das grundsätzlich nicht, denn „wenn 
wir die Tür da auch nur einen kleinen Spalt öffnen, wol- 
len viele andere Betriebe auch subventionierten Strom.“ 

Er hat eine andere Idee: „Ich werde mir mal ’ne Kopie 
von dem Brief der Schleswag mitnehmen zur Aufsichts- 
ratssitzung nächste Woche. Da bin ich nämlich auch 
noch drin. Und werde die mal drauf ansprechen, daß da 
ein Strompreis herauskommt, der wirklich den Verhält- 
nissen hier im Norden entspricht. Wir unterstützen Sie 
da schon.“ 

Er hat sein Versprechen eingelöst und seinen Einfluß 
im Aufsichtsrat im Sinne unseres vorgeblichen Auftrag- 
gebers geltend gemacht, wie vermutlich schon einige Ma- 
le vorher. Anzunehmen ist, daß die „Probleme“, die Bay- 
er früher mit dem Strompreis hatte, ähnlich gelöst wur- 
den. Am 28. 6. 84 erhalten wir einen vom Schleswag-Vor- 
standsmitglied Manfred Brohmeyer unterschriebenen 
Brief. Darin heißt es: 

„Auf Veranlassung von Herrm Staatssekretär Dr. 
Keussen aus dem schleswig-holsteinischen Wirtschafts- 
ministerium geben wir Ihnen folgende Zusatzinformatio- 
nen.“ Es folgt eine Aufzählung aller Faktoren, die bei der 
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SCHLESWAG Aktiengesellschaft < SCHLESWAG 


Unternehmensberatung Durchwahl. ,..... 201-2595 
B/S EM “ Unser Zeichen,, ES/mw/S 
Am Krähenhorst 27 Ihre Nachricht v.: 23.02.1984 
® Ihr Zeichen... Fr/ii 
4100 Duisburg 29 Sachbearbeiter...:; Herr Dworznik 


Rendsburg, den 10.04.1994 


Betr.: Anfrage Strom-, Gas- und Wasserpreise 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


bezugnehmend auf Ihr o. 9. Schreiben sowie auf das am 09.04.1984 
mit Ihrer Frau Jochum geführte Telefongespräch teilen wir Ihnen 
die gewünschten Preise wie folgt mit: 

Erdgaspreis: ca. 4,5 PF/kWh Bo 

Wasserpreis: ca. 1,25 DM/m3 

Strompreis: ca. 15 P£/kWh 


el: Ausgleichsabgabe für Strom und die gesetzliche Umsatzsteuer 
=. 2. 14 %), 


Din 


SCHLESWAG 


SCHLESWAG Aktiengesellschaft 


SCHLEEHAG Anuengesesschet 
SOWEBinG ATget 


Herrn 
„5. Seefeider 
Fr M Unternehmensberatung 


Am Krähenhorst 27 
4100 Duisburg 29 


Anz Beinen 2 


anne z 1934 
ar lu i E/Dr. Di/Go 23.8.19 


Z ise 
tr. Anfrage Strom-; Gas- und Wasserprei 


Zus 


ur oz dem schleswig-holsteinischen 
s Schreibens vom 10.4.1984 


Sehr g j 
‚kretär Dr, Keussen au: 
‚ung von Herrn Staatssekret re 

a aaa geben wir Ihnen in Ergänzung 5 


tolgende Zusatzinformationen: NR 
dort genannten Preise sind Regelpreise, die besondere 
Die dor £ 


berücksichtigen. 


123 


Berrn Dr. K. 5. Seefelder 
Blatt 2 zur Schreiben ae 5/5 & M Unternehmensberatung, Duisburg vom 28.6.1984 


Unter Berücksichtigung des Vorgenannten halten wir bei heutiger Kostensituation 
und aufgrund unserer Erfahrungen bei früheren Großansiedlungen folgende Durch“ 
schnittspreise für erreichbar; 

Strompreis: ca. 12,5 P£/kWh 

Gaspreis : ca. 40 PEFKWR, 


zuzügl. "Äusgleichsabgabe bei 
Strom und Mehrwertsteuer, 


Wasser können wir an dem mit der Landesregierung erörterten Standort Brunsbüttel 
nicht anbieten. 


Wir würden uns freuen, wenn es doch zu konkreten Vertragsverhandlungen mit 
dem Ziel eines verbindlichen Angebotes mit den äußersten Preisen kommt, 


Mit freundlichen Grüßen 


SZHLESWAG Aktiengesellschaft 


We 


Schleswag-Aufsichtsratsmitglied, Staatssekretär Keussen 
machts möglich: Strom und Gas werden für unseren „Kun- 
den“ billiger 


124 


Preisgestaltung eine Rolle spielen können, und es folgen 
neue Preise: 

„Unter Berücksichtigung des Vorgenannten halten wir 
bei heutiger Kostensituation und aufgrund unserer Er- 
fahrungen bei früheren Großansiedlungen folgende 
Durchschnittspreise für erreichbar: 

Strompreis ca. 12,5 Pf/kWh 

Gaspreis ca. 4,0 Pf/kWh“. 

Der neue Strompreis liegt immerhin um 2,5 Pf/kWh 
und der neue Gaspreis um 0,5 Pf/kWh (entspricht ca. 5 
Pf/m?) unter den Preisangeboten, die wir ohne die Hilfe 
des Aufsichtsratsmitgliedes der Schleswag, Staatssekretär 
Dr. Keussen, bekamen. 

Bei dem von uns angegebenen jährlichen Stromver- 
brauch von 300 Millionen kWh Strom und 500 Millionen 
kWh Gas würde sich die jährliche Ersparnis für „unse- 
ren‘“ Betrieb auf stolze 10 Millionen DM addieren. Die 
gleiche Summe würde die Schleswag pro Jahr weniger 
einnehmen, obwohl sie die gleiche Menge Gas und 
Strom zu liefern hätte. 

Da der Verdacht naheliegt, daß Staatssekretär Keus- 
sen in der Vergangenheit schon mehrfach in ähnlicher 
Weise tätig geworden ist wie für uns, brauchen sich die 
Schleswig-Holsteiner nicht darüber zu wundern, daß ih- 
re Strom- und Gaspreise in regelmäßigen Abständen in 
die Höhe geschraubt werden. 

Vor Beginn unserer Gesprächsreisen hat Achim einige 
Akten angelegt. In mehreren Plastikschnellheftern, die 
mit phantasievollen Aktenzeichen versehen waren, stellte 
er nach Sachgebieten geordnet Fragen zusammen, die 
wir in den Ministerien und Wirtschaftsförderungsgesell- 
schaften beantwortet haben wollten. Einige Akten hat er 
gutlesbar mit „vertraulich“ gekennzeichneten Tabellen 
und Zeichnungen aufgefüllt. 

So enthält z. B. die Tischvorlage „Baukostenschät- 
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zung, Bauten, Ausrüstungen, Infrastruktur“ phantasie- 
volle Bauzeichnungen, nach denen man noch nicht ein- 
mal ein Puppenhaus sicher konstruieren könnte. Trotz- 
dem kriegen unsere Gesprächspartner lange Hälse, wenn 
wir in unseren „vertraulichen Unterlagen‘ blättern. 

Alle Akten gibt es doppelt. 

Eine für Achim und eine für mich. Aus Gründen der 
Zeitersparnis sind sie aber nicht alle komplett. Da ich 
meistens die Fragen stelle, enthalten Achims Schnellhef- 
ter zum Teil nur ein Deckblatt mit der Inhaltsangabe. 

In Kiel passierte nun die Panne. Als wir zum Fragen- 
komplex „Finanzierungshilfen“ kommen, schlage ich ei- 
nen leeren Schnellhelfter auf. Ich sehe Achim strafend 
an: „Was ist denn das für eine Aktenvorbereitung”?“ 

Alles lacht laut auf. Nur Achim schafft es glücklicher- 
weise, ernst zu bleiben. Er sieht mich schuldbewußt an, 
entschuldigt sich und holt aus seiner Tasche die vollstän- 
dige Akte. Das Lachen verstummt. Alle staunen, daß er 
„seinen Fehler“ so schnell wieder gutmachen konnte. 

Auch in Schleswig-Holstein, so erfahren wir, werden 
Straßen und Schienenanschlüsse bis zur Grundstücks- 
grenze bei Projekten der Großindustrie vom Staat finan- 
ziert. Auch mit dem Hafen gibts keine Probleme: 

„In Brunsbüttel“, so Keussen, „ist ein Hafen vorhan- 
den, der in seinem Olteil auch größere Schiffe aufneh- 
men kann.“ Beim Kohlehafen trifft das noch nicht zu, 
aber „die Bereitschaft ist da, den Hafen auch für größere 
Kohleschiffe auszubauen, wenn Umschlag da ist.“ 

Ob auch Gas-, Strom- und Wasserleitungen für „unse- 
ren Auftraggeber“ kostenlos bereitgestellt würden, erfah- 
ren wir, sei Verhandlüngssache mit den entsprechenden 
Versorgungsunternehmen. Da wäre in der Praxis sicher 
über den Staatssekretär im Aufsichtsrat auch noch eini- 
ges herauszuhandeln. 

Natürlich sind wir mit den für die Gründung eines Be- 
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triebes offiziell zur Verfügung stehenden Investitionszu- 
schüssen in Höhe von 8,75 bis 10 % für die in Aussicht 
gestellten Gelände in Kiel und Brunsbüttel unzufrieden. 
Wir wollen mehr, und auch zu diesem Wunsch sagt 
Keussen nicht nein. Nur will er sich da erst später festle- 
gen, wenn er mehr über das Projekt weiß. 

Keussen: „Über die konkrete Höhe der Förderung 
kann man eigentlich nur im Falle eines wirklich konkret 
dargestellten Projektes entscheiden. Die Investitionszula- 
ge ist Ihnen 100prozentig sicher. Was darüber hinaus 
draufgelegt werden kann, muß Verhandlungsgegenstand 
sein. Wobei wir die verfügbaren Mittel im Auge haben 
müssen. Wir haben da gegenwärtig im Jahr 70 Millionen 
zur Verfügung. Davon 35 Millionen für betriebliche För- 
derung und 35 Millionen für die Infrastrukturförderung 
für das ganze Land.“ 

Als ich einwende, daß man diese Mittel ja auch erhö- 
hen könne, stimmt er sofort zu: „Sicher, das ist mir auch 
völlig klar. Wenn das Projekt auf dem Tisch liegt, mit al- 
len seinen Konsequenzen, dann kann man darüber reden, 
ob es sich lohnt, zusätzliche Mittel bereitzustellen.“ „Zu- 
sätzliche Mittel“ sind eigentlich nach dem Gesetz gar 
nicht vorgesehen. Aber: „Das muß dann im politischen 
Entscheidungsprozeß vereinbart werden.“ 

Wie der „politische Entscheidungsprozeß“ in Kiel aus- 
geht, hat die vor mehr als einem Jahrzehnt begonnene 
Ansiedlung des Bayer-Tochterbetriebs in Brunsbüttel ge- 
zeigt. Wie der SPIEGEL herausfand, machte damals 
„das CDU-Kabinett, geführt von Gerhard Stoltenberg, 
dem Chemiekonzern Bayer AG Zugeständnisse, die sich 
heute als horrende finanzielle Belastung ohne annähern- 
den Gegenwert erweisen.“!° Bayer erhielt 1970 ein 375 ha 
großes Gelände zum Preis von 4,50 DM pro m’, obwohl 
der Verkehrswert damals bei etwa 12,50 DM/m? lag. Au- 
Berdem wurde Bayer „von allen Lasten und Beschrän- 
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So 


MINISTERIUM 2300 Kiel, den 3... Jyı3 1985 
FÜR WIRTSCHAFT UND VERKEHR a ed [33067000 
DES LANDES SCHLESWIG-HOLSTEIN Femcheeiber: Landeweperung Kid Msal 


DER AMTSCHEF 


Herrn 

Br. KR. S. Seefelder 

s/8'& M Unternehmensberatung 
Am Krähenherst 27 


4100 Duisburg 23 


Sehr geehrter Herr.Dr- Seefelder, 

x 
ich kömme zurück auf unser Gespräch am 8. Juni 1984 in meinem 
Hause und darf Ihnen erneut versichern, daß das Land Schleswig- 
Holstein nach wie vor ein großes Interesse an der Ansiedlung 
des von Ihnen vertretenen amerikanischen Konzerns hat. Ich 
habe daher Kenntnis genommen von den Ihnen zugehenden Äuße- 
rungen sowohl der Stadt Kiel als auch der Entwicklungsge- 
sellschaft Brunsbüttel mbH. Ferner hat die SCHLESWAG auf meine 
Veranlassung ihr Angebot noch einmal überprüft und das Ergeb- 


nis bereits unmittelbar mitgeteilt. 


ich habe meinerseits noch einmal die Prage der Förderung der 
von.Ihrem Klienten geplanten Investitionen eingehend prüfen 
lassen. Danach sehe ich die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Investitionszulage nach $ 1 des Investitionszulagenge- 
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Juni 1982 
grundsätzlich. als gegeben an. Ich werde mich deshalb zu gege- 
bener Zeit für die Erteilung der Bescheinigung nach $ 2 Ziff. 1 
des Gesetzes durch den Bundesminister für Wirtschaft mit Nach- 
druck einsetzen.- Die, Investitionszulage beträgt für Kiel 10 % 
und für Brunsbüttel 8,75 % der Anschaffungs- oder Herstellungs- 


kosten von neuen abrutzbaren beweglichen und unbeweglich 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, d.h, ohne Br 
EHE GEUBOEFWERK und geringwertige Wirtschaftsgüter, Bine ; 
darüber hinausgehende Förderung in Gestalt der he 
von Zuechlssen aus der Gemeinschaftsaufgabe Tee 
der regionalen Wirtschaftsstruktur” bis zu den für die . 
Schwerpunktorte jeweils zulässigen Höchstgrenzen (25 % i > 
*iel und 20 % in Brünsbüttei) hängt von den zum PR 
zeitpunkt verfügbaren Haushaltsmitteln sowie von ee 
Einzelheiten Über das Projekt ab. Das sich aus der Grös ie 
nung der geplanten investitionen ergebende maximale ee 2 
Yelunen würde die dem Lande derzeit jährlich insgesamt zur 
Ken eyanangen Mitenl der ‚Gemeinschaftsanufgabe eindeutig 
. ern. Endgültige Aussagen zu diesem Punkt möchte ich 
späteren Gesprächen mit dem Investor vorbehalten. 


Ich hoffe, daß das Land Schleswig-Holstein weiterhin das 
neereäge Ihres Klienten finder und stehe diesem jederzeit 
für konkrete Ansiedlungsgespräche zur Verfügung. 


Mit freundlichen Grüßen 


\ Lim Dar 


kungen“ freigestellt. Der Verkauf hatte noch einen wei- 
teren Haken: 80 ha des Bayer-Geländes, das heute nur 
zu einem kleinen Teil genutzt wird, gehörten weder dem 
Land noch der Gemeinde Brunsbüttel. Das Land verfügt 
bis zum Jahr 2069 lediglich über Erbbaurechte, für die es 
jährlich 673 000 DM bezahlen muß. Erst danach kann 
vom Land gekauft werden, für 350 Millionen DM. Der 
Gegenwert, den der Bayer-Konzern dem Land dafür bot, 
war vergleichsweise kläglich: Von den 6 000 bis 
9 000 in Aussicht gestellten Arbeitsplätzen sind bis heute 
nur etwa 850 geschaffen worden. 

Ob die Landesregierung des nördlichsten Bundeslan- 
des aus dem Skandal um die Bayer-Ansiedlung etwas ge- 
lernt hat, darf nach unseren Erfahrungen bezweifelt wer- 
den. Als letzten Punkt sprechen wir mit Keussen über 
Kredite für unseren „Auftraggeber“. Die Landesregie- 
rung vergibt keine mehr, erfahren wir. Und sie subven- 
tioniert auch keine. Zinsgünstige Kredite durch die Lan- 
desbank will Keussen aber nicht ausschließen: „Da muß 
man mit der Landesbank mal reden, die ist da sehr aufge- 
schlossen.“ Auch dort ist er im Aufsichtsrat. Wie bei der 
Schleswag wäre er wieder bereit, sich für unser Anliegen 
einzusetzen. 

Für konkrete Gespräche mit der Landesbank möchte 
Keussen von uns einen Investitionsplan haben. Weil wir 
den aus verständlichen Gründen nicht liefern können, 
schlagen wir ihm vor, die Verhandlungen auf einen spä- 
teren Zeitraum zu vertagen, und verabschieden uns von 
ihm. 

Gemeinsam mit Herrn Walther fahren wir ins Kieler 
Rathaus, wo wir vom Wirtschaftsdezernenten Dr. Moll 
zu einem Gespräch eingeladen sind. Eigentlich war der 
Besuch überflüssig. Denn alle Fragen, die wir auch an die 
Stadt Kiel stellen wollten, hatten wir bereits Herrn Walt- 
her gestellt, und der hatte sie weitergeleitet. Bis zu unse- 
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rem Besuch lag noch keine Antwort vor, da die Stadtver- 
waltung von Kiel dafür mehr Zeit benötigte. Die Ant- 
worten hätte man auch per Post schicken können. Aber 
offensichtlich wollte uns Herr Dr. Moll persönlich ken- 
nenlernen, und Herr Walther legte Wert darauf, zu zei- 
gen, daß er uns schon kannte. 

Im Sitzungssaal im Kieler Rathaus werden wir von 
Moll und einigen seiner Mitarbeiter empfangen wie das 
achte Weltwunder. Sie haben deutlich sichtbar große 
Ehrfurcht vor „denen mit dem Milliardenprojekt“. Schon 
bei der Vorstellung versucht einer tiefer zu dienern 
als der andere. Wäre einer auf Knien in den Saal gekro- 
chen, wir hätten uns nicht gewundert. Natürlich wagt 
es keiner, sich zu setzen, bevor wir Platz genommen 
haben. 

Zunächst legt Herr Walther in epischer Breite alle Er- 
gebnisse unseres Gesprächs mit dem Staatssekretär dar. 
Wozu eigentlich gar kein Anlaß besteht. 

Als er erklärt, wie Keussen unser Energiepreisproblem 
lösen will, wird die Idee sofort aufgegriffen. „Ich muß 
Ihnen natürlich sagen“, erklärt Herr Böning vom Amt 
für Wirtschaft der Stadt, „daß für mich, auch als Mit- 
glied des Aufsichtsrats der Stadtwerke, das Problem der 
Energiepreise in dieser Form noch nicht klar war. Wenn 
Sie nun sagen, daß die in Schleswig-Holstein im Gegen- 
satz zu den Konkurrenten völlig aus dem Rahmen fallen, 
dann muß man sich eben mal Gedanken machen, was wir 
im Kieler Raum im Rahmen der eigenen Werke für An- 
gebote machen.“ 

Die Angebote liegen inzwischen vor: Für Strom wollen 
die Kieler Stadtwerke 12,6 Pf/kWh, für Gas 5,0 Pf/kWh 
und für Wasser zwischen jeweils 1,00 und 1,25 DM/m? 
einschließlich der Zählerkosten mit dem „Bedauern, daß 
die Kostensituation es nicht ermöglicht, ein günstigeres 
Preisangebot abzugeben.“ 
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Subventionieren, so erfahren wir, will und kann die 
Stadt Kiel den Strompreis nicht. Wir haben allerdings 
den Verdacht, daß er auch bei dem vorliegenden Ange- 
bot schon subventioniert ist: von den Kieler Bürgern, die 
gut doppelt so hohe Preise für Strom bezahlen. 

Von der Stadt Kiel erhalten wir zwei verschiedene 
Areale angeboten. Der ehemalige Betriebsteil Dietrichs- 
dorf der HDW-Werft liegt direkt am Kieler Hafen. Hier, 
so schlägt Böning vor, sollen die Schiffe unseres „Auf- 
traggebers“ entladen werden. Über eine stadteigene Ge- 
werbebahn ist das Gelände verbunden mit dem Stadtteil 
Kiel-Belse. Dort, so schlagen die Verantwortlichen der 
Stadt vor, könnten die Produktionsstätten aufgebaut 
werden, teilweise nur wenige hundert Meter neben den 
nächsten Wohnhäusern. Wir bemängeln, daß der Trans- 
port über 6 bis 8 km Schiene die Kosten unseres „Auf- 
traggebers“ erhöhe, und schlagen vor, daß die Stadt sie 
übernimmt. Der Wirtschaftsdezernent Dr. Moll sagt so- 
fort zu, daß diese Möglichkeit überprüft wird. Bis Red- 
aktionsschluß lag uns noch keine Stellungnahme der 
Stadt Kiel dazu vor. 

Das zweite uns angebotene Gelände liegt im Norden 
der Stadt, im Stadtteil Suchsdorf, direkt am Nord-Ost- 
see-Kanal. Die idyllische Landschaft mit Enten-Teichen, 
Strauch- und baumbewachsener Flur, saftigen Wiesen 
und Kornfeldern, durchzogen von Feldwegen, wird von 
den Kielern als Naherholungsgebiet genutzt. Sie gehört 
einem Grundbesitzer, der das Gelände aber an die Stadt 
verkaufen will. Die Liegenschaftsabteilung der Stadt will 
daraus eine Gewerbefläche machen, die Abteilung Land- 
schaftsplanung dagegen will — so erfahren wir — das 
Gelände so belassen, wie es ist. Was ihr hoffentlich mit 
Hilfe der Kieler Bevölkerung auch gelingt. 

Da dieser unser Wunsch Herrn Walther damals noch 
nicht bekannt ist, läßt er sich nicht davon abhalten, uns 
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auf Kosten der Kieler Landesregierung zum Essen einzu- 
laden. Im „Friesenhof“ gibt’s Krebsschwanzsuppe und 
Scholle nach Flensburger Art mit Pellkartoffeln und hei- 
Ber Butter. Während des Essens jammert Walther uns 
vor, daß es in Schleswig-Holstein politisch auch nicht 
mehr so ist, wie es früher einmal war. Immer wieder, so 
muß er eingestehen, pfuschen ihm und seinesgleichen 
Bürgerinitiativen dazwischen und verhindern Umwelt- 
und Landschaftszerstörung. Auch die CDU-geführte 
Landesregierung hat längst nicht mehr alles im Griff. 
„Manchmal kommen die sogar aus der ganzen Bundesre- 
publik“, klagt er und verweist auf die große Brokdorf- 
Demonstration gegen den Bau des dortigen Kernkraft- 
werks. Wir können ihn nur bestätigen. Schließlich waren 
wir, Achim und ich, ja damals auch dabei. Aber das ver- 
schweigen wir ihm lieber. 

Nach dem Essen fahren wir mit Walther nach Bruns- 
büttel, das nur wenige Kilometer westlich von Brokdorf 
an der Einmündung des Nord-Ostsee-Kanals in die Elbe 
liegt. Rund um die Ortschaft wurde mit Hilfe staatlicher 
Subventionen die Großindustrie angesiedelt. Neben Bay- 
er und der Schelde-Chemie produzieren dort u. a. die 
Chemischen Werke Hüls, die Elf Mineralöl GmbH und 
die Condea-Chemie GmbH, eine Tochter der Texaco. 

Auf riesigen Flächen stehen vergleichsweise kleine 
Produktionsbetriebe. Wegen der billigen Bodenpreise hat 
sich hier die Großindustrie mit Reservegelände für Jahr- 
zehnte eingedeckt. Die Kali-Chemie, die dort früher 
Düngemittel produzierte, hat inzwischen ihren Betrieb 
wieder dichtgemacht. 

Unser Gesprächspartner ist Hans-Jürgen Hett, der Ge- 
schäftsführer der „Entwicklungsgesellschaft Brunsbüttel 
GmbH“. Die Gesellschaft, die im Auftrag des Landes 
Schleswig-Holstein, der Kreise Dithmarschen und Stein- 
burg und der Stadt Brunsbüttel die Industrieansiedlung 
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koordinieren soll, hat einige Wochen vorher negative 
Schlagzeilen verursacht:!” Obwohl sie nach den Bestim- 
mungen des Städtebauförderungsgesetzes nur treuhän- 
derisch im Auftrag der öffentlichen Hand tätig sein darf, 
hat die Entwicklungsgesellschaft, wie der Landesrech- 
nungshof rügte, ein „erhebliches Eigenvermögen“, dar- 
unter ein Wasserwerk, Grundstücke und Häuser im Ge- 
samtwert von etwa 50 Millionen DM angehäuft und da- 
mit „rechtswidrig den Kommunen jahrelang Mittel vor- 
enthalten“. 

Aus dem Skandal um das Bayer-Grundstück scheint 
Hett nicht viel gelernt zu haben. Er bietet uns ein Gelän- 
de am Nord-Ostsee-Kanal neben der neuen Straßenbrük- 
ke über den Kanal an, das sich noch im Privatbesitz be- 
findet. Hett: „Ich sehe da kein Problem darin, daß es in 
privater Hand ist. Wir werden als Entwicklungsträger da- 
für eintreten, daß die Stadt Brunsbüttel das aufkauft, da- 
mit Sie es geschlossen kaufen können.“ 

Als wir bei der anschließenden Besichtigung feststel- 
len, daß auf dieser Fläche noch ein halbes Dorf steht, be- 
ruhigt er uns: „Das Gelände ist als Gewerbefläche ausge- 
wiesen. Es ist also klar, daß die da verschwinden müs- 
sen.“ Und wenn die Einwohner nicht wollen, will Hett 
genauso verfahren wie damals bei Bayer: „Da gibt es kei- 
ne wesentlichen Verzögerungen, aufgrund unserer Er- 
fahrungen, die wir gewonnen haben, als wir die größten 
Flächen aufgekauft haben.“ Wenn man sich nicht einig 
wurde, „ist man in ein Entschädigungsverfahren reinge- 
kommen. D. h. man hat den Besitz übernommen und 
sich dann später geeinigt.“ Was den Staat dann bei der 
Bayer-Ansiedlung mehrere hundert Millionen zusätzlich 
gekostet hat. Und außerdem überflüssig war, weil das 
Gelände doch zum größten Teil ungenutzt blieb. 

Mehrere Straßen, die derzeit durch „unser“ Gelände 
gehen, würde Hett auf Kosten der Gemeinde verlegen 
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lassen, wenn unser „Auftraggeber“ nach Brunsbüttel kä- 
me. 

Hett eröffnet uns, daß der Marschboden in Brunsbüt- 
tel, der aus Ton mit Sand- und Moorschichten besteht, 
schwere Fabrikgelände nicht ohne weiteres trägt. Dazu 
ist eine sogenannte „Tiefengründung“ notwendig. D. h. 
man muß Pfähle bis in eine Tiefe von 15 bis 20 Meter 
einrammen, auf die dann die Gebäude gestellt werden. 

Das behagt uns natürlich nicht. „Das sind auch noch- 
mal ganz schöne Kosten“, wende ich ein. Aber auch da 
will Hett eine staatliche Hilfe nicht ausschließen. „Das 
ist ein Kostenfaktor, über den man reden müßte.“ 

Für Industrieland in Brunsbüttel muß die Stadt, wie 
Hett erklärt, derzeit ca. 40 DM/m? bezahlen. Inclusive 
Aufwendungen für den Bau von Anschlußstraßen. Das 
muß aber nicht der Preis sein, zu dem wir als angebliche 
Vertreter der Großindustrie einkaufen. Hett: „Auch dar- 
über kann man reden.“ 

Konkrete Ideen hat Hett auch für die Ausbildung von 
Fachkräften für „unseren“ Betrieb. Er gibt es uns sogar 
schriftlich: “In Zusammenarbeit zwischen der Arbeitsver- 
waltung und der Volkshochschule Brunsbüttel wurden 
und werden Chemielaborwerker und Chemiemeister aus- 
gebildet. Der Unterricht erfolgt berufsbegleitend; die 
Kursdauer beträgt 30 Monate. Die Kosten werden von 
der Arbeitsverwaltung und von den Teilnehmern getra- 
gen.“ Die Arbeiter dürfen also ihre Ausbildung zum Teil 
selbst bezahlen. Die Unternehmer dagegen bekommen 
ausgebildete Fachkräfte frei Haus geliefert. Auch „ein 
Vollzeitpraktikum (24 Monate) in den genannten Berufs- 
sparten vor Aufnahme der Tätigkeit in der chemischen 
Industrie ist bei einer Förderung durch die Arbeitsver- 
waltung grundsätzlich möglich.“ 

Auch Hett bringt wie Staatssekretär Keussen die für 
die Großindustrie besonders günstigen Umweltbedin- 
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gungen ins Spiel. Während der Besichtigung des Indu- 
striegeländes informiert er uns darüber, warum die 
Schelde-Chemie nicht, wie aufgrund der höheren Sub- 
ventionen eigentlich zu erwarten gewesen wäre, nach 
Antwerpen ging, sondern nach Brunsbüttel. 

Hett: „Das lag daran, daß sie bei uns wußten, woran 
sie waren. Wir hatten klare und auch erfüllbare Umwelt- 
schutzauflagen.“ Die von den Belgiern geforderten Auf- 
lagen waren „unkalkulierbarer“. Überhaupt sind die Be- 
hörden beim Umweltschutz hier immer sehr kulant. Ori- 
ginalton Hett: „Die Kali-Chemie, die vor einigen Jahren 
dichtgemacht hat, hatte immense Probleme mit ihren 
Cadmiumemissionen. Aber wir haben ihnen keine 
Schwierigkeiten gemacht. Wir sind uns immer zur bei- 
derseitigen Zufriedenheit einig geworden.“ Bei solchen 
Angeboten, Herr Hett, werden wir  selbstverständlich 
gerne Ihrer Einladung folgen und wieder nach Brunsbüt- 
tel kommen. Nicht mit „unserem“ Chemiebetrieb. Den 
gibt es ja gar nicht. Nein, auf die nächste Demonstration 
gegen die behördlich tolerierte Umweltvergiftung und 
Steuerverschwendung! 


Minister Holkenbrink baut uns 
einen Moselhafen 


„Wachstums-Garant Rheinland-Pfalz. Wachsen Sie mit!“ 
Das ist der Titel einer umfangreichen Dokumentation, in 
der die „Rheinland-Pfälzische Gesellschaft für Wirt- 
schaftsförderung m. b. H.“, die in diesem Bundesland für 
die Ansiedlung von Industrie und Gewerbe zuständig ist, 
alles Wissenswerte für Unternehmer zusammengestellt 
hat. 

Im Kapitel „Rheinland-Pfalz - Lebens- und Wirt- 
schaftsraum‘“ können wir nachlesen: „Die zentrale Lage 
von Rheinland-Pfalz im europäischen Wirtschaftsraum 
ist eine wichtige Schubkraft für die Entwicklung dieses 
Landes zu einer modernen Industrieregion. Besondere 
Standortvorteile ergeben sich insbesondere aus der Tat- 
sache, daß Rheinland-Pfalz von hochindustrialisierten 
Verdichtungsräumen wie Rhein-Ruhr, Rhein-Main, 
Rhein-Neckar und Saarland umgeben ist; Teile des Lan- 
des gehören zu deren unmittelbarem Einzugsbereich. 
Zwischen den Industriestandorten im Lande und den be- 
nachbarten Wirtschaftszentren im In- und Ausland ha- 
ben sich starke Güter- und Verkehrsströme entwickelt. 
Die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verflech- 
tungen — nicht zuletzt gegenüber den angrenzenden eu- 
ropäischen Nachbarstaaten - sind im Laufe der Jahre im- 
mer enger geworden. Der systematische Ausbau der Ver- 
kehrsinfrastruktur“ - wie an anderer Stelle zu lesen ist, 
wurde allein das Autobahnnetz in diesem Bundesland 
zwischen 1970 und 1980 um 517 km oder 260 % verlän- 
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Das Team der „Unternehmensberatung S/S&M“ zu Besuch 
beim Rheinland-Pfälzischen Wirtschaftsminister Holken- 
brink 
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gert - „hat diese Entwicklung erheblich begünstigt. 
Rheinland-Pfalz - einst als ‚Land der Reben und Wälder‘ 
bezeichnet - hat sich dabei zu einer modernen Industrie- 
region im Schnittpunkt europäischer Verkehrslinien ent- 
wickelt.“ 

In diesem Bundesland, so lesen wir an anderer Stelle, 
werden Unternehmensansiedlungen in 42 verschiedenen 
„Förderungsschwerpunkten“ von Altenkirchen bis Zwei- 
brücken mit staatlichen Zuwendungen zwischen 15 und 
20 % der Investitionssumme gefördert. Auch „Zinszu- 
schüsse an die gewerbliche Wirtschaft“ (allerdings nur 
für kleinere Betriebe), staatliche Bürgschaften, Kredite 
und „Förderungsmaßnahmen der Arbeitsverwaltung“ 
werden in Aussicht gestellt. Grundstücke für Industrie 
und Gewerbe werden von 1,00 DM/m? an aufwärts an- 
geboten. 

Bei solchen Angeboten können wir einfach nicht nein 
sagen. Also vereinbaren wir einen Gesprächstermin mit 
Herrn Dr. Gregor Weiner, dem Geschäftsführer der 
Rheinland-Pfälzischen Wirtschaftsförderungsgesell- 
schaft. Das gibt zunächst Komplikationen. Denn der 
Sachbearbeiter, Herr Sailer, teilt unserer „Sekretärin“ 
Brigitte mit, daß Herr Dr. Weiner an dem von uns ge- 
wünschten Termin auf Reisen sei. Als sie daraufhin den 
Termin absagt und auch keinen neuen vereinbart, ruft 
Herr Sailer wenige Stunden später zurück. Geschäftsfüh- 
rer Weiner hat für uns seine Reise kurzfristig verlegt. 

Die „Rheinland-Pfälzische Gesellschaft für Wirt- 
schaftsförderung“ hat ihren Sitz im höchsten Hochhaus 
in der Mainzer Innenstadt. Trotzdem verfahre ich mich 
und komme eine halbe Stunde zu spät. Weil ich den re- 
servierten Parkplatz in der Tiefgarage so schnell nicht 
finden kann, stelle ich den Mercedes einfach in der Nähe 
des Fahrstuhls ab. Herr Weiners Fahrer parkt ihn später 
an der richtigen Stelle ein. Weiner und Herr Sailer, der 
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hier unsere Wünsche mitschreiben darf, haben geduldig 
gewartet und nehmen mir mein Zuspätkommen - Achim 
kam mit der Bahn und war pünktlich - überhaupt nicht 
übel. Ein Vertreter des Großkapitals kann sich so etwas 
leisten. 

Weiners Büro im 7. Stock des Bürohauses ist seinem 
Zweck entsprechend ausgestattet: moderner großer 
Schreibtisch, Konferenztisch, der von tiefen Ledersesseln 
umgeben ist. Die Wände sind mit großflächigen Karten 
und Wirschaftsdaten geschmückt. Unsere Gesprächspart- 
ner sind Profis, denen man anmerkt, daß sie solche Ver- 
handlungen nicht zum ersten Mal führen. Daß man das 
von uns nicht gerade behaupten kann, merken sie trotz- 
dem nicht. 

Für das ‚drittgrößte Projekt innerhalb der letzten 10 
Jahre in der ganzen Bundesrepublik“ ist, wie uns Weiner 
darzulegen versucht, Rheinland-Pfalz geradezu prädesti- 
niert. Nicht nur wegen seiner zentralen Lage und seiner 
guten Infrastruktur, sondern auch und besonders wegen 
seiner politischen Situation. Weiner: „Dies Bundesland 
wird von Anfang an von der CDU regiert. Wir haben ei- 
nen Bundeskanzler, der von hier kommt. Eine gewisse 
politische Stabilität ist da. Die CDU ist sogar in den letz- 
ten Jahren noch stärker geworden. An der Ecke schei- 
terts nicht. Und Streiks haben wir hier so gut wie nicht, 
weil wir nicht diese Ballungsräume wie den Stuttgarter 
Raum haben. Wir haben auch kein Ruhrgebiet und kein 
klassisches Industriegebiet in diesem Sinne. 

Wir haben hier ’ne andere Mentalität in der Arbeitneh- 
merschaft. Die Leute kommen überwiegend aus der 
Landwirtschaft. Sehen Sie sich den ganzen Moselbereich 
an! Da sind die kleinen Winzer, die Nebenerwerbsbetrie- 
be haben, die in der Industrie arbeiten. Das sind Leute, 
die eine ganz andere Mentalität deshalb haben, weil sie 
eigenen Grund und Boden besitzen. Die könnten, wenn 
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es sein müßte, auch von dem Grundstück leben. Aber es 
reicht nicht ganz. Sie gehen also in die Industrie und ar- 
beiten und machen das andere nebenher. Von daher ist 
auch die Fluktuationsrate unheimlich gering. Weil die 
Leute dort gebunden sind. Und das führt auch zu der an- 
deren politischen Philosophie.“ 

Eine exakte Beschreibung der sozialen Basis der CDU: 
Kleinbürger, die noch ein klein wenig eigenen Grund 
und Boden besitzen. Gerade soviel, daß sie nicht merken, 
daß sie schon längst zur Arbeiterklasse gehören. Kleine 
Hausbesitzer, die, obwohl auch sie gezwungen sind, ihre 
Arbeitskraft zu verkaufen, meinen, sie seien „etwas Bes- 
seres“ als Arbeiter. Die sich aus diesem Grunde kaum ge- 
werkschaftlich organisieren und, da sie die Sache der Ar- 
beiterbewegung nicht als die ihre ansehen, auch nicht an 
Streiks beteiligen. Weiner wird noch deutlicher: „Die sta- 
bile politische Situation hängt hauptsächlich damit zu- 
sammen, daß unsere Bevölkerung nicht aus Kreisen 
kommt, die nichts anderes haben als ihre Hände und ihre 
Arbeitskraft. Wir haben nicht den Industriearbeiter, bei 
dem der Vater und der Großvater alle immer nur zu 
Krupp hingegangen sind, dort ihre Arbeitskraft verkau- 
fen mußten und von daher schon immer in der Gewerk- 
schaftsbewegung drin sein mußten oder drin waren.“ 

Eine erstaunliche Offenheit für den Leiter einer Wirt- 
schaftsförderungsgesellschaft, die im Auftrage einer Lan- 
desregierung tätig ist. Solche Worte sucht man in Regie- 
rungserklärungen vergeblich. Aber sie zeigen, daß auch 
die CDU sich Überlegungen macht, wie sie in diesem 
Staat auf längere Zeit in ihrem Sinne politisch stabile 
Verhältnisse hersteilen kann. 

Vermutlich hängt damit auch zusammen, daß sich so 
gut wie alle „Schwerpunktgebiete“ der Wirtschaftsförde- 
rung, wo die Ansiedlung von Betrieben mit besonders 
hohen staatlichen Subventionen bedacht wird, außerhalb 
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der traditionellen Industrieregionen befinden. Das feh- 
lende Klassenbewußtsein zahlt sich für die Unternehmer 
nicht nur bei Streiks in Mark und Pfennig aus. Weiner: 
„Wir hatten hier gerade einen Ansiedlungsfall einer Fir- 
ma, die in die Pfalz gekommen ist, weil wir dort ’ne 
Krankenquote hatten, die war unter 5 %. Im Ruhrgebiet 
hatten die ein Zweigwerk, da war die Quote über 15 %. 
Da brauchten sie dann 10 Arbeitnehmer mehr.“ 

Wer krank ist und zuhause bleibt, muß sich bekannt- 
lich vom Arzt untersuchen und eine Bescheinigung aus- 
stellen lassen. Nicht nur das. Er muß auch jederzeit da- 
mit rechnen, daß der Vertrauensarzt überprüft, ob er 
auch nicht simuliert. Da kaum anzunehmen ist, daß die 
Arbeiter in der Pfalz wesentlich seltener krank werden 
als im Ruhrgebiet, gibt es für die Unterschiede in der 
Krankenquote nur eine Erklärung: In der Pfalz gehen 
noch weitaus mehr Arbeiter als im Ruhrgebiet zur Arbeit, 
auch wenn sie wegen Krankheit eigentlich zuhause blei- 
ben müßten. Sie riskieren dauerhafte Gesundheitsschä- 
den und verzichten auf das von der Arbeiterbewegung 
erkämpfte Recht, ihre Krankheit bei Lohnfortzahlung 
auskurieren zu dürfen. Denn sie haben eine weitaus stär- 
kere Angst, ihren Arbeitsplatz zu verlieren, weil sie die 
Kraft der Solidarität, die die Unternehmer hindern könn- 
te, erkämpfte Rechte der Arbeiterbewegung zu ignorie- 
ren, nicht kennen und sich deshalb besser ausbeuten las- 
sen als ihre Kollegen in den traditionellen Industriegebie- 
ten. 

Besonders amerikanische Firmen wissen das zu schät- 
zen und kommen deshalb, wie Weiner uns erzählt, gerne 
nach Rheinland-Pfalz: „Im Moment sind wir mit einem 
großen amerikanischen Riesen - ich darf den Namen 
nicht nennen - in den Finanzierungsverhandlungen drin. 
Ich habe auch ein Papier aus den USA gesehen. Da steht 
‚Rheinland-Pfalz preferred‘ drauf. Wir stehen also an er- 
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ster Stelle und haben den Wettlauf mit den anderen Bun- 
desländern und den anderen europäischen Ländern ge- 
wonnen.“ 

Mehrere andere US-Firmen wie etwa IBM, Grace, 
Proctor & Gamble, John Deere und Reynolds sind unter 
anderem wegen der nur schwach gewerkschaftlich orga- 
nisierten Arbeiter und Angestellten schon nach Rhein- 
land-Pfalz gekommen. Mit Hilfe der Wirtschaftsförde- 
rungsgesellschaft, die diesen Vorteil für die Unterneh- 
mer gut zu verkaufen weiß. Im Auftrage des Landeswirt- 
schaftsministers. Man kann kaum deutlicher zeigen, wie 
sehr die CDU die Interessen der arbeitenden Bevölke- 
rung mißachtet. 

Weiner bietet uns das Gelände der EIf-Raffinerie in 
Speyer zum Kauf an. Sie hat wegen der sinkenden Nach- 
frage nach Mineralölprodukten dichtgemacht und soll 
abgerissen werden. 

Direkt neben der Raffinerie, die über einen eigenen 
Rheinhafen verfügt, liegt der Flugplatz Speyer. Weiner: 
„Der ist im Augenblick zugelassen für Flugzeuge bis 5,5 
Tonnen. Aber es ist vorgesehen, daß der ausgebaut wird. 
Wir hatten in der Nähe eine Ansiedlung einer Computer- 
firma, die mit Privatjets immer schnell hin- und wegkom- 
men wollte. Die haben Jets mit Druckkabinen, die im 
Moment dort noch nicht landen können. Bei. einer An- 
siedlung Ihrerseits könnten wir den Ausbau beschleuni- 
gen. Da könnten Sie praktisch zu Fuß rübergehen vom 
Flughafen zu Ihrem Grundstück.“ 

Während wir in Schleswig-Holstein Einleitungsgeneh- 
migungen für Abwasser von anderen Firmen überneh- 
men könnten, geht das in Rheinland-Pfalz mit Genehmi- 
gungen für die Entnahme von Grundwasser. Später er- 
halten wir es von Weiner sogar schriftlich: „Wasserverso- 
gung über 9 vorhandene Brunnen mit Entnahmegeneh- 
migung für 2,5 Mio. m?/Jahr (Trinkwasserqualität).“ 
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Economic Development 
‚Rbeiland-Pfahnche Gesellschaft 
5/5 & M Unternehmensberatung Pa-Airschafisförderung mbH 
z.Hdn. Herrn Dr.K.5.Seefelder' 


Am Krähenhorst 27 Erchabtaße 1 
D-6500 Mainz 1: 


Tolfon 061.316. 2066 
#100. Duisburg 29 Telex 4 187.643 womz 


Telefax O6131162100 


25.05.1984 


Sat Dr.w./Sen 


Sehr geehrter Herr Dr. Seefeider, 


wir nehmen Bezug auf Ihren Besuch am 18.05.1964 in unserem Hau- 
se, bei dem Sie uns mündtich die Kriterien der geplanten Errich- 
tung eines Produktionsbetriebes für Industriekeramik, Halbleiter- 
und Gentechnik genannt haben. Nach unseren Untersuchungen kön- 
nen wir ihnen derzeit 2 Standorte vorschlagen, an denen die Reali- 
sierung des Projektes möglich wäre, Es handelt sich dabei um 

den Standort Speyer mit dem Gelände der Eif-Raffinefie und den 
Standort Trier. Die Einzetheiten mögen Sie bitte aus den beigefüg- 
ten Exposes nebst Lageptänen entnehnten. 


Im übrigen möchten wir fotgendes bemerken: 
1. Staatliche Finanzierungshilfen. 


Der Standort Speyer gehört nicht zum Gebiet der Gemeinschafts- 
aufgabe "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®., För- 
derhilfen sind deshalb hier nur nach entsprechenden Verhand- 
lungen mit der Landesregierung möglich. Angesichts der Arbelts- 
marktiage in Speyer schätzen wir diese Verhandlungsaussichten 
günstig ein. Wir bieten Ihnen an, kurzfristig ein Gespräch 

mit dem Minister für Wirtschaft und Verkehr, das der Klärung 
dieser Frage dienen könnte, Zu vermittein. 


Wir möchten noch darauf hinweisen, daß der Standort Speyer 
bereits mit staatlicher Unterstützung nahezu über die komplette 
Infrastruktur verfügt, die Sie im Gespräch hier als Voraussetzun- 
gen vorgegeben haben. Auf den an das Grundstück angrenzenden 
tiafen, die Gleisanlagen, den benachbarten Flugplatz soti hier 
nur beispielhaft verwiesen werden. Das Grundstück ist im geiten- 
den Bebauungsplan als Industriegebiet ausgewiesen. Die dert 
befindliche und demnächst stiligelegte Erdölraffinerie dürfte von 
der Intensität der Nutzung nicht gegenüber dem zurückstehen, 
was nach #hiren Absichten als Produktionsstätte mit den entspre- 
chenden Emmissionen vorgesehen ist. 


“1/2 ? 
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3. Gewerbesteuer, 


hen Regetungen, wie Sie wissen, 
ner Verhandlung 
alten bleiben, 


> 


Zinsgünstige Kredite, 


A . A ’ : 
US unserer Praxis ist uns richt bekannt 


: 5 ; 
"ung Selbst zinsgünstige Kredite ausrennı. van. e Landesregie- 


» Dieses Thema wäre 


5. Mögliche Suhvantiant-. 


dem Bundesdurchsennitt. Die Zahl der Insolvenzen ist äußerst ge- 
ring. Im Jahre 1982 konnten wir den niedrigsten Durchschnittspreis 
für Industriegelände in der Bundesrepublik 'nachweisen (20,06 DM, 


Bundesdurchscnitt 32,12 DM je qm}. 


Rheiniand-Pfalz ist zudem ein lebenswertes Land. Touristen aus 
alter Welt, Insbesondere aus den Vereinigten Staaten, besuchen je- 
des Jahr die Landschaft an Rhein und Mosel und die zahlreichen 

historischer Sehenswürdigkeiten. Wir erlauben uns, auf das beige- 
fügte Portrait, das wir Ihnen in deutscher und englischer Sprache 


beilegen, hinzuweisen, 


Lassen Sie uns abschließend nochmals darauf hinweisen, daß wir 
an der von Ihnen beschriebenen Investition Ihrer Mandantin sehr 
interessiert sind und alles in unseren Möglichkeiten Stehende tun 
werden, damit sie reibungslos und unbürokratisch verwirklicht 
werden könnte. Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit zur 
Verfügung. Wir sind auch gern bereit, noch weitere Untertagen 


nachzureichen. 


Mit ichen Grüßen 


{Dr. Weiner) 


Anlagen 
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Ärger mit Umweltproblemen hätten wir in Speyer nicht. 
Auch das erhalten wir schriftlich: „Die dort befindliche 
und demnächst stillgelegte Erdölraffinerie dürfte von der 
Intensität der Nutzung nicht gegenüber dem zurückste- 
hen, was nach Ihren Absichten als Produktionsstätte mit 
den entsprechenden Emissionen vorgesehen ist.“ Im 
Klartext: Der frühere Besitzer hat die Umwelt vergiftet. 
Deshalb bestehen keine Einwände, wenn der nächste es 
genauso macht. 

Speyer liegt, wie wir erfahren, wegen seiner guten In- 
frastruktur und seiner unterdurchschnittlichen Arbeitslo- 
sigkeit nicht im „Fördergebiet“. Deshalb sollten dort ei- 
gentlich keine Subventionen gezahlt werden. 

Aber in der Praxis sieht es auch hier anders aus. Wei- 
ner: „Die Stadt Speyer ist in letzter Zeit nicht nur durch 
die Schließung der Raffinerie, sondern auch durch Stille- 
gungen anderer Betriebe wirtschaftlich sehr gebeutelt 
worden. Ich bin sicher, daß die Landesregierung deshalb 
fördern wird. Wie wir das auch aus anderen Standorten 
wissen. Nehmen wir z. B. Neustadt/Weinstraße. Liegt in 
der Nähe. Hat durch den Konkurs von Pharma-Bauer 
gelitten. Wir haben da Nachfolgesiedlungen reinge- 
bracht. Die sind alle unterstützt worden, obwohl nicht 
Fördergebiet. Das ist ’ne Sache, die auszuhandeln wäre. 
Da sche ich kein Problem.“ 

Das einzige Problem ist - genau wie in Hamburg -, wie 
man die Subventionierung, die eigentlich nicht sein darf, 
so versteckt, daß es keiner merkt. Weiner gibt uns dafür 
ein Beispiel aus der Praxis. Die Ansiedlung von Daimler- 
Benz, die in Germersheim, einige Kilometer südlich von 
Speyer, ein zentrales Ersatzteillager einrichtet: „Die Fir- 
ma hat sich für dieses Gelände entschieden, obwohl auch 
Angebote im Fördergebiet Vorlagen. Weil das Land und 
die Stadt andere Hilfen zugesagt haben für diese Ansied- 
lung. Man wird dort mit Millionen die Infrastruktur 
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noch bauen. Das sind Gelder, die das Unternehmen 
spart. Für die ist doch ein ganzes Paket geschnürt wor- 
den.“ Offensichtlich ein Geldpaket. 

Die Daimler-Benz AG hat ihr Geschäftsjahr 1983 mit 
einem Jahresüberschuß vor Steuern in Höhe von 988 
Millionen DM abgeschlossen. '? 

Der Bilanz 1983 ist zu entnehmen, daß das Unterneh- 
men derzeit über flüssige Zahlungsmittel und Wertpapie- 
re in Höhe von 5.161 Millionen DM verfügt. Der Kon- 
zern wäre also durchaus in der Lage gewesen, das Ersatz- 
teillager in Germersheim aus eigener Kraft ohne staatli- 
che Zuschüsse selbst zu bezahlen. Dazu in der Lage 
schon, aber offenbar nicht dazu bereit, denn da alle Bun- 
desländer und alle kapitalistischen Nachbarländer der 
BRD Subventionen geben, haben sie es gar nicht nötig, 
alles selbst zu finanzieren. 

Die Subventionen liegen in anderen Ländern noch viel 
höher, als sie uns in Rheinland-Pfalz zunächst angeboten 
werden. 

Als wir Weiner darauf hinweisen, daß wir schon Ange- 
bote für Förderungen erhalten haben, die weit über dem 
gesetzlichen Rahmen hegen, antwortet er: „Ich weiß. In 
Österreich gibts 50 Prozent der Investitionssumme. Und 
auch bei uns gibts welche, die halten sich nicht an die 
Höchstförderungssätze. Ich bin z. B. sicher, daß die 
(Wirtschaftsministerin) Breuel in Niedersachsen ganz ge- 
waltig danebenhaut. Das wissen wir.‘ 

Wir wissen es auch. 

Auch in Trier bietet uns die Rheinland-Pfälzische 
Wirtschaftsförderungsgesellschaft, schriftlich Industrie- 
grundstücke an. In der „Ehranger Flur“, die unmittelbar 
an Wohngebiete angrenzt, und in der „Kenner Flur“. Das 
Gebiet in der „Kenner Flur“ hat es in sich: „Die Ansied- 
lungsflächen in der ‚Kenner Flur‘ umfassen insgesamt ca. 
280 Hektar, von denen jedoch ein größerer Teil durch 
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Das Wasserwerk der Stadt Trier liegt mitten auf dem uns 
angebotenen Werksgelände. 
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vorhandene Nutzungen längerfristig gebunden ist (zwei 
kleinere Gewerbebetriebe, Kiesausbeute und Natur- 
schutzflächen). Nach Abzug dieser Flächen und unter 
Berücksichtigung des vorhandenen Trinkwasserwerks 
der Stadt Trier können hier 120 Hektar innerhalb des in 
beiliegendem Abdruck des Flächennutzungsplanes der 
Stadt Trier eingezeichneten geplanten Hochwasserdeichs 
bereitgestellt werden.“ 

Dem Plan entnehmen wir, daß das Trinkwasserwerk 
mitten auf dem uns angebotenen Gelände liegt. 

Das Wasserwerk soll offensichtlich erhalten bleiben, 
auch wenn unser „Auftraggeber“ sich für das Gelände 
entscheiden sollte. Denn Weiner schreibt weiter: „Die be- 
nötigten Trinkwassermengen können aus dem bisherigen 
Wasserwerk der Stadt Trier in der ’Kenner Flur‘ selbst 
zur Verfügung gestellt werden.“ 

Würde dort tatsächlich ein Chemiebetrieb angesiedelt, 
würden im Trinkwassereinzugsbereich hochgiftige Che- 
mikalien in großen Mengen gelagert und produziert, was 
bei einem Unfall katastrophale Folgen für die Trinkwas- 
serversorgung der Stadt Trier haben könnte. Zum Schutz 
der Trinkwasserversorgung der Bevölkerung gibt es eine 
ganze Reihe von sinnvollen Vorschriften: Sogar das Pin- 
keln in der Trinkwasserzone ist verboten und wird mit 
empfindlichen Geldbußen geahndet. Verboten ist hier 
auch der Transport und die Lagerung von wassergefähr- 
denden Stoffen. Aber auch diese Vorschriften scheinen 
für Großbetriebe nicht zu gelten. 

Weiner hat noch eine Idee auf Lager, die selbst die 
niedersächsische Landesregierung noch nicht an uns her- 
angetragen hat. Als ich ihn frage, ob nicht besondere 
Steuervergünstigungen angeboten werden könnten, ant- 
wortet er: „Bei Steuern hat das Land keine Kompetenz. 
Die werden vom Bund einheitlich festgelegt. Das einzige, 
über das geredet werden könnte, wäre die Gewerbesteu- 
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er. Hier ist die Situation die, daß die Gemeinde nicht ver- 
zichten darf. Es gibt ja eine Abgabeordnung, die das fest- 
schreibt. Es gibt hier nur die Möglichkeit, daß die Ge- 
meinde, bei der die Ansiedlung in Frage kommt, daß die 
Ihnen Rückflüsse in irgendeiner Form, z. B. auf die In- 
frastruktur, von der gezahlten Gewerbesteuer gibt.“ 

Auch diese Aussage erhalten wir von Weiner in einem 
Brief am 25.05.84 schriftlich: „Ein Erlaß bzw. eine Redu- 
zierung der Gewerbesteuer ist aufgrund der bestehenden 
gesetzlichen Regelungen, wie Sie wissen, grundsätzlich 
nicht möglich. Es muß deshalb einer Verhandlung mit 
der in Betracht kommenden Gemeinde Vorbehalten blei- 
ben, insoweit Aussagen zu treffen bzw. Möglichkeiten zu 
erörtern, wie dem anzusiedelnden Unternehmen entge- 
gengekommen werden kann.“ 

Den Kommunen soll also die einzige Einnahme, die 
sie von der Industrie erhalten, auch noch genommen 
werden. Und dabei will uns die „Rheinland-Pfälzische 
Gesellschaft für Wirtschaftsförderung“, zu deren Trä- 
gern neben verschiedenen Industrie- und Handelskam- 
mern auch das Rheinland-Pfälzische Wirtschaftsministe- 
rium gehört, Hilfestellung leisten. „Auch hier bieten wir 
unsere Vermittlerdienste an und könnten kurzfristig die 
entsprechenden Gesprächspartner zu einer Verhandlung 
zusammenbringen“, schreibt uns Dr. Weiner, der Ge- 
schäftsführer der Gesellschaft. 

Da Weiner über die Höhe einer möglichen Subventio- 
nierung nicht entscheiden kann, bietet er uns schriftlich 
an, „kurzfristig ein Gespräch mit dem Minister für Wirt- 
schaft und Verkehr, das der Klärung dieser Frage dienen 
könnte, zu vermitteln.“ 

Natürlich nehmen wir auch diesen Vorschlag an. Bri- 
gitte macht mit ihm telefonisch einen Termin für den Be- 
such beim Minister ab, und schon ist Weiner am Telefon 
hörbar eingeschnappt. Als Geschäftsführer einer Landes- 
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Wirtschaftsförderungsgesellschaft ist er gewohnt, mit 
dem Chef zu verhandeln und nicht mit einer Sekretärin. 
Die Verletzung der Etikette wird sofort mit gleichem 
vergolten: Den Brief mit der Einladung zum Minister un- 
terschreibt im Gegensatz zu allen anderen Schreiben, die 
wir von der „Rheinland-Pfälzischen Gesellschaft für 
Wirtschaftsförderung“ erhalten, nicht etwa Weiner 
selbst, sondern seine Sekretärin! 

Im Rheinland-Pfälzischen Wirtschaftsministerium ist 
der wissenschaftlich-technische Fortschritt eingezogen. 
Die Schranke an der Einfahrt zum Parkplatz kann nur 
noch mit Hilfe einer Magnetkarte geöffnet werden. Der 
Pförtner muß also erst nach draußen kommen und die 
Karte in den dafür vorgesehenen Schlitz schieben, damit 
wir im Hof des Ministeriums parken können. 

Da der Pförtner nicht vorher von unserem Erscheinen 
informiert wurde, erkundigt er sich erst im Büro des Mi- 
nisters, bevor er uns in die Chefetage läßt. 

Trotz deutlich lesbarer Aufforderung, den Persona- 
lausweis vorzuzeigen, genügt auch hier die Visitenkarte 
des Dr. Seefelder. Der Rheinland-Pfälzische Minister für 
Wirtschaft und Verkehr, Heinrich Holkenbrink, emp- 
fängt uns mit großem Aufgebot. 

Außer ihm, Achim und mir, sind Dr. Weiner, der Ab- 
teilungsleiter für Wirtschaftsförderung Dr. Lenz und ein 
Herr Schneider, ebenfalls aus. dem Ministerium, anwe- 
send. Nach einer dreiviertel Stunde, platzt der Staatsse- 
kretär in die Runde: „Herr Minister, Ihre nächsten Ge- 
sprächspartner warten draußen.“ Minister Holkenbrink 
gibt sich gelassen: „Lassen Sie die mal warten. Die wollen 
ja was von uns. Das Gespräch hier ist wichtiger, weil wir 
ja was von den beiden Herrn wollen.“ 

Was denn wohl? Daß wir die von ihm angebotenen 
Steuergelder nehmen? 

Der Staatssekretär sagt kurz Bescheid und gesellt sich 
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Economic Development 
8/8 & M Unternehmensberatüng zn Ririaland-Pfälzische Gesellschaft 
z. Hd. Herrn Dr. K. $. Seefelder' fir Wirtschafsfördenung mbH 
Am Kräfenharst 27,5 Einhaberafe 1 
nr D-6500 Mainz 1 

4100 Duisburg 29 Telefon 0613162066 

Telex #187 643 wumz 

Telefax OSH31162100 


08.06.1984 
‚Mazız, ern 


Sehr geehrter Herr Dr, Seefelder, 


bezugnehmend auf das Tejefonat vom 6. Juni 1984 mit Frau Jochem 
möchten wir Ihnen den mit Heren Minister Holkenbrink vereinbarten 
Termin am 18. Junt 1984, 10.00 Uhr, noch einmal schriftlich. bestä- 
tigen, Zweckmäßigerweise söllte die Besprechung im Ministerium 
für Wirtschaft und Verkehr, Mainz, Bauhofstraße 4, stattfinden. 
Einen Stadtplan von‘ Mainz haben wir beigefügt, 


Mit freundlichen Grüßen 
1,A, 


/ Fraser 


(Gudrun Frischmann) 
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für die nächste Stunde, bis zum Ende unserer Verhand- 
lung, zu uns. 

Holkenbrink ist ein gewiefter Taktierer. Er macht 
nicht sofort von sich aus Subventionsangebote. Er weicht 
aus, wenn wir auf diese Frage zu sprechen kommen, und 
schildert die Vorteile seines Bundeslandes für die Groß- 
industrie in den leuchtendsten Farben. Die Verkehrsver- 
bindungen sollen noch besser werden: Eine direkte Ei- 
senbahn-Schnellstrecke von Paris über Saarbrücken, 
Ludwigshafen, Mannheim, Stuttgart bis München sei ge- 
plant, sagt er, und eine zweite von Paris über Brüssel ins 
Ruhrgebiet. Ebenso eine neue Autobahn-Direktverbin- 
dung von Rotterdam und Antwerpen nach Rheinland- 
Pfalz. 

Auch die Energieversorgung soll noch weiter ausge- 
baut werden. Nicht etwa mit kleinen Heizkraftwerken 
mit umweltfreundlicher und energiesparender Abwär- 
menutzung. Nein, mit großen Kernkraftwerken. Holken- 
brink: „Ich kann Ihnen sagen, daß wir die Absicht haben, 
in Neupotz ein Kernkraftwerk zu bauen. Das ist das 
zweite Kernkraftwerk in unserem Lande. Das wird die 
RWE bauen.“ 

Vielen Dank für die Information, Herr Minister. Neu- 
potz liegt zwischen Karlsruhe und Speyer auf der linken 
Rheinseite. 

Strom für unseren „Auftraggeber“ will der Minister 
nicht subventionieren. Preisermäßigungen will er auf 
ähnlichem Wege wie Staatssekretär Keussen in Schles- 
wig-Holstein erreichen. Das gibt er uns schriftlich: „Eine 
direkte Subventionierung des Strompreises kann nicht er- 
wartet werden“, schreibt er uns in einem Brief am 5. 7. 
84. Wohlgemerkt nur eine „direkte“, nicht etwa eine indi- 
rekte Subventionierung. Und weiter: „Ich betone jedoch 
unsere Bereitschaft, in Gesprächen mit den zuständigen 
Energieversorgungsunternehmen im Rahmen unserer 
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Möglichkeiten auf eine akzeptable Strompreisfindung 
mit hinzuwirken.“ Leider konnten wir das bei ihm aus 
Zeitgründen nicht mehr ausprobieren. 

Für die Zukunft stellt Holkenbrink auch niedrigere 
Preise durch Stromimporte in Aussicht: „Es gibt Diskus- 
sionen, nicht nur bei uns, französischen Kernenergie- 
strom zu kriegen. Wir sind daran interessiert und zum 
Beispiel auch die BASF. Der baden-württembergische 
Ministerpräsident hat in Paris bereits Verhandlungen ge- 
führt.“ 

Bei direkten Subventionen sieht Holkenbrink in Spey- 
er einige Schwierigkeiten: „Das ist nicht möglich im Rah- 
men der sogenannten Gemeinschaftsaufgabe von Bund 
und Land.“ Sein Abteilungsleiter Dr. Lenz ergänzt: „In 
den letzten Jahren hat sich da bei den Fördermitteln eine 
Verschärfung ergeben. Sie müssen der Europäischen Ge- 
meinschaft angezeigt werden, bzw. von der EG-Kommis- 
sion genehmigt werden, wenn es sich nicht um Förderge- 
biete handelt. Von der Arbeitslosenquote ist das in Spey- 
er problematisch.“ 

Die ist dort zu niedrig für Subventionen. 

Schwierigkeiten gibt’s auch, so Holkenbrink, „weil 
nicht jeder Topf in gleicher Weise zugriffig ist.“ Er meint 
die Geldtöpfe im Landeshaushalt. 

Aber Schwierigkeiten sind dazu da, überwunden zu 
werden. Die Runde einigt sich dann sehr schnell, daß es 
geht - was wir nach unseren Erfahrungen auch nicht an- 
ders erwartet hatten. In seinem Brief an unsere „Unter- 
nehmensberatung“ schreibt Holkenbrink: „Bezüglich der 
Subventionserwartungen Ihres Auftraggebers bei einem 
Erwerb des EIf-Geländes in Speyer habe ich Ihnen die 
Schwierigkeiten einer direkten Investitionsförderung für 
den Standort Speyer (kein Fördergebiet) dargestellt. 
Gleichzeitig habe ich Ihnen jedoch zugesagt, daß das 
Ministerrum für Wirtschaft und Verkehr einen entspre- 
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RheinlandDfalz 
B%] 


i Ministerium füf 
8.8. & M. ÜUnternehmensberatung n 
Z.Hd. Herrn Dr. K.S. Seefelder Wirtschaft und Verkehr 


Am Krähenhorst 27 z Der Minister 
‚#100 Duisburg 29 z Bauhofstraße 4, 6500 Mainz 1 


"Telefon 06131’162201 , 
Telex 4 187 643 wemz 


" Ministersum für Wırsschafs und Xerkehr. Pontfah 3269, 4622 Mainr 1 


Sehr: geehrter Herr Dr. "Seefelner, 
unter Bezugnahme auf unser Gespräch vom 18, Juni 1984, bei dem wir 
Über die Standortsuche im Auftrag eines amerikanischen Großunter- 
nehmens sprachen, möchte ich Ihnen folgende, von mir mündlich ge- 
gebenen Zusagen schriftlich bestätigen: x 

Das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr und ich persönlich stehen 
sowohl Ihnen als auch Ihren. Auftraggebern für weitere Gespräche 
jederzeit. zur Verfügung, = 


Bezugiich der Subventienserwäartungen Ihres Auftraggebers. bei. einem 
Erwerb des Elf»Geländes in Speyer habe ich Ihnen die Schwierigkeiten 
einer direkten Investitionsförderung für den $tandort Speyer (kein 
Fördergebiet) dargestellt. Gleichzeitig habe ich Ihnen jedoch züge- 
'sagt, daß das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr einen ent- 
sprechenden Förderungsantrag in Anbetracht der besonderen Verhält- 
hisse am Arbeitsmarkt Speyer wohlwollend prüfen wird, wobei. die I 
Förderpräferenz aus Gründen der bestehenden Förderpraxis unter 15% " 
der Investitionssumme liegen muß. f 
Eine direkte Subventionierung des Strompreises kann nicht erwartet 
E werden, ich betone jedochunsere Bereitschaft, in Gesprächen mit 
dem Zuständigen Energieversorgungsunternehmen im Rahmen unserer 
Möglichkei ten auf. eine akzeptable Strompreisfindung mit hinzuwirken, 
Pr 2 
Was ‚die. Frage nach .zinsvergünstigten Krediten angeht, sind Sie 
unterrichtet worden, daß entsprechende Möglichkeiten der Landes- 
regierung zur Zinsverbilligung nicht bestehen. Ich wiederhole Jje- 
doch mein Angebot, Ihnen oder. Ihrem Auftraggeber Kontakte zu der 
Landesbank Rheinland-Pfalz zu vermitteln, Die Zinskonditionen selbst 
müßten Verhandlungen zwischen der Landesbank und Ihrem Aufträggeber 
' vorbehalten bleiben. 


Mit freundlichen. Grüßen 


j ER FE, 


{ Holkenbrink- }: 


chenden Förderungsantrag in Anbetracht der besonderen 
Verhältnisse am Arbeitsmarkt Speyer wohlwollend prü- 
fen wird, wobei die Förderpräferenz aus Gründen der 
bestehenden Förderpraxis unter 10% der Investitions- 
summe liegen muß.“ 

Knapp darunter, sagt er mündlich. 

Bemerkenswert: Ein der CDU angehörender Wirt- 
schaftsminister macht einem DKP-Funktionäar ein 
300-Millionen-Angebot. Aber das weiß er damals ja noch 
nicht. 

Natürlich ist das nicht alles, was er uns anbietet. Falls 
wir nach Trier gehen sollten, werden uns zunächst zu- 
sätzlich zur 20Oprozentigen Investitionsförderung und 
Beihilfe, die auch kleineren Betrieben zusteht, 60 % Zu- 
schüsse zu notwendigen Infrastrukturmaßnahmen wie 
Straßen, Schienen und Hafen in Aussicht gestellt. Als ich 
darauf hinweise, daß andere Bundesländer uns das zu 
100 Prozent zu zahlen bereit sind, wird die Zahl sofort 
korrigiert. Lenz: „Im Grunde ist es so, Herr Dr. Seefel- 
der, daß die Kommune als Trägerin dieser Infrastruktur 
den gesamten Aufwand trägt, der notwendig ist, um ei- 
nen Betrieb anzusiedeln. Bis zur Grundstücksgrenze. Sie 
erhält dafür 60 Prozent Zuschuß. Die restlichen 40 Pro- 
zent verbleiben bei den Kommunen.“ 

Natürlich als Extra-Ausgaben. Weiner gibt es uns in 
einem Brief am 6.07.84 auch noch mal schriftlich: „Bei 
den bisherigen Ansiedlungsfällen sind nach unseren In- 
formationen die nicht durch den Landeszuschuß abge- 
deckten Kostenteile in der Regel von der Stadt, dem 
Landkreis und/oder dem Zweckverband Trierer Hafen 
getragen worden.“ 

Nicht nur die Länder, auch die Kommunen buttern al- 
so auch in Rheinland-Pfalz bei Industrieansiedlungen 
kräftig zu. Auf die Landesbank ist er nicht gut zu spre- 
chen, der Herr Minister. Als ich nach zinsverbilligten 


155 


Krediten frage, will er sich zunächst mal gar nicht festle- 
gen: „Also, verzeihen Sie, Herr Dr. Seefelder, wir sind 
augenblicklich... und auch die Landesbank ist sehr sen- 
sibilisiert aufgrund einiger Dinge dort, wo sie Ärger und 
Sorge haben.“ 

Den haben sie wirklich. 

Die größte Leasing-Firma Europas, die “Deutsche An- 
lagen Leasing“ (DAL), die u. a. Einkaufszentren, Fabri- 
ken und Lagerhallen vermietet, steckt in großen finan- 
ziellen Schwierigkeiten.” Allein die Mainzer Landes- 
bank, die mit 26,7 % an der DAL beteiligt ist, muß in die- 
sem Jahr 190 Millionen für die Verluste zuschießen. Im 
letzten Jahr waren es auch schon 100 Millionen DM ge- 
wesen. Man fürchtet, daß insgesamt eine runde Milliarde 
Defizit rauskommen könnte. Auch die Landesregierung 
ist betroffen. Sie ist mit 50 Prozent an der Landesbank 
beteiligt. 

Gar so weit geht des Ministers Sensibilisierung denn 
doch nicht. Er bemängelt zwar, daß er bei uns „im Nebel 
rumstochert“, weil er unseren Auftraggeber noch nicht 
kennt. „Also, was Kredite angeht und was Billigkredite 
angeht, da brauchen wir eine ganz klare Sicht, und da 
müssen wir den Nebel beseitigt haben.“ 

Aber dann ist er doch bereit - trotz Nebel -, Kontakte 
zur Landesbank zu knüpfen. Auch das erhalten wir spä- 
ter schriftlich: „Was die Frage zinsvergünstigter Kredite 
angeht, sind Sie unterrichtet worden, daß entsprechende 
Möglichkeiten der Landesregierung zur Zinsverbilligung 
nicht bestehen. Ich wiederhole jedoch mein Angebot, Ih- 
nen oder Ihrem Auftraggeber Kontakte zu der Landes- 
bank Rheinland-Pfalz zu vermitteln. Die Zinskonditio- 
nen selbst müßten Verhandlungen zwischen der Landes- 
bank und Ihrem Auftraggeber Vorbehalten bleiben.“ 

Zum Ende des Gesprächs versprechen wir dem Mini- 
ster wahrheitsgemäß, den „Nebel“ um unser Projekt im 
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August zu vertreiben und alle Hintergründe offenzule- 
gen. Holkenbrink revanchiert sich: „Wir werden unsere 
Schulaufgaben, die wir übernommen haben in dieser Ge- 
schichte, sofort machen. Sie können davon ausgehen, 
daß ich jederzeit für dieses Projekt für weitere Gesprä- 
che zur Verfügung stehe. Für Ihren Auftraggeber und 
auch für Sie persönlich.“ 
Die Zeiten sind wohl vorbei, Herr Minister. 


Nordrhein-Westfalen: 
Frau Holtermann ist mißtrauisch 


Bei der „Gesellschaft für Wirtschaftsförderung in Nord- 
rhein-Westfalen mbH“ wird Brigitte, unsere „Sekretä- 
rin“, am Telefon mit Frau Holtermann verbunden. Bri- 
gitte geht nach allen Erfahrungen, die wir gemacht ha- 
ben, davon aus, daß sie mit einer Sekretärin spricht, und 
bittet um einen Termin „mit einem Ihrer leitenden Her- 
ren“. „Darf’s auch eine Frau sein?“, fragt Frau Holter- 
mann zurück. 

Sie ist „Projektleiterin‘“ bei der Wirtschaftsförderungs- 
gesellschaft und dort für Verhandlungen mit der Großin- 
dustrie verantwortlich. Es spricht einiges dafür, daß sie 
uns im Gegensatz zu ihren männlichen Kollegen durch- 
schaut hat. 

Zum Teil liegt das sicher auch an uns. Durch unsere 
Erfolge zu sicher geworden, vergessen wir einfach, Frau 
Holtermann einige Informationen über „unser“ Projekt 
zuzuschicken. Sie hat als einziger Gesprächspartner nicht 
ein einziges Mal Post von der „Unternehmensberatung 
S/&M“ erhalten. Außerdem bleibt Achim auf dem Weg 
zum Termin bei ihr auf der Autobahn hängen. Ich muß 
allein auftreten und bin gleich viel unsicherer. Es geht 
eben nichts über ein gut eingespieltes Team. 

Frau Ursula Holtermann glaubt nicht so recht an un- 
seren Riesen-Betrieb. „Also ich muß Ihnen sagen“ meint 
sie, „daß mir das Projekt unwahrscheinlich erscheint. Ich 
hab zuletzt vor 18 Jahren größere Ansiedlungen erlebt. 
50 oder 100 Beschäftigte, das erscheint realistisch. Aber 
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2000? Man könnte fast meinen, daß damit die Förde- 
rungssituation in den Bundesländern getestet werden 
soll.“ Wie recht sie doch hat. Aber das verschweige ich 
ihr damals. 

Zur politischen Situation in Nordrhein-Westfalen und 
ihrem möglichen Einfluß auf die Realisierungschancen 
will sie sich nicht äußern: „Wir geben gar keine politi- 
schen Wertungen ab. Dürfen wir gar nicht.“ Sie verweist 
mich auf die Wirtschafts- und Verkehrsminister, die ja 
ohnehin eingeschaltet werden müßten. 

Im Gegensatz zu ihren männlichen Kollegen sieht 
Frau Holtermann die Tätigkeit der Unternehmensbera- 
tungsgesellschaften und der Industrie bei Unternehmens- 
ansiedlungen recht skeptisch. 

Sie berichtet von einem Betrieb, der fünf Unterneh- 
mensberatungsgesellschaften beauftragt habe: „Die ha- 
ben viel kaputtgemacht. Sind einfach von Kommune zu 
Kommune gegangen, sie haben 30 Standorte untersucht 
und haben die gegeneinander ausgespielt und die Zuwen- 
dungen hochgeschraubt.“ Resignierend fügt sie hinzu: 
„Wissen Sie, die Kommunen stehen im harten Wettbe- 
werb untereinander um die Arbeitsplätze, das ist 
schlimm.“ 

Sie bestätigt damit gleichzeitig, daß wir uns genauso 
verhalten haben wie echte Untenehmensberater. Zum 
Abschluß unseres Gesprächs begleitet mich die skepti- 
sche Frau Holtermann noch in die Tiefgarage, um zu se- 
hen, mit was für einem Auto ich gekommen bin. Aber 
auch der 280 SE kann sie nicht beruhigen. 

Schriftlich bietet sie uns einige Tage später fünf mögli- 
che Standorte für „unseren“ Betrieb an. Und zwar in We- 
sel (Büdericher Insel), im Orsoyer Rheinbogen bei 
Rheinberg, Datteln-Waltrop auf den „Dortmunder Rie- 
selfeldern“, in Dortmund-Ellinghausen am Dortmund- 
Ems-Kanal und in Hünxe, wo wir mit der BP über das 
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Gelände der stillgelegten BP-Raffinerie verhandeln sol- 
len. 

Dort stehen uns nach dem Gesetz Fördermittel zwi- 
schen 15 und 20 Prozent der Gesamtinvestitionen zu. 
Darüber hinaus macht uns Frau Holtermann keine Zusa- 
gen. 

Dafür bittet sie die Firma Schimmelpfenng um eine 
Auskunft über die „Unternehmensberatung S/S&M“. Je- 
denfalls nehmen wir an, daß sie es war. Die größte Wirt- 
schaftsauskunftei in der Bundesrepublik, zu deren Kun- 
den zahlreiche Behörden und Betriebe gehören, sammelt 
Informationen über die wirtschaftlichen Verhältnisse von 
Firmen und Einzelpersonen. 

Herr Dawidowski vom Duisburger Büro von Schim- 
melpfenng ruft bei Brigitte im „Büro“ an. Er hat noch 
keine Karteikarte über uns vorliegen und will wissen, in 
welcher Stadt wir im Handelsregister eingetragen sind. 
Brigitte kann seine Fragen nicht beantworten. Sie kün- 
digt für den gleichen Nachmittag einen Rückruf von Dr. 
Seefelder an. Wir rufen sofort den Mitarbeiterstab unse- 
rer „Unternehmensberatung“ zu einer Krisensitzung zu- 
sammen. Aus für S/S&M? Nein, so schnell geben wir 
nicht auf. 

Telefonisch stellen wir fest, daß sich nur Firmen ins 
Handelsregister eintragen lassen können, die auch Han- 
del treiben. Das aber trifft für uns ja nun wahrhaftig 
nicht zu. Glücklicherweise gibt es auch keine Standesor- 
ganisation oder ähnliches, in der man als Unternehmens- 
berater vertreten sein müßte. Wie beruhigend! 

Am Nachmittag rufe ich Herrn Dawidowski zurück. 
„Nein, ins Handelsregister kommen wir nicht hinein, 
weil wir keinen Handel treiben“, bedaure ich. „Leider 
gibt es für Unternehmensberater noch keine öffentlich- 
rechtliche Körperschaft. Die Bestrebungen dafür sind im 
Gange. Aber sie sind noch nicht weit genug gediehen.“ 
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Industrieanstedtung 


Sie haben dargestellt, daß öffentliche Förderhilfen für die Realisierung 
des Vorhabens von ausschlaggebender Bedeutung sind. Es kommen also nur 
Standorte mit hoher Förderpräferenz in Frage. 

Weiterhin haben Sie angedeutet, daß es keineswegs sicher ist, ob das 
Projekt überhaupt realisiert wird. Die Konkretisierung ist gebunden 

an neue gesetzliche Regelungen bezüglich der Abgaswerte. 


Für ein solches Projekt dieser Größenordnung müssen detaillierte und 
sehr sorgfältige Recherchen durchgeführt werden. Sie haben uns einen 
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sehr unfassenden Fragenkatalog aufgegeben und für die Bearbeitung eine 
Woche Zeit gegeben. 


Wir möchten noch einmal deutlich machen, daß sorgfältige Standortstudien 
nicht innerhalb von einer Woche erstellt werden kömen, zımal wir sehr 
konkrete Ansiedlungsprojekte bearbeiten, die zeitmäßig nicht zurückger 
stellt werden können. Auch unsere kommunalen Partner, in deren Planungs- 
hoheit die in Frage katmenden Grundflächen liegen, können den umfassenden 
Fragenkomplex nicht innerhalb von einer Woche beantworten. Die Bedeutung 


dieses Projektes schließt schnelle und oberflächliche Untersuchungen 
völlig aus. 


In einem Gespräch mit der Staatskanzlei Abt. Landesplanung haben erste 
Recherchen ergeben, daß gemäß Iandesentwicklungsplan VI die Anforderungen 
des Projektes bezüglich Geländegröße und Infrastruktur nur an wenigen 


Standorten am Rhein und am Kanal erfüllt werden können. Eine Realisierung 
Ses Projektes an diesen Standorten wäre nur mittelfristig möglich. 


ist ein wei’ E 
una sahr gute Anskedtund 


Das ist frei erfunden, aber Herr Dawidowski hat 
schon davon gehört. Er freut sich über meine Auskunfts- 
freudigkeit und fragt höflich an, ob er noch einige zu- 
sätzliche Informationen bekommen kann, denn „wie ich 
sehe, sind Sie ja Mitinhaber der Firma. Die Auskünfte 
von den Chefs sind uns immer am liebsten. Da kann man 
sich wenigstens drauf verlassen.“ 

Ich erzähle ihm wahrheitsgemäß, daß unsere „Firma“ 
noch relativ jung ist und erst seit Februar 1984 besteht. 
Die drei Chefs und Inhaber beschäftigen vier Angestellte. 
Wenn man alle zusammenrechnet, die sich, wenn auch 
zum größten Teil nur kurze Zeit - an den Vorbereitun- 
gen unserer Gespräche mit Ministerien und Wirtschafts- 
förderungsgesellschaften beteiligt haben, ist auch diese 
Zahl realistisch. Daß alle „Angestellten“ und auch die 
Chefs nur nebenberuflich und unbezahlt tätig waren, 
verschweige ich ihm. Er fragt aber auch gar nicht da- 
nach. Für die wenigen noch ungeklärten Fragen, wie 
Bankverbindungen des Unternehmens und ähnliches 
schickt Dawidowski uns einen Fragebogen zu. Wegen 
„Arbeitsüberlastung‘“ haben wir ihn leider bis heute nicht 
beantworten können 

Ein so vertrauenerweckendes Unternehmen wie die 
„Unternehmensberatung S/S&M“ möchte die Firma 
Schimmelpfenng natürlich zu ihren Kunden zählen. Da- 
widowski fragt mich, ob wir nicht auch die Dienste sei- 
nes Arbeitgebers in Anspruch nehmen wollen. Denn „wir 
können Sie über die Seriosität Ihrer potentiellen Ge- 
sprächspartner informieren.“ Nach eingehender Prüfung 
haben wir beschlossen, von seinem Angebot Abstand zu 
nehmen. 

Wenige Tage später wird’s noch dramatischer. Vor 
Otmars Wohnung - unserem „Büro“ - taucht ein VW- 
Bus auf, der keinem Anwohner gehört und den ganzen 
Tag dort stehen bleibt. Nur gelegentlich schaut ein ge- 
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heimnisvoller Insasse zwischen den zugezogenen Vor- 
hängen hervor. Ich bin ziemlich sicher, daß ich verfolgt 
werde. Deshalb halte ich auf einer vielbefahrenen Straße 
in der Kölner Innenstadt, trotz Halteverbot und Ver- 
kehrsbehinderung, einfach an. Ein dicker Mercedes fährt 
an mir vorbei und stoppt 200 Meter vor mir. Das Spiel 
wiederholen wir mehrfach. War’s Zufall, der Verfas- 
sungsschutz oder die Großindustrie, die mehr über die 
Beraterfirma der „Konkurrenz“ wissen wollte? Wir wer- 
dend wohl nicht erfahren. Als ich schließlich noch einen 
Brief mit dem Aufkleber „Vorsicht - Feind liest mit“ be- 
komme, beschließen wir, unser Projekt langsam zum Ab- 
schluß zu bringen. Lange hätten wir sowieso nicht mehr 
weitermachen können, denn sowohl Brigitte, als auch 
Achim haben endlich „richtige“, nämlich bezahlte Arbeit 
gefunden. 

Um vor unliebsamen Überraschungen geschützt zu 
sein, schreibe ich das Buch nicht zuhause, sondern bei 
Bekannten. Achim hilft dabei. Kaum sind wir dort mit 
mehreren Kartons voller „Firmenunterlagen“ eingezo- 
gen, parkt ein brauner Audi direkt vor der Haustür. Die 
beiden männlichen Insassen im Wagen sprechen angeregt 
in ein Walky-Talky. Kurze Zeit später fährt ein Polizei- 
Streifenwagen vor. Die uniformierten und zivilen Polizi- 
sten steigen aus, gehen auf die Haustür zu und klingeln. 
Wie sich herausstellt - große Erleichterung bei uns - su- 
chen sie einen Handtaschenräuber. Da die Beschreibung 
auf uns nicht paßt, ziehen sie wieder ab. Wir waren’s 
auch wirklich nicht. Ehrenwort! 


Vom Unternehmensberater zum Karriere- 
bestatter - S/S&M macht weiter 


Bereits 1979 sagte der ehemalige Hamburger Bürgermei- 
ster Klose in seiner Rede vor dem 4. Kongreß der Sozial- 
demokratischen „Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer- 
fragen“ der SPD, daß 60 % des Bundesgebietes Förder- 
gebiet im Sinne der Gemeinschaftsaufgabe von Bund und 
Ländern seien. Die verbleibenden 40 % würden von Län- 
dern und Kommunen „aus eigener Kraft gefördert, so 
daß man mit nur geringer Übertreibung sagen kann, daß 
heute das gesamte Bundesgebiet Wirtschaftsförderungs- 
gebiet ist.“ 

Laut Klose war es „die Praxis“, daß in erster Linie die 
Großunternehmen von staatlicher Förderung profitier- 
ten. Der damalige Hamburger Bürgermeister: „Wer hat 
eigentlich Teil an dem mit öffentlichen Mitteln erwirt- 
schafteten Gewinn? Was ist die Gegenleistung für die 
vom Staat gegebene Hilfe?“ Eine angemessene Zahl von 
Arbeitsplätzen jedenfalls nicht, denn oft gehen „als Folge 
öffentlich geförderter Rationalisierung Arbeitsplätze ver- 
loren.‘“2° 

Denn staatliche Wirtschaftsförderung war nach Kloses 
Darstellung ohne jede Erfolgskontrolle. 1979 bestand für 
die gesamte Bundesrepublik keine einzige Stelle, die der- 
artige Maßnahmen „zentral registriert, geschweige denn 
auswertet.‘“ 

Nicht nur daran hat sich bis heute nichts geändert. 
Weder unter der früheren SPD/FDP- noch unter der 
heutigen CDU/CSU/FDP-Bundesregierung. 
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In seiner Regierungserklärung am 4. 5. 1983 erklärte 
Bundeskanzler Kohl vor dem Bundestag, er wolle in der 
Wirtschaftspolitik „nicht mehr Staat, sondern weniger“.?! 

Noch im Dezember 1983 schrieb er im Handelsblatt: 
„Die Bundesregierung bleibt fest entschlossen, den Sub- 
ventionsabbau in Angriff zu nehmen.“ 

Schon die offiziell erhältlichen Planzahlen aber zeigen 
eine gegenteilige Entwicklung. Im jüngsten Subventions- 
bericht der Bundesregierung werden für 1984 offiziell 30 
Milliarden DM an Subventionen ausgegeben. Nur vom 
Bund. Die geplanten Ausgaben der Länder und Gemein- 
den sind in dieser Zahl nicht berücksichtigt. Allein für 
die „regionale Strukturförderung“ wollen Bund und Län- 
der in den nächsten vier Jahren 57 Milliarden DM ausge- 
ben.” Ein erheblicher Teil davon fließt direkt oder indi- 
rekt in die Taschen der Großkonzerne. 

Gleichzeitig wurden und werden Voraussetzungen für 
weitere steuerliche Entlastungen des großen Kapitals ge- 
schaffen. Zu Lasten der „kleinen Leute“, denn die haben 
die zusätzlichen Milliardenaufwendungen für die Indu- 
strie zu tragen, z. B. durch erfolgte Kürzungen im 
Sozialetat und beim Arbeitslosengeld. 

Die gerade von der derzeitigen Bundesregierung viel- 
gepriesene „freie Marktwirtschaft“ existiert schon längst 
nicht mehr. Im Gegenteil. Unsere Untersuchungen haben 
bestätigt, daß der Staat in großem Umfang zugunsten 
der Großindustrie in die Wirtschaft eingreift. Er ver- 
schenkt Steuergelder und Grund und Boden, sorgt für ei- 
ne Verbilligung von Energiepreisen und dafür, daß pro- 
fitschmälernde Umweltschutzeinrichtungen nicht einge- 
baut zu werden brauchen. Er schützt die Großindustrie 
sogar vor empörten Bürgern. Nicht nur bei Demonstra- 
tionen, wo die Polizei zum Schutz des Kapitals aufgebo- 
ten wird. Er kauft, wie in Brunsbüttel geschehen, Gelän- 
de in der Umgebung der Industriebetriebe auf und macht 
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damit erfolgreiche Einsprüche z. B. gegen den Neubau 
einer Fabrik wegen Umweltgefährdung unmöglich. Der 
Staat hält sich also keinesfalls zurück, und er ist auch 
nicht neutral. Er tritt gezielt als Sachwalter der Interes- 
sen der Großindustrie auf. Und das ganz besonders aus- 
geprägt in den von der CDU regierten Ländern. Die 
Wirtschaftsförderung wird uns offiziell mit der Schaf- 
fung neuer und der Sicherheit bestehender Arbeitsplätze 
begründet. 

In der Praxis hat sie damit kaum etwas zu tun. Das 
zeigt sich an den Arbeitslosenzahlen für die ganze Bun- 
desrepublik, die trotz steigender Subventionen stetig in 
die Höhe klettern. Das kann man aber auch an den uns 
angebotenen Subventionen zeigen. 

Nehmen wir als Beispiel die Stadt Peine. Dort stehen 
jedem Unternehmer zu: 

Millionen DM 
Investitionszuschuß und -Zulage maximal 25 %, 


macht für „unseren“ Betrieb..............neeeeneeeeneeeenneeeenneeennnnn 825 
Einarbeitungszuschüsse für maximal 1 Jahr, 
80 % von 100 Millionen DM Lohnsumme.............nce 80 


„Zonenrand“-Sonderabschreibung, 

macht bei 3,3 Mrd. DM eine Steuerersparnis von”*..... 992 
Investitionszuschuß für Kohlekraftwerk mit 
Abwärmenutzung, 35 % von 430 Mio. DM 
Investitionssumme, macht.......uueenssesesseesenseeeenneneennnnennennene 150 
Zusätzlich erhalten wir als vermeintliche 

Vertreter des Großkapitals angeboten: 

kostenloses Grundstück, 120 ha, 


Annahme 100 DM/m?...annnnnnssennsenennnnnnnnnnnnnnnn ca.120 
Strompreissubventionierung 
(Annahme: von 10 auf 5 Pf/kWh) ...............cnnen. 240 


Auch eine Landesbürgschaft, die uns in Aussicht ge- 
stellt wurde, ist bares Geld wert. Da die Banken dann 
keinerlei Kreditrisiko mehr zu tragen haben, verlangen 
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sie weniger Zinsen. Bei Großkrediten heute etwa 5,25 
statt normalerweise 8 %.”°. Würde „unser“ Betrieb mit ei- 
nem Eigenkapitalanteil von 18,5 % erstellt, käme bei ei- 
ner Landesbürgschaft über die dann zur Finanzierung 
noch fehlenden 282,5 Millionen DM ein Zinsvorteil von 
7,8 Millionen DM für unseren „Auftraggeber“ heraus. 
Wieder zu Lasten der Staatskasse, denn die hätte ja ein- 
zuspringen, wenn der Kredit nicht zurückbezahlt würde. 

Die uns bis hierher in Aussicht gestellte Gesamt-För- 
dersumme beträgt nach dieser Rechnung etwa 
2 414 800 000 DM. Um diese Summe zu erbeuten, müßte 
ein Gangster, der bei jeden Überfall 20 000 DM kassiert, 
120 740 Banken ausrauben. Bei täglich 10 Überfällen 
brauchte er dazu mehr als 46 Jahre - vorausgesetzt, er 
würde nicht vorher erwischt. 

Trotzdem ist der hier berechnete Betrag zu niedrig an- 
gesetzt. Denn nicht enthalten in der Rechnung - weil von 
uns nicht kalkulierbar - sind die Kosten für die von der 
Stadt geplante Verlegung der Straße vom zukünftigen 
„Firmengelände“ ebenso wie die für den Neubau von 
Straßen, Schienen und den Hafen sowie für die Verle- 
gung von Frischwasser-, Abwasser-, Strom- und Gaslei- 
tungen, die nach den uns gemachten schriftlichen Aussa- 
gen der Großindustrie ebenfalls aus Steuergeldern be- 
zahlt werden. Was sicher nochmal einige hundert Millio- 
nen DM zusätzlich ausmacht. 

Nicht enthalten sind auch die Steuergelder, die mögli- 
cherweise später wieder von der Stadt Peine an unseren 
„Auftraggeber“ zurückgeflossen wären, hätte es ihn tat- 
sächlich gegeben. Ebenso ist es uns nicht möglich, zu be- 
rechnen, wieviel unser „Auftraggeber“ durch die in Aus- 
sicht gestellte staatliche „Unterstützung in der Anlauf- 
phase“ des Betriebes durch die Landesregierung gespart 
hätte. Und die „Frachtkostenzuschüsse“, die es im soge- 
nannten „Zonenrandgebiet“ auch noch gibt. 


168 


Für uns auch nicht kalkulierbar sind schließlich die 
Folgekosten, die sich aus der eingeplanten Vergiftung 
der Umwelt ergibt. Auch die hätte nach gängiger Praxis - 
sofern da mit Geld überhaupt etwas zu retten ist - der 
Staat zu zahlen 

Ein Teil der Subventionen steht jedem Unternehmer 
per Gesetz zu. Über den Rest, der offensichtlich nur an 
die Großindustrie vergeben wird, haben wir lediglich ei- 
ne Gesamtzeit von knapp zwei Stunden verhandelt. Im 
Ministerium in Hannover und am Telefon. Und wir hat- 
ten mit derartigen Dingen überhaupt keine Erfahrungen. 
Ein echter Großkapitalist oder ein echter Unternehmens- 
berater würde sicher nicht nach so kurzer Zeit aufgeben. 
Sondern erst richtig anfangen, über viele Monate und so- 
gar Jahre weiterverhandeln und die Bundes- und EG- 
Länder ebenso wie die in Frage kommenden Städte 
gegeneinander ausspielen. Wir sind nach unseren kurzen 
Erfahrungen sicher, daß er noch viele hundert Millionen 
zusätzlich herausholen würde. 

Aber auch so ist das uns angebotene Steuergeschenk 
schon bedeutend höher als der durchschnittliche Eigen- 
kapitalanteil der Unternehmen bei Investitionen. Der 
liegt nach einer Information des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie (BDI) in der Bundesrepublik derzeit 
im Schnitt bei etwa 18,5 Prozent”. Die uns nach so kur- 
zer Zeit versprochenen Zuschüsse betragen dagegen 73,2 
Prozent der angegebenen Investitionssumme. Anders 
ausgedrückt: Wir als Steuerzahler würden bei diesem Re- 
chenbeispiel fast viermal so viel Geld für den Aufbau des 
neuen Unternehmens bezahlen, wie die Unternehmer 
selbst. Die aber würden natürlich den gesamten Gewinn 
einkassieren. Das gilt sicher nicht nur für Niedersachsen. 
Da die Großindustrie nicht nur dort investiert, ist anzu- 
nehmen, daß die anderen Bundesländer bei länger dau- 
ernden Verhandlungen finanziell nachgezogen hätten. 
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Würde das Werk tatsächlich gebaut, würden es die po- 
litisch Verantwortlichen trotzdem mit Sicherheit als Er- 
gebnis unternehmerischer Dynamik und als Beweis für 
die Überlegenheit des „marktwirtschaftlichen Systems“ 
feiern. Die vorgegebene Begründung, die staatlichen Zu- 
schüsse wären zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
notwendig, ist leicht zu widerlegen. Nehmen wir an, es 
würden tatsächlich die vage versprochenen 2 000 Arbeits- 
plätze geschaffen. Das ist ausgesprochen unwahrschein- 
lich. In jedem uns bisher bekannten Fall wurden vor der 
Ansiedlung von Großbetrieben von den Eigentümern viel 
mehr Arbeitsplätze versprochen, als schließlich tatsäch- 
lich geschaffen wurden. Unterstellen wir, daß durch die 
Betriebsansiedlung keine vorhandenen Arbeitsplätze ver- 
nichtet wurden - etwa in der Landwirtschaft oder im 
Fremdenverkehrsgewerbe - was auch recht unwahr- 
scheinlich scheint. Nehmen wir weiter an, die von uns be- 
rechneten staatlichen Zuschüsse würden sich bis zum 
Endausbau des Betriebes nicht erhöhen und es würden 
auf den Staat keine Folgekosten - etwa durch Umwelt- 
schäden zukommen. Auch das ist ja, wie oben dargestellt, 
nicht sehr wahrscheinlich. Dann würde ein einziger Ar- 
beitsplatz den Staat 1.207.400 DM an Zuschüssen aus 
Steuergeldern kosten. Ohne die vielen Zusagen für Sub- 
ventionen, die wir nicht in Mark und Pfennig ausrechnen 
können. 

Würde der Staat selbst Geld für die Schaffung von Ar- 
beitsplätzen ausgeben, käme viel mehr dabei heraus. 
Sinnvolle Möglichkeiten dafür gibt es in großer Zahl. 

Nehmen wir z. B. den Ausbau der Fern- und Nahwär- 
me. Wird die Abwärme von Kraftwerken genutzt, kön- 
nen große Mengen an Energie eingespart, die Abgasmen- 
gen erheblich reduziert und damit die Umwelt entlastet, 
die Heizkosten für die Bevölkerung gesenkt und zahlrei- 
che neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Das Bundes- 
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ministerium für Forschung und Technologie hat berech- 
net, daß es volkswirtschaftlich sinnvoll wäre, 25 Prozent 
aller bundesdeutschen Haushalte an die Abwärmenut- 
zung anzuschließen.” 

Bisher sind es erst sieben bis acht Prozent. Weil Ab- 
wärmenutzung für die Energiekonzerne nicht genügend 
profitabel ist. Ein Arbeitsplatz beim Fernwärmeausbau 
kostet jährlich etwa 50.000 DM.®. Würde das Geld, das 
uns als Subventionen zugesagt wurde, für den Ausbau 
der Abwärmenutzung verwendet, könnte man damit 
4.830 Arbeitsplätze für zehn Jahre sichern und gleichzei- 
tig die Umwelt entlasten und Energie einsparen. Das sind 
fast zweieinhalbmal so viel, wie von uns als vorgeblichen 
Kapitalvertretern für den gleichen Betrag vage verspro- 
chen, Sogar die bedrohten Arbeitsplätze im Stahlwerk 
Peine-Salzgitter wären dann zu retten. Denn für den 
Ausbau der Fern- und Nahwärme werden große Mengen 
an Stahl benötigt: für die Heizrohrleitungen und den 
Maschinenpark. Mit dem gleichen Geld könnte man 
auch für fast 40 000 Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
die 35-Stunden-Woche zehn Jahre lang bezahlen. Bei 
vollem Lohnausgleich. Und gleichzeitig fast 5000 Neu- 
einstellungen vornehmen. 

Wir wollen uns trotzdem nicht grundsätzlich gegen je- 
de staatliche Förderung aussprechen. Nicht für die 
Großindustrie natürlich mit ihren riesigen Gewinnen. 
Wir sind uns bewußt, daß sich mit Subventionen weder 
die Arbeitslosigkeit beseitigen noch die Umweltprobleme 
lösen lassen. Allenfalls können in Einzelfällen für eine 
bestimmte Zeit Detailverbesserungen erreicht werden. 

Subventionen erscheinen nur dann sinnvoll, wenn die 
Mittel zweckgebunden für die Sicherung bestehender 
oder die Schaffung neuer Arbeitsplätze eingesetzt wer- 
den, wenn eine Beeinträchtigung der Umwelt ausgeschlo- 
sen werden kann. Außerdem sollten Subventionen immer 
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nur in Form von staatlichen Beteiligungen oder Darle- 
hen, nicht als Schenkungen vergeben werden, wie heute 
üblich. 

Auch die Verwendung der Beteiligungen und Darle- 
hen muß natürlich einer demokratischen Kontrolle durch 
Gewerkschaften und Belegschaften unterliegen. Fehlt sie, 
verhalten sich - wie wir mehrfach gesehen haben - sogar 
Betriebe, die sich vollständig in öffentlichem Eigentum 
befinden, wie z. B. Stadtwerke, wie ganz normale kapita- 
listische Unternehmen. Wie wir mit Hilfe unserer „Un- 
ternehmensberatung“ feststellen konnten, versprachen 
die meisten politisch Verantwortlichen in den Städten, 
Gemeinden und Bundesländern ohne jeden Skrupel Sub- 
ventionen und andere Zuwendungen, die weit über den 
im Gesetz vorgesehenen Rahmen hinausgehen. 

Die Ermittlungen der Bonner Staatsanwaltschaft ha- 
ben ans Licht gebracht, daß Dutzende von Politikern aus 
CDU, CSU, FDP und SPD im Verdacht stehen, vom 
Flick-Konzern illegal Geldzuwendungen erhalten zu ha- 
ben. Unter ihnen befindet sich auch Bundeskanzler Kohl. 
Gegen die beiden ehemaligen Wirtschaftsminister Otto 
Graf Lambsdorff und Hans Friderichs wurde wegen des 
Verdachts der Bestechlichkeit und Vorteilsannahme An- 
klage erhoben. 

Volksvertreter sind nach Artikel 38, Absatz 1 des 
Grundgesetzes „an Aufträge und Weisungen nicht ge- 
bunden“. Der Verdacht liegt nahe, daß viele von ihnen - 
nicht nur die Angeklagten Lambsdorff und Friderichs - 
sehr wohl an Überweisungen gebunden sind. Und das 
nicht nur von Flick. Aber auch Volksvertreter, denen das 
Wohl ihrer Wähler am Herzen liegt, haben unter den ge- 
genwärtigen ökonomischen und politischen Verhältnis- 
sen keine Chance. Die Großindustrie sitzt am längeren 
Hebel. 

Nur in den Chefetagen und nicht etwa in den Rathäu- 
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sern wird entschieden, wo Arbeitsplätze geschaffen oder 
vernichtet, Betriebe geschlossen oder neu gebaut werden. 
Solange sich das nicht ändert, sind die Städte und Ge- 
meinden und auch die Bundesländer erpreßbar, werden 
sie täglich erpreßt: Investiert wird nur da, wo die höch- 
sten Zuschüsse fließen. Bürgermeister und Minister, die 
nicht bereit sind, immense Subventionen und möglicher- 
weise sogar noch Bestechungsgelder zu bezahlen, kön- 
nen heute kaum noch Industrieansiedlungen verbuchen 
und müssen Entlassungen und sogar Betriebsstillegungen 
befürchten. 

Daran wird sich nichts ändern, es sei denn, die Groß- 
industrie wird entmachtet. Und genau dafür wird die Fir- 
ma „S/S&M“ auch in Zukunft kämpfen. Denn wir ma- 
chen weiter. Und wenn Ihr eine Idee für unsere weiteren 
Aktivitäten habt, meldet Euch doch mal bei uns. 

Einer neuen, interessanten und vielversprechenden 
Aufgabe haben wir uns schon zugewandt. Damit die 
Auskunftei Schimmelpfenng nicht wieder umfangreiche 
Recherchen anstellen muß, haben wir ihr das schon in ei- 
nem Brief mitgeteilt: 


Untemehmensberatung S/ S&M Dr.K.S.Seefelder Am Krähenhorst 27 
0. Steinbicker 4100 Duisburg 29 

G.R.Muller Tel. 02 03/76 52 78 
21.8.1984 


Sehr geehrte Damen und Herren! 


Wir möchten Sie davon in Kenntnis 
setzen, daß die Firma S/S&M 
zukünftig nicht mehr als 
Unternehmensberatung, sondern als 
Institut für Karrierebestattung tätig ist. 


Hochachtungsvoll 
(Dr. Seefelder) 


Das Team von „S/S&M“ möchte sich bei folgenden Da- 
men, Herren und Institutionen bedanken. Ohne ihre Hil- 
fe wäre dieses Buch nicht zustande gekommen: 
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Name 


Staatssekretär 
Dr. Keussen 


Minister Heinrich 
Holkenbrink 
DKP-Parteivorstand 
Herr Etschberger 
Herr Buss 


Dr. Kobel 


Herr Senger 

Herr Raabe 

Herr Kronenberg 
Dr. Oesterwind 
Herr Gather 
Direktor Theis 
Herr Katzenmeier 
Senatsdirektor 
Kölling 


Herr Birkhan 
Dr. Steffen 
Dr. Boß 

Herr Friedrich 
Herr Freesen 
Herr Thomas 


Herr Eisbein 
Herr Lange 
Dr. Weiner 


Herr Seiler 


Institution 


Ministerium f. Wirtschaft u. 
Verkehr Schleswig-Holstein 
Ministerium f. Wirtschaft u. 
Verkehr Rheinland-Pfalz 
Düsseldorf 

Stadtwerke Augsburg 

Amt für Wirtschaftsförderung 
der Stadt Augsburg 

Amt für Wirtschaftsförderung 
der Stadt Pforzheim 
Stadtwerke Wuppertal 
Stadtwerke Wuppertal 
Stadtwerke Wuppertal 
Stadtwerke Düsseldorf 
Stadtwerke Düsseldorf 
Stadtwerke Solingen 
Stadtwerke Solingen 
Behörde für Wirtschaft, Ver- 
kehr und Landwirtschaft der 
Hansestadt Hamburg 

wie oben 

Elektrizitätswerke Hamburg 
Stadtdirektor Peine 
Stadtwerke Hannover 
Stadtverwaltung Hannover 
Vereinigte Elektrizitätswerke 
Westfalen (VEW) 

Stadtwerke Aachen 

wie oben 
Rheinland-pfälzische Gesell- 
schaft für Wirtschaftsförderung 
wie oben 
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Unternehmensberater bei der 


Firma 

Herr Torwirth Stadtwerke Mainz 

Herr Siebert Stadtwerke Hagen 

Dr. Müller Oberstadtdirektor Hagen 

Herr Butz Bürgermeister von Schwäbisch- 
Gmünd 

Dr. Osterhus PESAG 

Herr Müller-Linnow Wirtschaftsförderungsgesell- 
schaft Paderborn 

Dr. Endres EWAG (Nürnberg) 

Herr Seel wie oben 

Dr. Moll Amt für Wirtschaftsförderung 
der Stadt Kiel 


Günter Wallraff und Werner Heine möchten wir für vie- 
le Tips und Ratschläge danken. Und natürlich auch allen 
anderen, die uns geholfen haben. 
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